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das Recht auf Bildung ist ein fundamentales Menschenrecht. Kin-
der und Jugendliche werden jedoch bei der konkreten Umsetzung 
dieses in der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ festge-
schriebenen Rechts selbst in Deutschland immer noch häufig vor 
inakzeptable Hindernisse gestellt. Die Deutsche Kinderhilfe setzt 
sich daher für die Schaffung eines gerechten Bildungssystems ein, 
das allen jungen Menschen gleichermaßen Chancen auf eine gute 
Bildung ermöglicht – und das von Anfang an! Kinder im Kita-Alter 
haben noch etwa doppelt so viele Synapsen wie ihre Eltern. Es ist 
besonders fatal, diese Schaltstellen nicht zu nutzen, weil sie sich 
sonst zurückbilden. Qualitativ hochwertige Bildungsangebote und 
Förderungen in Kitas sind demzufolge besonders wichtig, damit 
sich möglichst viele dieser Gehirnverbindungen intensiv ausprägen 
können und so beste Voraussetzungen für die weitere Entwicklung 
geschaffen werden. Bis wir aber eine verlässliche Kita-Qualität in 
ganz Deutschland haben, ist es noch ein sehr weiter Weg.

Nach wie vor brisant und ungelöst im Hinblick auf das Thema 
Bildung ist hierzulande auch das Gerechtigkeitsproblem: Der Bil-
dungserfolg unserer Kinder hängt wie in kaum einem anderen 
OECD-Staat stark vom Bildungsstand und Geldbeutel der Eltern ab. 
Soziale Disparitäten verstärken sich meist im Bildungsverlauf von 
der Kita über die Grund- und weiterführende Schule bis hin zum 
Studium oder der Berufsausbildung. Dies ist insofern brisant, da der 
Bildungserfolg großen Einfluss auf die spätere Lebenssituation, die 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt, die Gesundheit und gesellschaftli-
che Teilhabe hat. Gerechtigkeitsdefizite sind darüber hinaus beim 
direkten Vergleich der einzelnen Bundesländer und Kommunen zu 
erkennen. Zwar ist unter anderem durch den Ausbau der Ganztags-
schulen bundesweit eine Tendenz zu mehr Chancengerechtigkeit zu 
beobachten. Dennoch ist die Kluft zwischen den einzelnen Bun-
desländern in den letzten 15 Jahren sogar gewachsen. Auch die 
Leistungsfähigkeit divergiert von Bundesland zu Bundesland stark. 
Es darf nicht sein, dass die Anforderungen an das Abitur in Bremen 
bei weitem nicht denen in Sachsen oder Bayern entsprechen!

Problematisch gestaltet sich auch die Realisierung der Inklusion 
von Kindern mit Behinderung oder Migrationshintergrund. Kinder 
mit Behinderung erleben häufig den Ausschluss vom gemeinsamen 
Unterricht. Aktuelle Statistiken zeigen, dass der Anteil der Schul-
kinder, die Förderschulen besuchen, nur sehr langsam zurückgeht. 
Viele Lehrkräfte fühlen sich mit dieser Aufgabe überfordert. Von 
„Schein-Inklusion“ und Separationsstillstand ist die Rede. Hinzu 
kommen jedes Jahr immer noch etwa sechs Prozent der Schüle-
rinnen und Schüler, die die Schule ohne Abschluss verlassen, bei 
denen folglich das Armutsrisiko deutlich erhöht ist. Familien mit 
niedrigem sozioökonomischem Status fühlen sich zudem oft vom 
Staat im Stich gelassen, weil sie außerschulische Therapien, z. B. 
bei einer bestehenden Legasthenie oder Dyskalkulie, nicht finan-
zieren können. Der boomende Nachhilfemarkt ist darüber hinaus 
ein Zeichen für das Versagen unseres Schulsystems.

Insgesamt kommt im deutschen Schulsystem die individuelle 
Förderung zu kurz, obwohl sie in den Schulgesetzen der meisten 
Bundesländer bereits verankert ist. Schulkindern gelingt es daher 
häufig nicht, ihre individuellen Talente und Potenziale zur Entfal-
tung zu bringen. Die Deutsche Kinderhilfe fordert daher, dass je-
des Kind und jeder Jugendliche in seiner Einzigartigkeit und mit 
seinen Fähigkeiten wertgeschätzt und bestmöglich gefördert wird. 
Die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte muss endlich diesen He-
rausforderung angepasst werden! Ebenfalls besteht die dringende 
Notwendigkeit, das Thema Digitalisierung verpflichtend in die Aus- 
und Weiterbildung der Lehrkräfte zu implementieren. Wie sollen 
unsere Kinder sonst die nötige Medienkompetenz erwerben, wenn 
– wie die aktuelle Studie des Monitors „Lehrerbildung“ zeigt – Leh-
rerinnen und Lehrer ihr Studium heutzutage immer noch abschlie-
ßen können, ohne den pädagogisch sinnvollen Einsatz digitaler 
Medien im Unterricht erlernen zu müssen? Und müsste darüber 
hinaus nicht angesichts der zunehmenden Bedrohung durch ra-
dikal dschihadistisch und salafistische Gruppierungen das Thema 
Radikalisierung und deren Prävention verstärkt in die Lehreraus- 
und -fortbildung eingebracht werden? Vermehrt werden auch min-
derjähre Schülerinnen und Schüler gezielt für diese Gruppierungen 
angeworben und wirken mit. In der Schule sollten möglichst alle 
jungen Menschen erreicht werden, um sie entsprechend aufzuklä-
ren und vor Radikalisierung zu schützen. 

Über diese und viele weitere aktuelle bildungspolitische Fragen, 
Probleme und Herausforderungen berichten wir mit interessanten 
Artikeln, Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundes-
politik sowie Beiträgen namhafter Expertinnen und Experten. Unser 
Bildungsmagazin informiert Sie kompakt und kompetent über die 
Bildungssituation von Kindern und Jugendlichen in Deutschland 
sowie über beispielhafte Projekte, es soll zum Nachdenken anregen 
und Diskussionen anstoßen. Selbstverständlich wollen wir auch die 
Politik dazu bewegen, die Bildungsmissstände durch Umsetzung 
notwendiger Veränderungen zum Wohle unserer Kinder so schnell 
wie möglich zu beseitigen. 

Wir bedanken uns herzlich bei unseren Partnerinnen und Partnern, 
Expertinnen und Experten und Beiratsmitgliedern für die Unter-
stützung bei der Realisierung dieses Magazins. Ein besonderes  
Dankeschön gilt dabei den Jugendlichen Carla, Esra, Jeff, Lucas, 
Jess und Berkay aus dem UNICEF-JuniorBeirat, die zu einem Inter-
view mit uns bereit waren und uns mit ihrem tollen Engagement für 
Kinderrechte in Deutschland und der Welt begeistert haben.

Wir wünschen Ihnen allen eine interessante Lektüre und freuen uns 
über Ihre Rückmeldung zu diesem Magazin und Weiterleitung an 
die interessierte Öffentlichkeit.

Herzliche Grüße

Liebe Kindervertreterinnen und 
Kindervertreter, Freundinnen und Freunde, 

Förderinnen und Förderer 
der Deutschen Kinderhilfe,

Rainer Becker
Vorstandsvorsitzender	

Jan Havemann
stellv. Vorstandsvorsitzender	

Yade Lütz
Projektmanagerin Bildung
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Zur Bildungssituation von 
Kindern und Jugendlichen in 
Deutschland

Themenblock 1_Grundlagen

Einführung, Probleme und Forderungen aus Sicht der Deutschen Kinderhilfe

Der PISA-Schock im Jahr 2001 offenbarte die unterdurch-
schnittlichen Leistungen der Schülerinnen und Schüler in 
Deutschland. Gleichzeitig wurde offensichtlich, dass der 
Schulerfolg hierzulande wie in kaum einem anderen OECD-
Staat stark an die soziale Herkunft gekoppelt ist. In den 
vergangenen Jahren erzielte Deutschland diesbezüglich 
einige Fortschritte. 

So konnte der Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen 
und Schüler mit soliden schulischen Leistungen erhöht 
werden. Die Gründe hierfür liegen insbesondere im Ausbau 
von Ganztagsschulen, der gemeinsamen Beschulung von 
benachteiligten und bessergestellten Schulkindern und 
der frühkindlichen Bildung in Kitas.

Dennoch ist das zentrale Problem der Bildungsungerech-
tigkeit noch längst nicht gelöst. Deutschland steht hier 
nach wie vor schlechter da als der OECD-Durchschnitt. So 
liegt beispielsweise die Lesekompetenz der Neuntklässler/-
innen mit niedrigerem sozioökonomischem Status immer 
noch mehr als zwei Schuljahre hinter der ihrer Klassenkame- 
rad/-innen aus privilegierteren Familien zurück. 

Der Schlüssel für die Verbesserung des Bildungserfolgs al-
ler Schulkinder liegt darin, ihnen im Schulalltag Möglich-
keiten für individualisiertes Lernen zu bieten und ihnen in-
dividuelle Förderung zukommen zu lassen. Die Lehrkräfte 
bräuchten dafür mehr Zeit, um schwächeren Schüler/-innen 
gezielte Unterstützung zu bieten und die Potenziale und 
Talente der einzelnen Kinder besser zu fördern. Dies ist eine 
zentrale Forderung, für die sich die Deutsche Kinderhilfe 
stark macht. Mit ihren Projekten wie „Bildung für ALLE“ 
(weitere Informationen hierzu auf S. 38 oder der Kampagne 
„Bessere Bildungschancen für Kinder mit Legasthenie und/
oder Dyskalkulie!“ (weitere Informationen hierzu auf S. 30) 
versucht sie, bestehende Lücken zu schließen und politi-
sche Korrekturmaßnahmen anzustoßen. 

Der Bildungsmonitor 2018 zeigt, dass in Deutschland aktu-
ell Rückschritte bei der Schulqualität, Bildungsarmut und 
Integration zu verzeichnen sind. Viertklässler erreichten 
bei den Bildungstests im Jahr 2016 im Schnitt weniger 

Punkte als noch 2011. Auch beim Hörverständnis von deut-
schen Texten und beim Rechnen waren Qualitätsverluste 
erkennbar. Zudem stieg die Zahl der Schulabbrechenden, 
die Abschlussprüfung des Berufsvorbereitungsjahrs be-
standen weniger Jugendliche als zuvor. Die Integration 
von ausländischen Schulkindern hat sich verschlechtert. 
Auch hier sank die Zahl der Schulabsolvent/-innen.

Besonders problematisch ist in den Augen der Deutschen 
Kinderhilfe, dass Kinder und Jugendliche hierzulande in 
der Schule zu wenig den Umgang mit digitalen Medien er-
lernen. Wie die JIM-Studie zeigt, arbeiten nur 42 Prozent 
aller Schüler/-innen mindestens einmal pro Woche in der 
Schule am Computer, 12 Prozent haben keine Möglich-
keit, sich mit digitalen Medien zu befassen. Die Deutsche 
Kinderhilfe fordert daher die bundesweit flächendeckende 
Einführung des Schulfachs Medienkompetenz bzw. dessen 
verbindliche, fächerübergreifende Implementierung im 
Unterricht. Dazu muss selbstverständlich auch der päda-
gogisch sinnvolle Einsatz digitaler Medien verpflichtend in 
die Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte integriert und die 
Schulen müssen entsprechend besser ausgestattet werden.
Einer Verbesserung der Bildungssituation an deutschen 
Schulen steht der akute Lehrermangel entgegen. Von 
Bildungsnotstand ist sogar die Rede. Nach Einschät-
zung des Deutschen Lehrerverbandes fehlen derzeit etwa 
10.000 Lehrkräfte, weitere 30.000 sind notdürftig durch 
Quereinsteiger/-innen, Lehramtsstudierende sowie zu-
rückgeholte Pensionär/-innen besetzt. Diese dramatische 
Situation wird sich Schätzungen zufolge bis Mitte der 20er-
Jahre sogar noch verschlechtern. Expert/-innen sprechen 
derzeit schon vom schlimmsten Lehrermangel seit 30 Jah-
ren.

Auch im frühkindlichen Bereich ist die Situation aktuell 
keineswegs optimal. Es bestehen immer noch Defizite in 
der Kitaqualität. Zahlreiche neue Plätze müssen geschaf-
fen werden, um dem Betreuungsbedarf gerecht zu werden. 
Immer noch fehlen bundesweit etwa 300.000 Kitaplätze. 
Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) hat hierfür 
einen jährlichen Investitionsbedarf von rund fünf Milliar-
den Euro berechnet. Die durch das „Gute-Kita-Gesetz“ ge-

von Yade Lütz, Deutsche Kinderhilfe e. V.



7

planten Bundesmittel in Höhe von fünfeinhalb Milliarden 
Euro, die in den kommenden vier Jahren insgesamt zur Ver-
fügung gestellt werden sollen, dürften aber – auch ergänzt 
um die Mittel der Länder – geringer und daher nicht aus-
reichend sein, um eine spürbar bessere Betreuungsqualität 
zu erreichen.

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) zeigte in ihrem aktuellen Bericht „Bil-
dung auf einen Blick 2018“ auf, dass die Bildungsausgaben 
in Deutschland, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, unter 
dem OECD-Durchschnitt von 5,03 Prozent liegen. Hier be-
findet sich Deutschland mit 4,22 Prozent hinter Norwegen, 
Großbritannien, den USA, Frankreich, Brasilien und Spani-
en. So hat auch das Institut der deutschen Wirtschaft im 
August 2018 resümiert: „Bildung hat im Bundeshaushalt 
keine Priorität“. Während der beträchtliche Haushalts-
spielraum dafür genutzt wurde, unter anderem die Ausga-
ben für Verteidigung, Verkehr und die innere Sicherheit zu 
erhöhen, werden die (Bildungs-)Potenziale unserer Kinder 
verspielt. Die Deutsche Kinderhilfe warnt vor dieser Ent-
wicklung, fordert ein zukunftsorientiertes Umdenken der 
Politik und eine Erhöhung der Investitionstätigkeit in die 
Bildung.

Erfreulicherweise zeigt der neue OECD-Bericht jedoch 
auch, dass in Deutschland die Beteiligung an der frühkind-
lichen Bildung, Betreuung und Erziehung (FBBE) von 2005 
bis 2016 zunahm – bei den unter Dreijährigen sogar um 20 
Prozentpunkte, bei den Drei- bis Fünfjährigen um sieben 
Prozent. Bei Letzteren liegt die Beteiligung derzeit bei 95 
Prozent und somit über dem OECD-Durchschnitt von 86 Pro-
zent. Durch die Beteiligung können das Wohlergehen und 
Lernen sowie die Entwicklung der Kinder schon im frühen 
Alter positiv beeinflusst werden. Dies gilt speziell für Kin-
der aus Familien mit niedrigem sozioökonomischem Hinter-
grund. Dennoch ist die Teilnahme von Kindern aus Akade-
mikerfamilien um zwölf Prozent höher als bei Kindern von 
Eltern ohne sogenannten Tertiärabschluss.

Noch ein Blick auf die Inklusionsbemühungen in Deutsch-
land: Eine neue Studie der Bertelsmann Stiftung von 2018  
zeigt, dass das gemeinsame Lernen von Kindern mit und 
ohne Behinderung immerhin bundesweit – wenn auch lang-
sam – vorankommt. Die Schulklassen werden heterogener, 
dennoch gibt es große regionale Unterschiede. In einigen 
Bundesländern sind die Exklusionsquoten sogar gestiegen. 
Die Inklusionschancen der Kinder hängen aber nicht nur 
vom Wohnort, sondern auch von ihrem Förderbedarf ab. 
Kinder mit speziell sozial-emotionalem Handicap oder Pro-
blemen in der „geistigen Entwicklung“ werden in den letz-
ten Jahren sogar häufiger getrennt von anderen beschult 
als zuvor. Dagegen besuchen Kinder mit Lernschwierigkei-
ten inzwischen seltener Förder- oder Sonderschulen. 

Die Deutsche Kinderhilfe fordert in diesem Zusammen-
hang, sich auf die UN-Behindertenrechtskonvention von 
2009 zurückzubesinnen und sich daran zu erinnern, dass 
sich Deutschland dazu verpflichtet hat, eine Schule für 
ALLE Kinder zu ermöglichen. Vielfalt sollte als Chance für 
einen besseren Unterricht und eine erfolgreichere Bildung 
für unsere Kinder verstanden werden. Die Bundesregierung 
ist aufgefordert, neue und langfristige Strategien zur kon-
kreten Ausgestaltung von Inklusion zu entwickeln. Alther-
gebrachte Schulkonzepte müssen hinterfragt und inklusi-
onstauglich umgestaltet werden, Schulen müssen besser 
ausgestattet werden. Es bedarf mehr Lehrpersonals, das 
für die Herausforderungen der Inklusion speziell geschult 
ist, die Klassengrößen müssen reduziert werden, es sollte 
mehr Teamteaching stattfinden, so dass mehr Möglichkei-
ten zur individuellen Förderung gegeben sind. Insgesamt 
braucht es also vor allen Dingen entsprechende Rahmen-
bedingungen, aber auch eine befürwortende Haltung der 
Schulen und nicht zuletzt von jedem einzelnen von uns, 
damit Inklusion wirklich gelebt werden kann.
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Das Recht auf Bildung – 
rechtliche Grundlagen nach der 
UN-Kinderrechtskonvention

Themenblock 1_Grundlagen

„Jeder hat das Recht auf Bildung“. Dieses Recht ist in Ar-
tikel 26 der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“1 

von 1948 verankert und international anerkannt. Die Men-
schenrechte gelten für alle, auch für Kinder. Kinder sind 
von Beginn an Menschen und somit uneingeschränkt Träger 
aller Menschenrechte. Allerdings sind Kinder keine kleinen 
Erwachsenen und haben Bedürfnisse, Wünsche und Inter-
essen, die besonders zu schützen und zu fördern sind. Da-
rum haben die Vereinten Nationen vor mehr als 25 Jahren 
die UN-Konvention über die Rechte des Kindes verabschie-
det. Kinderrechte sind also Menschenrechte für Kinder. 
In Deutschland gilt die UN-Kinderrechtskonvention2 (kurz 
UN-KRK) seit 2010 vorbehaltslos. 

Die Rechte der Kinder lassen sich in folgende drei Katego-
rien unterteilen: Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte. 
Im Englischen werden sie üblicherweise als die „drei P“ be-
zeichnet: Protection, Provision, Participation.
Das Recht auf Bildung ist nach der UN-KRK ein Förderrecht. 
Unter Artikel 28 ist das Recht auf Bildung von Anfang an, 
also schon vor der geltenden Schulpflicht, und auf der 
Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu ver-
wirklichen. 

Das Recht auf Bildung soll jedem Kind eine elementare 
Grundbildung garantieren. In Deutschland sind Kinder 
dazu verpflichtet, eine Schule zu besuchen. Die allgemeine 
Schulpflicht dauert in der Regel neun Jahre. Der Besuch der 
Schule ist dabei unentgeltlich, sodass Kindern unabhängig 
vom sozioökonomischen Status der Eltern der Zugang zu 
Bildungsangeboten ermöglicht wird. 

Der Fokus beim Lernen soll dabei nicht nur auf Rechnen, 
Schreiben und Lesen gelegt werden. Artikel 29 der UN-KRK 
enthält Bildungsziele, die Bildungseinrichtungen verbind-
lich verfolgen müssen. Die Ziele umfassen zudem die volle 
Entfaltung der Persönlichkeit sowie der geistigen und kör-
perlichen Fähigkeiten des Kindes. Kinder sollen nach ihren 
Stärken und Fähigkeiten gefördert und zu verantwortungs-
bewussten Mitgliedern einer Gesellschaft ausgebildet wer-
den. Weitere Bildungsziele beziehen sich auf die Achtung 
vor den Menschenrechten, vor den Eltern sowie die Ach-
tung vor der kulturellen Identität und Vielfalt. 

von Katja Werner, Deutsche Kinderhilfe e. V.

Artikel 28 

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des 
Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung die-
ses Rechts auf der Grundlage der Chancengleich-
heit fortschreitend zu erreichen, werden sie insbe-
sondere

a.	 den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht 
und unentgeltlich machen;

b.	 die Entwicklung verschiedener Formen der 
weiterführenden Schulen allgemeinbildender und 
berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern ver-
fügbar und zugänglich machen und geeignete Maß-
nahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit 
und die Bereitstellung finanzieller Unterstützung 
bei Bedürftigkeit treffen;

c.	 allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zu-
gang zu den Hochschulen mit allen geeigneten 
Mitteln ermöglichen;

d.	 Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern 
verfügbar und zugänglich machen;

e.	 Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen 
Schulbesuch fördern und den Anteil derjenigen, 
welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Disziplin 
in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der 
Menschenwürde des Kindes entspricht und im Ein-
klang mit diesem Übereinkommen steht.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale 
Zusammenarbeit im Bildungswesen, insbesonde-
re um zur Beseitigung von Unwissenheit und An-
alphabetentum in der Welt beizutragen und den 
Zugang zu wis¬senschaftlichen und technischen 
Kenntnissen und modernen Unterrichtsmethoden 
zu erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse der Ent-
wicklungsländer besonders zu berücksichtigen.
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Recht auf Bildung für alle?
Das Schulsystem in Deutschland ermöglicht nicht jedem 
Kind den uneingeschränkten Zugang zu allen bestehenden 
weiterführenden Schulen. Welche Art der Schule – ob Gym-
nasium, Realschule, Gesamtschule oder Hauptschule – be-
sucht werden kann, hängt von den erbrachten Leistungen 
eines Kindes ab. 

Dem aktuellen Chancenspiegel zufolge haben sich seit 
2002 die Schulsysteme der Bundesländer verbessert, auch 
hinsichtlich der Chancengerechtigkeit. Doch der sozio-
ökonomische Status eines Kindes beeinflusst dessen Bil-
dungschancen weiterhin erheblich3. Genauso bleibt die 
Chancengleichheit zwischen Kindern mit und Kindern ohne 
Behinderung sowie bei Kindern mit Migrationshintergrund 
und geflüchteten Kindern eine Herausforderung. Im Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen4 (UN-BRK) haben Menschen 

mit Behinderung nach Artikel 24 ein Recht auf Bildung, 
ohne diskriminiert zu werden und auf der Grundlage von 
Chancengleichheit. Das bedeutet, dass diese Personen-
gruppe nicht aufgrund ihrer Beeinträchtigung vom all-
gemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden darf. 
Dafür verpflichten sich die Vertragsstaaten, ein inklusives 
Schulsystem zu schaffen. Die Bemühungen um ein inklusi-
ves Schulsystem in Deutschland sind vorhanden. Allerdings 
steigt der Anteil von Kindern mit Förderbedarf, sodass nach 
wie vor mit den Förderschulen eine separate Schulform zur 
Regelschule besteht. Für viele geflüchtete Kinder ist der 
Zugang zum Bildungssystem erschwert. Oftmals müssen 
sie bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens in der Aufnah-
meeinrichtung verbleiben und dürfen für diese Zeit keine 
Schule besuchen. 

Bessere Chancen für alle
Das Recht auf Bildung ist eines der bedeutendsten Kinder-
rechte. Bildung schafft nicht nur die Grundlage für den 
Zugang zu sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Teilha-
be. Sie fördert auch die Persönlichkeitsentwicklung eines 
Kindes. Daher ist Bildung zum einen eine Investition in die 
berufliche Zukunft, zum anderen hat sie die Funktion, Kin-
der zur Selbstbestimmung zu befähigen. Damit das Recht 
auf Bildung für alle Kinder umfassend verwirklicht wird, 
müssen staatliche Maßnahmen weiter intensiviert werden. 
Ziel ist es, allen Kindern gleiche Bildungschancen und die 
gleichwertige Teilhabe am sozialen Leben zu ermöglichen. 
Durch frühe und individuelle Förderung soll Chancenge-
rechtigkeit in der Bildung und durch Bildung hergestellt 
werden. 
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Artikel 29

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, 
dass die Bildung des Kindes darauf gerichtet sein 
muss,

a.	 die Persönlichkeit, die Begabung und die geis-
tigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll 
zur Entfaltung zu bringen;

b.	 dem Kind Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten und den in der Charta der Ver-
einten Nationen verankerten Grundsätzen zu ver-
mitteln;

c.	 dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner 
kulturellen Identität, seiner Sprache und seinen 
kulturellen Werten, den nationalen Werten des 
Landes, in dem es lebt, und gegebenenfalls des 
Landes, aus dem es stammt, sowie vor anderen 
Kulturen als der eigenen zu vermitteln;

d.	 das Kind auf ein verantwortungsbewusstes 
Leben in einer freien Gesellschaft im Geist der 
Verständigung, des Friedens, der Toleranz, der 
Gleichberechtigung der Geschlechter und der 
Freundschaft zwischen allen Völkern und ethni-
schen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu 
Ureinwohnern vorzubereiten;

e.	 dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt 
zu vermitteln.

(2) Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so 
ausgelegt werden, dass sie die Freiheit natürli-
cher oder juristischer Personen beeinträchtigen, 
Bildungseinrichtungen zu gründen und zu führen, 
sofern die in Absatz 1 festgelegten Grundsätze 
beachtet werden und die in solchen Einrichtungen 
vermittelte Bildung den von dem Staat gegebenen-
falls festgelegten Mindestnormen entspricht.
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Kinderrechte-Bildung für Kinder: 
Kinderrechte kindgerecht 
vermitteln von Anfang an 

Themenblock 1_Grundlagen

Die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) entstand 1989 
mit der Intention, das Spezifische von Kindern und Jugend-
lichen hervorzuheben. Sie beinhaltet nicht andere Rechte, 
sondern konkretisiert die besonderen Bedürfnisse von Kin-
dern und Jugendlichen. Die insgesamt 54 Artikel enthalten 
materielle Rechte, die sich auf unterschiedliche Lebens-
bereiche beziehen und in Schutzrechte, Förderrechte und 
Beteiligungsrechte unterteilt werden, sowie Regelungen 
zur Umsetzung der Konvention und Schlussbestimmungen.
Die UN-KRK beruht auf vier Grundprinzipien. Dazu gehört 
das Recht auf Nicht-Diskriminierung (Artikel 2), das Recht 
auf vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls (Artikel 
3), das Recht auf Leben und bestmögliche Entwicklung (Ar-

tikel 6) und das Recht auf Berücksichtigung der Meinung 
des Kindes in allen es betreffenden Angelegenheiten (Ar-
tikel 12). Diese vier allgemeinen Prinzipien sind richtungs-
weisend für sämtliche Artikel der Konvention und sollten 
den Standards pädagogischer Arbeit entsprechen. 

Kinder als Träger eigener Rechte anzuerkennen, hat Konse-
quenzen für alle Personen und Organisationen, die mit Kin-
dern und für Kinder tätig sind1. Dabei tragen Erwachsene 
die Verantwortung, dass Kinder ihre Rechte kennenlernen. 
Für die Verwirklichung von Kinderrechten sind nicht nur El-
tern und pädagogische Fachkräfte verantwortlich, sondern 
auch Staat und Gesellschaft. 

von Katja Werner, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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Kinderrechte kennen und kennenlernen
Um ihre Rechte überhaupt einfordern zu können, müssen 
Kinder und Jugendliche diese kennen. Nach wie vor be-
stehen sowohl bei Kindern und Jugendlichen als auch bei 
Eltern und pädagogischen Fachkräften mangelnde Kennt-
nisse über die UN-Kinderrechtskonvention. 

Jedoch ist es wichtig, Kindern so früh wie möglich ihre 
Rechte zu vermitteln. Im Hinblick darauf müssen aber zu-
nächst Erwachsene über die Rechte der Kinder informiert 
sein. Neben der Familie als primärer Sozialisationsinstanz 
sind Kitas, Schulen und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe die zentralen Orte, an denen die Rechte der 
Kinder gelernt und gelebt werden (sollen). Eine erste be-
deutende Rolle kommt der Kita als frühkindlicher Bildungs-
einrichtung zu, zumal ein Großteil der Kinder in Deutsch-
land diese Einrichtung zwischen drei und sechs Jahren 
besucht. Zunächst bietet die Kita einen Ort außerhalb der 
Familie, an dem Kinder das soziale Miteinander üben, ihre 
Rechte durchsetzen lernen. Sie lernen aber auch, Rücksicht 
auf die Rechte anderer zu nehmen und geltende Regeln zu 
achten.  

Kinderrechte verstehen
Die UN-Kinderrechtskonvention beinhaltet zwar die Rechte 
für Kinder. Sie sind allerdings in einer Art und Weise be-
schrieben, die für Kinder nur schwer verständlich ist. Aus 
diesem Grund liegt es auch hier bei den Erwachsenen, den 
Kindern ihre Rechte in angemessener Form – ihrem Alter 
und ihren Fähigkeiten entsprechend – zu erklären und zu 
vermitteln. Kinder sollten dabei immer einbezogen wer-
den. Damit sie auch wirklich die Sachverhalte verstehen 
und ausdrücken können, empfiehlt es sich, gemeinsam mit 
ihnen eigene Formulierungen zu entwickeln. 

Kinderrechte umsetzen
Kinderrechte umzusetzen bedeutet, dass sie nicht nur als 
Unterrichtsgegenstand behandelt werden, sondern Be-
standteil des Alltags in den Institutionen sind. Kinder sol-
len dazu befähigt werden, ihre Rechte wahrzunehmen und 
den Alltag aktiv mitzugestalten. 

Ein erster Schritt dahin wäre die Aufnahme von Kinderrech-
ten in das Leitbild der Kindertageseinrichtung. Das Leit-
bild einer Einrichtung dient als Navigator und beinhaltet 
die maßgeblichen Werte. Des Weiteren sollten Konzepte 
sowie pädagogische Angebote gemäß der Kinderrechte 
entwickelt werden. Zumindest sollten wesentliche Leitlini-
en wie der Vorrang des Kindeswohls, die Beteiligung von 
Kindern und die Achtung des Kindeswillens berücksichtigt 
werden. Kinder ernst zu nehmen und bei wichtigen Ent-
scheidungen mitbestimmen zu lassen, wie z. B. bei der 
Auswahl der Mahlzeiten, der Gestaltung des Tagesablaufs 
und der pädagogischen Angebote, würde ein demokrati-
sches Miteinander aller Beteiligten in einer Kita fördern. 
Schließlich ist es hilfreich, sich beim Umgang mit Konflik- 

ten und Beschwerden an den Kinderrechten zu orientieren. 
Die Umsetzung von Kinderrechten muss als stetige Fort-
entwicklung und nicht als ein einmaliges Ereignis verstan-
den werden, um wirksam und sinnvoll zu sein. Instituti-
onen müssen sich auf diesen mühsamen (Veränderungs-)
Prozess einlassen, der von einer kritischen Reflexion aller 
Beteiligten begleitet wird. Das bedeutet, dass alle ihre 
Handlungsroutinen stetig hinterfragen müssen. Zudem 
spielt die Zusammenarbeit mit den Eltern eine wichtige 
Rolle, sodass auch diese umfassend über die Rechte ihrer 
Kinder informiert sind. Sowohl Eltern als auch die Fach-
kräfte haben das Wohl der Kinder im Fokus. Gemeinsam 
sollten Bildungsziele für das Kind vereinbart werden, die 
sich an den Kinderrechten orientieren. 

Für mehr Qualität in 
Kindertagesstä� en

www.topkita.de

www.topkita.de  – die Ini� a� ve, die Transparenz 
in die Qualität von Kindertagesstä� en bringt

• Finden Sie die passende Kita für sich und Ihr Kind
• Erfahren Sie durch qualifi zierte Bewertungen 

mehr über die Qualität Ihrer Kindertagesstä� e
• Geben Sie Ihrer Kita Feedback und helfen Sie ihr 

dabei, noch besser zu werden

Bewerten Sie 
Ihre Kita jetzt!
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Die stetigen Anforderungen, die an die Fachkräfte gerich-
tet werden, sowie deren Aufgaben sind enorm. Aus diesem 
Grund sollte die Einführung von Kinderrechten nicht als 
zusätzliche Aufgabe verstanden werden, sondern als Hand-
lungs- und Orientierungsrahmen im Kitaalltag. 

Kinderrechte-Bildung in der Praxis  
In der Auseinandersetzung mit den Kinderrechten ist zu-
nächst zu prüfen, welche Ausgangssituation in der jewei-
ligen Einrichtung vorherrscht. Sind die Kinderrechte im 
Leitbild und in den Konzeptionen verankert? Werden die 
Kinderrechte im Alltag gelebt? Kinderrechte sollten Kern 
eines Leitbilds sein, an dem sich pädagogisches Handeln 
orientiert. Der Alltag muss auf der Grundlage der Kinder-
rechte gestaltet und ausgerichtet werden. Gemeinsam mit 
den Kindern können Formulierungen erarbeitet, Bilder ge-
zeichnet und abgestimmt werden, welche Rechte bekannt 
sind und welche für die Kinder persönlich besonders wich-
tig sind. Durch die Vermittlung der Kinderrechte erlangen 
Kinder Kompetenzen wie Eigenverantwortung, Gemein-
schaftsfähigkeit, Selbstständigkeit, Empathie, Konfliktfä-
higkeit und Kommunikationsfähigkeit.

Mitbestimmung und Berücksichtigung der Meinung von 
Kindern
Erste Fragen hinsichtlich einer Realisierung der Partizipa-
tion von Kindern könnten sein, ob eine Beteiligungskultur 
in der Einrichtung vorherrscht. Dürfen Kinder bei wichti-
gen Entscheidungen, die sie betreffen, auch mitbestim-
men? Werden die Wünsche und Bedürfnisse der Kinder ernst 
genommen und umgesetzt? 

Kinder sollten frühzeitig bei jeglichen Maßnahmen, Ange-
boten etc., die sie betreffen, beteiligt und ihre Meinung 
sollte berücksichtigt werden. Bereits in der Kita können 
kindergerechte Beteiligungsformen wie Kinderräte oder 
Kinderversammlungen installiert werden. In einer par-
tizipativen Gestaltung des Praxisalltags lernen Kinder, 
ihre Anliegen einzubringen sowie auszuhandeln und so 
Einfluss auf das Alltagsgeschehen einer Kita zu nehmen. 
Gemeinsam können Regeln aufgestellt werden, Tages- und 
Raumgestaltung geplant und Angebote durchgeführt wer-
den. Über pädagogische Angebote und Spiele kann in der 
Gruppe abgestimmt werden. Dies fördert das Demokratie-
verständnis der Kinder. Mitbestimmung meint dabei nicht, 
dass Kinder allein entscheiden, sondern dass alle Beteilig-
ten wahrgenommen werden.

Eine umfassende Partizipation von Kindern setzt eine 
Grundhaltung voraus. Beteiligung ist nicht partiell zu ver-
stehen, die je nach Beliebigkeit gefordert wird, sondern 
als ernst gemeinter Bestandteil einer Beteiligungskultur 
im Kitaalltag. Erfahren Kinder, dass sie an Entscheidungen 
beteiligt werden und mitbestimmen können, entwickeln 

sie mehr Verantwortungsbewusstsein, erleben Selbstwirk-
samkeit und nehmen Veränderungen wahr.

Beschwerdemöglichkeiten und -verfahren 
„Recht(e) haben und Recht bekommen“ scheint für Kinder 
und Jugendliche oft zweierlei zu sein. Mit der Aufnahme 
von Kinderrechten in das Leitbild und in die Konzeption 
einer Einrichtung geht unmittelbar die Einführung von 
Beschwerdemöglichkeiten einher. Für Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe ist die Implementierung eines Be-
schwerdemanagements nach § 45 Abs. 2 SGB VIII verpflich-
tend für den Erhalt einer Betriebserlaubnis. Fragen in die-
sem Zusammenhang können sein: Gibt es eine Möglichkeit 
für Kinder, sich zu beschweren? Werden die Beschwerden 
bearbeitet? Bekommen die Kinder eine Rückmeldung zum 
weiteren Beschwerdeverlauf?

Als Teil der Tagesstruktur können der Morgenkreis oder 
eine Kindersprechstunde als Beschwerdemöglichkeit ins-
talliert werden. Ein Beschwerdemanagement sollte Wege 
aufzeigen, wie und wo Kinder sich beschweren und ihre 
Rechte einfordern können. Das bedeutet, dass Beschwer-
den, aber auch Anliegen und Verbesserungsvorschläge der 
Kinder aufgenommen, bearbeitet und reflektiert werden. 
Ein kindergerechtes Beteiligungs- und Beschwerdever-
fahren beinhaltet folgende Anforderungen: transparent, 
respektvoll, informativ, bedeutsam, freiwillig, kinder-
freundlich, inklusiv2. Des Weiteren sollten bei der Imple-
mentierung eines Beschwerdemanagements Fragen geklärt 
werden, wie Kinder dazu angeregt werden können, sich zu 
beschweren, wie Kindern ermöglicht wird, ihre Beschwerde 
zum Ausdruck zu bringen und an wen sie diese adressie-
ren. Kinder müssen befähigt werden, ihr Unwohlsein ange-
messen auszudrücken. Zudem darf das Beschwerderecht in 
keiner Weise eingeschränkt werden, wenn Kritik sich z. B. 
gegen eine Fachkraft richtet. Beschwerden sollten zeitnah 
bearbeitet und der Beschwerdeprozess für Kinder nachvoll-
ziehbar gestaltet werden3. 

Kinderrechtsorientierte Haltung fördern
Die Kinderrechte bieten für die Fachkräfte eine Grundlage 
für ihr alltägliches pädagogisches Handeln. Bedeutsam ist 
jedoch die innere Haltung und Einstellung der Erwachsenen 
gegenüber den Kinderrechten. Denn eine kinderrechtsori-
entierte Haltung der mit Kindern und für Kinder Tätigen 
ist das Fundament für die Vermittlung von Kinderrechten. 
Aus diesem Grund sollten Kinderrechte bereits in der Aus- 
und Weiterbildung verankert werden und eine weitaus 
größere Rolle spielen. Des Weiteren sind Leitungskräf-
te dazu angehalten, die Einstellungen und Haltung ihrer 
Mitarbeitenden hinsichtlich der Kinderrechte zu fördern. 
Zudem müssen Reflexionsmöglichkeiten für pädagogische 
Fachkräfte bereitgestellt werden, damit sie sich immer 
wieder selbst hinterfragen, inwiefern sie die Rechte auch 
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aktiv umsetzen. Schließlich müssen auch die vorliegenden 
Rahmenbedingungen einer Einrichtung wie genügend Per-
sonal, Räume und Zeit entsprechend angepasst werden. 
Mögliche Vorbehalte gegenüber der Verwirklichung von 
Kinderrechten können dadurch entkräftet werden.

Fazit 
Die Rechte der Kinder dienen als Maßstab für die pädago-
gische Arbeit und sind ernst zu nehmen. Die Kita sowie die 
Schule als Orte der Demokratie, der Meinungsbildung und 
-ausübung sind prädestiniert für die Vermittlung und Um-
setzung von Kinderrechten. 

Kinder, die ihre Rechte kennen, können sich besser vor 
Gewalt schützen sowie ihr Recht auf gesunde Entwicklung 
oder eigene Privatsphäre einfordern. Kinder, die lernen, 
dass sie mitbestimmen können, als gleichberechtigte Mit-
glieder der Gesellschaft ernst genommen und ihre Anliegen 
berücksichtigt werden, erwerben notwendige Kompeten-
zen wie Eigenverantwortung, Empathie, Selbständigkeit 
und Kommunikationsfähigkeit. Eine Nicht-Beteiligung 
würde vielmehr Gefühle der Hilflosigkeit auslösen und Ver-
antwortungslosigkeit begünstigen. 
Für die Etablierung von Kinderrechten in einer Einrichtung 
bedarf es langfristiger Modelle anstatt kurzfristiger Pro-
jekte. Dazu gehört auch die Beteiligung aller: Kinder, El-
tern und Fachkräfte. Denn sie sind diejenigen, die von den 
Kinderrechten profitieren. 
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Beschwerdeverfahren nach § 45 SGB VIII in Kitas, in: KiTa 
aktuell spezial, Heft 4, S. 3. Verfügbar unter: https://www.
partizipation-und-bildung.de/wp-content/uploads/2013/08/
kas_4_16_Hansen_Knauer_Beschwerden.pdf (Stand: 
26.06.2018).

Viele weitere tolle Musik und Hörspiele für die ganze Familie auf www.universal-music.de/familie

Unsere Hits für Kids!
Moderne Kindermusik mit Herz und Köpfchen
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Kindern eine umfassende Bildung 
ermöglichen! 
Antworten von Carla, Esra, Jeff, Lucas, Jess und Berkay aus dem UNICEF-JuniorBeirat 
auf Fragen der Deutschen Kinderhilfe zum Thema Kinderrechte, insbesondere dem Recht 
auf Bildung. 

Carla (17 Jahre) aus Eberdingen

Das Ziel, auf das wir alle hinarbeiten sollen, ist 
meiner Meinung nach Gleichheit, Frieden und Ge-
rechtigkeit für alle. Da Kinder die Generation von 
morgen sind, ist es mir besonders wichtig, ihnen 
diese Rechte zugänglich zu machen. Sie brauchen 
diese Rechte, damit ihnen eine lebenswerte Zu-
kunft garantiert werden kann. Wie soll man sonst 
eine Gesellschaft erschaffen, in der diese Werte 
vertreten werden, wenn man nicht bei den Kleins-
ten, die später einmal die Größten sein werden, 
anfängt?

Frage 1) 
Warum engagierst du dich für Kinderrechte?

Esra (14 Jahre) aus Oftersheim

Ich engagiere mich für Kinderrechte, nicht, weil 
ich mir die Schuld daran gebe, dass Kinderrechte 
manchmal nicht beachtet werden, sondern, weil ich 
mich schuldig fühlen würde, täte ich nichts für all 
die Kinder, die in ihrer Welt nicht einfach ihre Kind-
heit ausleben dürfen. Jeder kann etwas verändern 
und warum nicht gleich damit anfangen?

Jeff (17 Jahre) aus Essen

Nach bereits jahrelangem Engagement in anderen 
sozialen Bereichen möchte ich mich nun auch ver-
mehrt für Kinder engagieren. Dabei spielen Kin-
derrechte eine besonders große Rolle und da diese 
nicht in allen Ländern so gut berücksichtigt wer-
den und auch in bereits fortgeschrittenen Ländern 
die Umsetzung noch Luft nach oben hat, sehe ich 
mich dazu verpflichtet, mich tatkräftig dafür ein-
zusetzen. Denn Kinder sind unsere Zukunft!

Lucas (17 Jahre) aus Bad Schönborn Mingolsheim

Nichts auf der Welt könnte für mich ein Kinder-
lachen ersetzen! So ehrlich und unschuldig, ein 
wenig Wahrheit in einer ach so zerrütteten Welt. 
Wenn das nichts ist, wofür es sich zu kämpfen 
lohnt, dann existiert nichts anderes, das es zu be-
streiten gibt.

Jess (16 Jahre) aus Offenburg

Ich wurde früh für zwei Kulturen sensibilisiert. Eine 
Reise in die Demokratische Republik Kongo hat mir 
bewusst gemacht, wie privilegiert das Leben in 
Deutschland ist. Jedes Kind auf dieser Welt sollte 
das Recht haben, ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen und seine Meinung zu äußern. Ich möchte 
Kindern, die nicht die Chance dazu haben, eine 
Stimme geben und gleichzeitig eine Inspiration 
sein.

Berkay

Meine Mutter stammt aus der Türkei und mein Vater 
ist Kurde. Aus diesem Grund gibt es schon seit mei-
ner frühsten Kindheit kontroverse Diskussionen 
über Konflikte im Nahen Osten in meiner Familie. 
Seitdem habe ich mich immer gefragt: „Gibt es 
nicht irgendeinen Weg, diese Konflikte zu beseiti-
gen? Wieso müssen unschuldige Zivilisten leiden, 
wenn sich andere nicht verstehen? Wie kann ich in 
meinem Leben etwas Positives bewirken und dazu 
beitragen, dass es zumindest einigen Menschen 
auf dieser Erde besser geht?“ Sofort habe ich nach 
Antworten gesucht und habe mich auf die Suche 
nach einer Nichtregierungsorganisation gemacht, 
die sich für die Rechte der Menschen einsetzt. Ich 
bin auf UNICEF gestoßen. Eine Organisation, die 
dieselbe Vision wie ich teilt: Eine Welt, auf der sich 
alle Kinder geborgen und glücklich fühlen.

Themenblock 1_Grundlagen
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Carla (17 Jahre) aus Eberdingen

Einerseits muss man natürlich sagen, dass hier in 
Deutschland eine große Mehrheit aller Kinder die 
Chance erhält, sich weiterzubilden. Jedoch heißt 
das auch, dass die große Mehrheit bei weitem nicht 
alle Kinder sind. Es gibt leider immer noch Kinder, 
die unter ungleichen Bildungschancen leiden, da 
sie aus anderen Verhältnissen kommen als andere 
Kinder. Dass diese Ungleichheit in einem so hoch-
industrialisierten Land wie Deutschland noch ge-
geben ist, erschreckt mich jedes Mal aufs Neue.

Frage 2) 
Wie beurteilst du die Umsetzung des Rechts auf Bildung in Deutschland?

Esra (14 Jahre) aus Oftersheim

Ich denke, das Recht auf Bildung wird im Vergleich 
gut umgesetzt, aber es gäbe so viele Möglichkei-
ten, es noch besser zu machen. Denn ich finde 
nicht, dass Mathe einem alles für das Leben bei-
bringt, da gibt es noch unglaublich viele andere 
Dinge, die wichtig sind. Dinge, die uns, den Kin-
dern und Jugendlichen, die Chance geben würden, 
unsere Welt besser zu verstehen und auch besser 
zu machen.

Jeff (17 Jahre) aus Essen

Vergleicht man die Umsetzung dieses Rechts welt-
weit, so lässt sich erschließen, dass Deutschland 
weit vorne liegt. Doch auch hierbei sind einige 
kleine Lücken in der Bildung zu erkennen. Auch 
wenn in Deutschland jedes Kind verpflichtet ist 
zur Schule zu gehen, so weist das Bildungssystem 
in der späteren Schullaufbahn einige Macken vor, 
wie z. B. die [Empfehlung für die] weiterführende 
Schule, wo bestimmte Personengruppen hin und 
wieder benachteiligt bzw. bevorzugt werden.

Lucas (17 Jahre) aus Bad Schönborn Mingolsheim

In Deutschland wird das Recht auf Bildung flächen-
deckend durchgesetzt und es werden Möglichkei-
ten in Form von Bildungsstätten, also Schulen und 
Universitäten, bereitgestellt. Nichtsdestotrotz 
muss noch an einigen Ecken gewerkelt werden, so 
ist es ärmeren Familien in Deutschland immer noch 
nur begrenzt möglich, ihren Kindern Hochschulbil-
dung zukommen zu lassen. Zum einen, da diesen 
Familien die Unkosten, welche bei einem Univer-
sitätsbesuch entstehen, zu hoch sind, und zum 
anderen, da sie angewiesen sind auf den Verdienst 
der Kinder nach ihrem Schulabschluss.

Jess (16 Jahre) aus Offenburg

Nicht jeder kann das Recht gleich gut wahrnehmen. 
Die Leistungen der Kinder hängen stark vom Ein-
kommen der Eltern ab. Hausaufgabenbetreuung, 
Nachhilfe oder Sprachreisen können dabei auf der 
Strecke bleiben. Deutschland leistet sich abgese-
hen davon 16 unterschiedliche Bildungssysteme. 
Das ist weder effizient noch zeitgemäß. Zudem 
sollte sich kein Kind in der vierten Klasse für einen 
Lebensweg, durch die Klassifizierung von Haupt-
schule, Realschule oder Gymnasium, entscheiden 
müssen.

Berkay

Das Recht auf Bildung ist in Deutschland im Grund-
gesetz verankert. Dementsprechend ist es in 
Deutschland verboten, Menschen den Zugang zu 
Bildung vorzuenthalten. Dennoch gibt es einen 
Kritikpunkt an der Umsetzung. Die Chancengleich-
heit wird nicht ausreichend umgesetzt.
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Carla (17 Jahre) aus Eberdingen

Ich würde speziell Kinder, welche aus gesellschaft-
lich eher benachteiligten Verhältnissen kommen, 
fördern. Das heißt, zusätzlichen Deutschunterricht 
für Flüchtlingskinder oder auch mehr kulturelle Bil-
dung. Aber all diese Förderungen sollten auch allen 
anderen Kindern zur Verfügung stehen. Im Großen 
und Ganzen finde ich es wichtig, dass man einen 
besseren Überblick über die Situation von Kindern 
im Bereich Bildung schafft und je nach Entwick-
lung die Förderprogramme anpasst und verändert.

Frage 3) 
Was würdest du anders machen, wenn du die Möglichkeit dazu hättest?

Esra (14 Jahre) aus Oftersheim

Wenn ich wirklich etwas ändern dürfte, würde ich 
alles etwas modernisieren. Es an Werte, Themen 
und Interessen unserer Zeit anpassen. Wenn mehr 
auf den einzelnen eingegangen werden würde, 
mehr Flexibilität und vor allem mehr Vielfalt zu se-
hen wäre, wäre ich noch glücklicher. Es gibt immer 
etwas, das man besser machen könnte und wir sind 
es doch eigentlich wert, wenn wir als die Zukunft 
der Menschheit gelten.

Jeff (17 Jahre) aus Essen

Hätte ich wirklich die Möglichkeiten dazu, so wür-
de ich echt vieles in der heutigen Welt und Gesell-
schaft verändern wollen. Besonders wichtig für 
mich sind die Ungerechtigkeiten in vielerlei Hin-
sicht: Zwischen den Geschlechtern, den Nationali-
täten usw.

Da es aber nicht möglich ist, als einzelne Person 
so viel Ungutes auf der Welt verändern zu können, 
so möchte ich mit meiner Stimme und durch mei-
ne Taten viele [junge] Leute dazu stark bewegen, 
sich auch zu engagieren und gemeinsam Großes zu 
erreichen!

Lucas (17 Jahre) aus Bad Schönborn Mingolsheim

Ich bin der Ansicht, dass der Dreh- und Angelpunkt 
für eine bessere deutsche Kinderpolitik die Bildung 
darstellt. Zwar wird in Deutschland jedem Kind das 
Recht zugesprochen, eine Schule zu besuchen, 
jedoch sind der unterrichtete Lehrstoff sowie die 
Unterrichtsbedingungen als solche keineswegs op-
timal. So würde ich mir ein Beispiel an den skan-
dinavischen Ländern nehmen und den Notendruck 
und den damit verbunden Stress in den ersten 
Schuljahren nehmen.

Jess (16 Jahre) aus Offenburg

Oftmals ist die nötige Ausstattung nicht gegeben. 
Ich finde es wichtig, dass man mehr Gelder für die 
Räumlichkeiten ausgibt. Ich würde mir auch für die 
Zukunft wünschen, dass sich die Bundesländer auf 
ein gemeinsames Schulsystem einigen, da es noch 
immer große Unterschiede gibt.

Berkay

Um die Chancengleichheit umzusetzen, müssen Fa-
milien, die unter Armut leiden, stärker unterstützt 
werden. Die Schulen müssen besser unterstützt 
werden und die Bildungsgerechtigkeit muss geför-
dert werden. Außerdem müssen Jugendlichen mit 
Hauptschulabschluss bzw. ohne Abschluss bessere 
Ausbildungs- und Berufschancen eröffnet werden.

Die Deutsche Kinderhilfe dankt den Jugendlichen Carla, Esra, Jeff, Lucas, Jess und Berkay für die Beantwortung unserer 
Fragen und für ihr tolles Engagement!
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Die Kita als eigenständiger 
Bildungsort: Die Weichen werden 
früh gestellt

Themenblock 2_Bildungseinrichtung Kita

Die frühe Kindheit gilt als Lebensphase mit immensen 
Lernchancen. Die Fähigkeit zu Lernen ist bei Kindern in 
der Zeit vor der Einschulung sehr stark ausgeprägt. Dabei 
zeigen Untersuchungen der Lernforschung, dass selbst 
kleinste Kinder nicht nur die Fähigkeit zu Lernen besitzen, 
sondern dies auch mit viel Spaß und Freude machen. Sie 
sind wissbegierig und motiviert, Neues zu entdecken und 
auszuprobieren. Diese Begeisterung und Motivation nicht 
zu verlieren, ist maßgeblich für künftige Bildungsprozesse. 

Frühkindliche Bildung in der Kita 
Die Bildung und Erziehung in den ersten Jahren im Leben 
eines Kindes bilden die Basis für alle späteren Lernvorgän-
ge und somit die Grundlage für eine erfolgreiche Bildungs-
biografie. Erziehungswissenschaftlich belegt begründet 
die frühkindliche Bildung alle weiteren Lernprozesse im 
Leben. Bildungserfahrungen während der Kindheitspha-
se haben Einfluss sowohl auf die Lernmotivation als auch 
auf die Lernfähigkeit im weiteren Bildungsfortlauf eines 
Kindes. Die Bildung im frühkindlichen Alter hat positive 
Auswirkungen auf die sprachliche und soziale Kompetenz 
sowie die Leistungen in der Schule. Sie hat Einfluss auf die 
gesellschaftliche Teilhabe eines Kindes, verhindert Schul-
abbrüche, führt zu mehr Bildungsgerechtigkeit, steigert 
das grundlegende Kompetenzniveau und verbessert die 
Rahmenbedingungen für das weitere Leben. 

Die ersten frühkindlichen Lernerfahrungen eines Kindes 
erfolgen in der Familie. In dieser Phase liegt die Ausgestal-
tung der Bildungsgelegenheiten in den Händen der Eltern. 
Spätestens ab dem dritten Lebensjahr benötigen Kinder 
familienergänzende Bildungsmöglichkeiten. Für den Groß-
teil der Kinder in Deutschland erfolgt der Übergang von der 
ausschließlich familial geprägten zur professionell betreu-
ten, in der Kita pädagogisch gestalteten Kindheit im zwei-
ten oder dritten Lebensjahr. Das bedeutet, dass die Zeit der 
institutionalisierten frühkindlichen Bildung zunehmend im 
früheren Alter beginnt und länger andauert. 

Eine gute frühkindliche Bildung in der Kita macht sich da-
bei durchaus bezahlt. Laut der PISA-Schulleistungsverglei-
che der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung sind die Schulleistungen 15-Jähriger, die 
zwei Jahre lang eine Kita besucht haben, besser als derje-
nigen, die keine Kitaerfahrungen gesammelt haben. Diese 

und weitere Studienergebnisse zeigen den positiven Effekt 
der institutionalisierten Fremdbetreuung auf die weitere 
Bildungslaufbahn auf. 

Kita und frühkindliche Bildung in einem neuen Licht 
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts und spätestens seit der 
Veröffentlichung der Ergebnisse der PISA-Studie und 
Deutschlands schlechtem Abschneiden stand die früh-
kindliche Bildung in der Kita im Fokus bildungspolitischer 
Diskussionen. Allen voran erlangte die Forderung nach 
einem größeren Beitrag zur frühkindlichen Bildung durch 
die Kitas eine unmissverständlich hohe Aufmerksamkeit in 
Gesellschaft, Politik und Wissenschaft. Die Kita als Aufbe-
wahrungsort mit reiner Schutz- oder Betreuungsfunktion 
fand kaum noch Akzeptanz. Zunehmend setzte sich das 
Verständnis von einer Kita als Teil des öffentlichen Bil-
dungswesens durch, die außerhalb der Familie für die Bil-
dung und Erziehung in den ersten Kindheitsjahren verant-
wortlich sein sollte. Durch rasante Entwicklungen – einen 
massiven qualitätsorientierten Ausbau, die Einführung von 
Rechtsansprüchen auf den Besuch einer Kita und hochwer-
tigen institutionellen Angeboten – mauserte sich die Kita 
zunehmend zum Bildungsort spezifischer Art. Galt einst die 
Schule als erste öffentliche Bildungsinstitution, kommt 
nun der Kita diese Rolle zu. Die frühkindliche Bildung und 
die Kita haben an Beachtung und Bedeutung massiv hinzu-
gewonnen, was sich auch in der Einführung der Bildungs-
pläne in den Bundesländern Deutschlands widerspiegelt. 

Die Bildungspläne als Konkretisierung des Bildungsauf-
trags 
Zur Verbesserung der frühkindlichen Bildung haben alle 
Bundesländer innerhalb kürzester Zeit Bildungspläne für 
ihre Kitas entwickelt. 2004 hatte die Jugend- und Kultus-
ministerkonferenz einen „gemeinsamen Rahmen der Län-
der für die frühe Bildung in Kindertageseinrichtungen“ 
beschlossen, der den Ländern bei der Ausgestaltung der 
Bildungspläne als Grundlage diente und als umfassende 
Verständigung über die Umsetzung des Bildungsauftrags 
der Kitas in Deutschland zu verstehen ist. Die Bestimmun-
gen enthielten Grundsätze für die Bildungsarbeit und ein-
zelne Bildungsbereiche, innerhalb derer die Kitakinder zu 
fördern sind. Der gemeinsame Rahmen hob die Rolle des 
Kindes als Persönlichkeit im Fokus der Erziehungsarbeit 
hervor. Insbesondere sollte auf die Bedürfnisse des Kindes 

von Carolina Nowak, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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eingegangen und die Freude am Lernen geweckt werden. 
Individuelle Kompetenzen sollten vermittelt, persönliche 
Ressourcen entwickelt und gestärkt werden, sodass Kinder 
für künftige Lern- und Lebensaufgaben und auf eine ge-
sellschaftliche Teilhabe vorbereitet werden. 

Bei der Entwicklung der Bildungspläne gingen die Bundes-
länder innerhalb dieses gemeinsamen Rahmens eigenstän-
dige Wege. Schon allein der Entstehungsprozess verlief 
sehr unterschiedlich. So haben einige Bundesländer bei-
spielsweise ausschließlich wissenschaftliche Institute für 
die Entwürfe beauftragt, die im Anschluss mit den Vertre-
ter/-innen aus der Praxis und den politisch Verantwort-
lichen beraten wurden. Andere Länder zogen zusätzlich 
Elternvertretungen und Träger oder Spitzenverbände und 
Kirchen heran. Auch weisen die Pläne neben den ungleichen 
Benennungen oder Umfängen unterschiedlichen Charakter 
auf. Einige sind als Empfehlung formuliert, andere wurden 
als Orientierungspläne oder Handreichungen konzipiert. 
Auch in ihrer pädagogischen Grundorientierung oder in-
haltlichen Ausgestaltung variieren die Pläne. Gerade bei 
der Umsetzung der einzelnen thematischen Bildungsberei-
che, dem Kernstück der Bildungspläne, lassen sich enorme 
Unterschiede sowohl in der Auswahl der Lernfelder, ihrer 
Anzahl wie auch der Akzentuierung feststellen. 

Allerdings gibt es auch Gemeinsamkeiten: Sie liegen zum 
einen in der fundamentalen Auffassung vom selbststän-
digen Bildungsauftrag der Kita. Kinder werden individu-
ell und intensiv gefördert, ohne mit vorgeschriebenen 
Aufgaben, Stoffsammlungen oder konkreten Lerninhalten 
konfrontiert zu werden. Der Lernprozess soll sich, weiter-
hin der Neugier des Kindes folgend, spielerisch, situativ 
und exemplarisch ergeben, sodass keine Verschulung der 
Kita eintritt. Zum anderen liegt die Gemeinsamkeit in dem 
grundlegenden Verständnis, dass ein Kind aktiv seine Ent-
wicklung mitgestaltet. Das Kind wird von Beginn an als 
kompetente, lernbegierige und -fähige Person begriffen, 
die sich mit eigenen Ideen und aus eigenem Antrieb heraus 
neue Kompetenzen und neues Wissen aneignet. 

Die Rolle der Kita und ihrer Qualität 
Gemäß § 22 Abs. 2 SGB VIII soll die Kita die Entwicklung 
des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit fördern und die Erziehung 
und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen. Dies 
gelingt weniger überraschend insbesondere dann, wenn 
die besuchte Kita eine pädagogisch und strukturell hohe 
Qualität aufweist. 

Zu den wichtigsten Komponenten einer qualitativ hoch-
wertigen Bildung, Betreuung und Erziehung zählen eine 
günstige Fachkraft-Kind-Relation, die bildungsanregende 
Aktivitäten für die Kitakinder ermöglicht, und qualifizierte 
Fachkräfte, die sich am Förderbedarf der Kinder orientie-
ren. Auf diesem Gebiet hat sich eine Vielzahl inhaltlicher 
und struktureller Änderungen für die Kitas, hervorgerufen 
durch die vielfältigen und rasanten Entwicklungen im früh- 

kindlichen Bildungssystem der vergangenen Jahre, erge-
ben. Dazu zählen die Einführung der Rechtsansprüche und 
der Bildungspläne, die Hervorhebung der sprachlichen Bil-
dung oder aber auch die zunehmende Anzahl von zugewan-
derten Kindern in Kitas, die spezifische Bedürfnisse, wie  
z. B. den Erwerb der deutschen Sprache, haben. In diesem 
Zusammenhang wird die frühkindliche Bildung in der Kita 
als elementarer Schlüssel zur erfolgreichen Integration be-
griffen. Da durch den Kitaaufenthalt Entwicklungsmerkma-
le gefördert werden, die relevant für die weitere schulische 
Laufbahn sind und sich positiv auf die weitere Entwicklung 
auswirken, ist die Bildungsbeteiligung von mehr Kindern 
mit Migrationserfahrungen anzustreben. Dasselbe gilt für 
sozial benachteiligte Kinder. Studien zeigen, wie wichtig 
die familiäre Herkunft für die Bildungserfolge von Kindern 
ist. Eine soziale Risikolage der Eltern gefährdet den Bil-
dungsverlauf der Kinder. Dabei ergaben Untersuchungen, 
dass gerade Kinder aus ungünstigen sozialen Schichten 
in der Kita unterrepräsentiert sind, sie aber am meisten 
von einem Kitabesuch profitieren würden – natürlich umso 
mehr, je höher die Qualitätsstandards sind. 

Diese sind jedoch von Bundesland zu Bundesland unter-
schiedlich ausgeprägt. Gerade der Personalschlüssel va-
riiert sehr stark. Von den empfohlenen Angaben interna-
tionaler Forschungsliteratur – ein Verhältnis von eins zu 
vier im U3-Bereich und von eins zu acht im Ü3-Bereich 
– sind einige Bundesländer in Deutschland weit entfernt. 
Ohne einen kindgerechten Personalschlüssel ist aber eine 
qualitativ hochwertige Arbeit kaum oder zumindest nicht 
zufriedenstellend zu leisten. Obwohl in den vergangenen 
Jahren die Ausbildungskapazitäten deutlich ausgeweitet 
wurden, geht man im aktuellen Bildungsbericht von einem 
Fachkräftemangel in Höhe von rund 309.000 Fachkräften 
aus. Im Prozess zur Verbesserung der Kitaqualität wurde 
in jüngster Zeit viel unternommen. Der Entwurf für das Ge-
setz zur Weiterentwicklung der Qualität in der Kinderta-
gesbetreuung – das Gute-Kita-Gesetz – liegt bereits vor. 
Die Verabschiedung dieses Gesetzes könnte der Qualität in 
Deutschlands Kitas einen deutlichen Schub verleihen und 
so Kindern die Bildungschancen bereitstellen, die sie ver-
dienen. 
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Bindung als Voraussetzung für 
eine gute Bildungsentwicklung

Themenblock 2_Bildungseinrichtung Kita

Die feinfühlige Befriedigung der Bindungs- und Explorati-
onsbedürfnisse ist die wichtigste Voraussetzung für eine 
gute Bildungsentwicklung – zunächst in der Familie und 
später in Kindertageseinrichtungen und Schulen.

Bindung und Exploration gehören zusammen
John Bowlby, der Begründer der Bindungstheorie, ging als 
Erster von der Annahme aus, dass der Mensch von Geburt 
an mit zwei grundlegenden Verhaltenssystemen ausge-
stattet ist, die sein Überleben und das seiner Art sichern 
(Bowlby, 1987/2003). Diese beiden Verhaltenssysteme sind 
das Bindungsverhaltenssystem und das Explorationsver-
haltenssystem.

Das Bindungsverhaltenssystem ermöglicht es dem Kind 
von Geburt an, Bindungsverhalten gegenüber einer oder 
einigen wenigen Personen zu zeigen und damit die Nähe 
zur Bindungsperson herzustellen. Die wichtigste Funktion 
von Bindung ist somit der Schutz des unreifen Säuglings. 
Bindungsverhalten ist überlebensnotwendig – für das Kind 
und für die Art. Das Kind bindet sich nicht nur an die Be-
zugsperson, die es füttert und seine leiblichen Bedürfnis-
se befriedigt, sondern auch an andere Personen, die mit 
ihm spielen und interagieren (Ainsworth, 1974/2003). 
Durch Fremdheit, Unwohlsein oder Angst wird das Bin-
dungsverhaltenssystem aktiviert, und die Erregung wird 
durch Wahrnehmung der Bindungsperson – durch Nähe, 
liebevollen Körperkontakt und Interaktion mit ihr – be-
endet. Die meisten Kinder entwickeln in den ersten neun 
Lebensmonaten Bindungen gegenüber Personen, die sich 
dauerhaft um sie kümmern. Auch wenn das Kind zu mehre-
ren Personen Bindungsbeziehungen entwickelt, sind diese 
eindeutig hierarchisch geordnet: Das Kind bevorzugt eine 
Bindungsperson vor den anderen. Hat ein Kind eine Bin-
dung zu einer bestimmten Person aufgebaut, kann diese 
nicht ausgetauscht werden. Längere Trennungen oder gar 
der Verlust dieser Bindungsfigur führen zu schweren Trau-
erreaktionen und großem seelischen Leid (Grossmann & 
Grossmann, 2012).

Neben dem Bindungsverhaltenssystem gibt es ein komple-
mentäres Explorationsverhaltenssystem, das die Grund-
lage für die Erkundung der Umwelt bietet. Explorations-
verhalten ist jede Form der Auseinandersetzung mit der 

Umwelt und damit die verhaltensbiologische Grundlage von 
Lernen (Bowlby, 1987/2003). Die Erkundung der Umwelt ist 
ebenfalls Voraussetzung für das Überleben, weil nur durch 
eine aktive Auseinandersetzung mit der Umwelt Gefahren 
erkannt und Nahrungsquellen gefunden werden können. 
Bowlby hat als Erster das Explorationsverhaltenssystem 
mit dem Bindungsverhaltenssystem in Zusammenhang ge-
bracht. Beide Systeme sind komplementär und interdepen-
dent. Wenn das Bindungsverhaltenssystem aktiviert wird, 
dann kann das Explorationssystem nicht aktiviert werden 
(Grossmann & Grossmann, 2012). Ein Kind kann also nur 
dann Explorationsverhalten zeigen – sich z. B. für neues 
Spielzeug interessieren –, wenn sein Bindungsverhaltens-
system beruhigt ist. Hat das Kleinkind zu einer Person eine 
Bindung aufgebaut, kann es von dieser aus seine Umwelt 
erkunden. Kommt das Kind dann bei seinen Erkundungs-
versuchen in eine Überforderungssituation (Erschrecken, 
Angst, Müdigkeit, Schmerz, Hunger, Unwohlsein), wird 
sein Bindungsverhalten aktiviert und es wird zur „sicheren 
Basis“ der Bindungsperson zurückkehren. Dort gewinnt das 
Kind meist über Körperkontakt seine emotionale Sicherheit 
wieder. Das Bindungsverhaltenssystem beruhigt sich und 
das Explorationsverhaltenssystem wird wieder aktiviert, 
sodass das Kind sich von seiner „sicheren Basis“ lösen und 
der Erkundung der Umwelt zuwenden kann. Lernen ist für 
die Entwicklung so überlebenswichtig, dass nicht nur das 
Explorations-, sondern auch das Bindungsverhaltenssys-
tem das Lernen absichert, indem es die Aufmerksamkeit 
des Kleinkindes auf die Bindungsperson lenkt, von der es 
und mit der es die wichtigsten Kommunikations- und damit 
Kulturtechniken lernen kann (Bowlby, 1969).

Durch Feinfühligkeit wird die Bindungsperson zur siche-
ren Basis
Wie flexibel das Kind die Balance zwischen diesen beiden 
Verhaltenssystemen gestalten kann und wie bedürfnis- 
und situationsangemessen es sich dabei verhält, hängt 
stark von den Reaktionen der Bindungspersonen auf das 
kindliche Verhalten ab (Grossmann & Grossmann, 2012). 
Wie Eltern auf die Bindungs- und Explorationsbedürfnis-
se ihres Kindes reagieren, ist sehr unterschiedlich und 
hängt weitgehend mit ihren eigenen Kindheitserfahrun-
gen zusammen. Mary Ainsworth hat dieses elterliche Ant-
wortverhalten als Feinfühligkeit beschrieben (Ainsworth, 
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1978/2003). Feinfühligkeit von Bindungspersonen gegen-
über den Signalen des Kindes bedeutet, sich in die Lage 
des Kindes versetzen zu können und es als eigenständige 
Person mit eigenen Bedürfnissen und Absichten anzuer-
kennen. Feinfühliges Verhalten gegenüber einem Kleinkind 
ist die Voraussetzung für den Aufbau einer emotional ver-
trauensvollen und tragfähigen Beziehung und beinhaltet, 
die Signale des Kindes wahrzunehmen, richtig zu interpre-
tieren und prompt sowie angemessen darauf zu reagieren. 

Feinfühligkeit und Bindungssicherheit führen zu Kompe-
tenz
Kinder, deren Eltern sich vorwiegend feinfühlig gegenüber 
ihren Signalen verhalten, entwickeln sichere Bindungen 
zu ihren Eltern und zeigen insgesamt eine günstigere Ent-
wicklung:
Schon in der frühen Kindheit zeigen sich bei Kindern mit 
sicherer Bindung höhere soziale Kompetenzen als bei 
Kindern mit unsicherer Bindung. Solche Kinder zeigen 
schon früh einen offenen emotionalen Ausdruck vor allem 
negativer Gefühle, was Zuwendung oder Trost durch die 
Bindungsperson herbeiführt. Bereits am Ende des ersten 
Lebensjahres zeichnen sich sicher gebundene Kinder durch 
subtilere und vielfältige Kommunikationsfähigkeiten aus. 
Im Alter von zwei Jahren sind diese Kinder in Problemlö-
sesituationen eher in der Lage, auf soziale Ressourcen,  
z. B. die Unterstützung durch die Mutter, zurückzugreifen. 
Im Kindergarten wurde bei sicher gebundenen Kindern we-
niger aggressives bzw. feindseliges Verhalten gegenüber 
anderen Kindern und weniger emotionale Isolation und 
Abhängigkeit von den Erzieherinnen beobachtet. Sicher 
gebundene Kinder zeigten mehr Kompetenz im Umgang mit 
anderen Kindern und eine positivere Wahrnehmung von so-
zialen Konfliktsituationen und waren konzentrierter beim 
Spiel. Auch im Schul- bzw. Jugendalter zeichnen sich sicher 
gebundene Kinder durch positive soziale Wahrnehmung, 
hohe soziale Kompetenz, beziehungsorientiertes Verhal-

ten, bessere Freundschaftsbeziehungen mit Gleichaltrigen 
und später bessere Vertrauens- oder Liebesbeziehungen 
aus (Grossmann & Grossmann, 2012).

Beziehungsqualität und Bildung in Kindertageseinrich-
tungen
In der Kindertageseinrichtung muss die Fachkraft nicht 
nur feinfühlig auf die Signale eines Kindes reagieren, 
sondern die gesamte Kindergruppe im Blick behalten und 
die gruppendynamischen Prozesse feinfühlig moderieren. 
Inwiefern es der Fachkraft gelingt, den ihr anvertrauten 
Kindern im pädagogischen Alltag feinfühlig zu begegnen, 
hängt auch von ihrer Fähigkeit ab, ihr eigenes Verhalten 
gegenüber den Bedürfnissen der Kinder immer wieder zu 
reflektieren und mit den anderen Fachkräften abzustim-
men. Gelingt es Fachkräften, auch im Gruppenkontext 
vorwiegend feinfühlig auf die Bedürfnisse einzelner Kinder 
einzugehen, können sichere Fachkraft-Kind-Bindungen be-
obachtet werden (Ahnert, Pinquart & Lamb, 2006). Kinder, 
die sichere Bindungsbeziehungen zur Bezugserzieherin 
aufbauen konnten, zeigen eine günstigere Stress- und Ver-
haltensregulation im Kita-Alltag und langfristig auch eine 
bessere Bewältigung der Anforderungen des Schulalltages. 
Dementsprechend kann eine sichere Bindung zur Erziehe-
rin auch maßgeblich zum Schulerfolg von Kindern und de-
ren Bildungskarriere beitragen (Ahnert et al., 2012). 

Dennoch hängt die Bindung zur Erzieherin nicht nur von 
ihrem feinfühligen Verhalten ab, sondern auch von den fa-
miliären Erfahrungen, die das Kind in die außerfamiliäre 
Kleinkindbetreuung mitbringt, welche die Ausbildung ei-
ner sicheren Bindung erschweren können. Neuere Unter-
suchungen von Eckstein-Madry und Ahnert (2016) zeigen 
jedoch, dass Kinder aus sozial benachteiligten Familien 
mit deutlichen Defiziten in der Bindungsbeziehung zu ih-
ren Müttern durchaus zu ihren Erzieherinnen sichere Bin-
dungsbeziehungen aufbauen können. Erstaunlicherweise 
war die Erzieherin-Kind-Bindung im Gegensatz zur Mutter-
Kind-Bindung bei den sozial benachteiligten Kindern sogar 
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von höherer Bindungssicherheit gekennzeichnet. Das un-
terstützt die Tatsache, dass sich die Bindung zur Erzieherin 
unbeeinflusst von der Qualität der Mutter-Kind-Bindung 
entwickelt, sogar wenn diese von starken Bindungsunsi-
cherheiten geprägt ist. 

Beziehungsqualität führt zu Bildungsqualität
Nur bei hoher Interaktions- und Beziehungsqualität zwi-
schen Fachkraft und Kind kann der Besuch einer Kinder-
tageseinrichtung die Entwicklung der Kinder positiv be-
einflussen und sogar Belastungsfaktoren in den Familien 
entgegenwirken (Beckh et al., 2013; 2014). Eine höhere 
Qualität der Fachkraft-Kind-Interaktion konnte mit bes-
seren Lern- und Entwicklungsfortschritten in sowohl aka-
demischen Kompetenzbereichen, wie z. B. der Sprachent-
wicklung, als auch der sozio-emotionalen Entwicklung in 
Verbindung gebracht werden (Anders et al., 2012; Mash-
burn et al., 2008). Sogar Vierjährige, die in ihren Familien 
viel Zuwendung und Anregung erfahren, profitieren in ihrer 
Entwicklung zusätzlich von einer positiven Beziehung zu 
ihrer Bezugserzieherin. Der Einfluss einer positiven Erzie-
herin-Kind-Beziehung auf die Entwicklung aller Jungen 
und insbesondere auf Jungen mit Migrationshintergrund 
war in dieser Studie allerdings noch deutlich höher (Mayer 
et al. 2013).

Insbesondere der Aspekt der emotionalen Unterstützung 
ist für Kinder von größter Bedeutung sowohl für die Ent-
wicklung sozialer als auch kognitiver Kompetenzen (vgl. 
z. B. Pianta, 2017; Wirts, Wertfein und Wildgruber, 2017). 
Denn Kinder lernen vor allem von Menschen, in sozialen 
Interaktionen und durch emotionale Beziehung zu ihnen. 
Deshalb hängt der Ertrag früher Bildungsprozesse von Be-
ziehungs- und Bindungsprozessen ab. Bildungsangebote 
werden nur dann vom Kind wirklich wahrgenommen, wenn 
sie in funktionierende Beziehungen eingebettet sind, die 
mit denen bestehen, die dem Kind Bildung vermitteln wol-
len. In einer solchen Beziehung kann das Kind sich als ak-
tiv handelnde und selbstwirksame Person erleben (Ahnert, 
2010). Die Beziehungsqualität zwischen Lehrendem und 
Lernenden wirkt sich auf die Kompetenzentwicklung und 
damit den Lernerfolg nicht nur in den ersten Lebensjahren, 
sondern im gesamten Bildungsverlauf deutlich aus (Ahnert 
& Harwardt, 2008). 

Literatur

Ahnert, L. (2010): Wie viel Mutter braucht das Kind? Bindung – 
Bildung – Betreuung: öffentlich und privat. Heidelberg: Spektrum.

Ahnert, L., & Harwardt, E. (2008): Beziehungserfahrungen der 
Vorschulzeit und ihre Bedeutung für den Schuleintritt. Empirische 
Pädagogik, 22, 145–159.

Ahnert, L., Harwardt-Heinecke, E., Kappler G., Eckstein-Madry, T. 
& Milatz, A. (2012): Student–teacher relationships and classroom 
climate in first grade: how do they relate to students’ stress regula-
tion? Attachment & Human Development, 14, 249–263. 

Ahnert, L., Pinquart, M. & Lamb, M. L. (2006). Security of children’s 
relationships with nonparental care providers: A meta-analysis. 
Child Development, 74 (3), 664–679.

Ainsworth, M. D. S. & Bell, S. M. (1974/2003): Die Interaktion zwi-
schen Mutter und Säugling und die Entwicklung von Kompetenz. In: 
Grossmann, K. E. & Grossmann, K. (2003): Bindung und menschli-
che Entwicklung. John Bowlby, Mary Ainsworth und die Grundlagen 
der Bindungstheorie. Stuttgart: Klett-Cotta., S. 97–118.

Ainsworth, M. D. S. (1978/2003): Skalen zur Erfassung mütterlichen 
Verhaltens: Feinfühligkeit versus Unempfindlichkeit gegenüber den 
Signalen des Babys. In: Grossmann, K. E. (2003): Entwicklung der 
Lernfähigkeit. München: Kindler., S. 96–107.

Anders, Y., Rossbach, H.-G., Weinert, S., Ebert, S., Kuger, S., Lehrl, 
S. et al. (2012). Home and preschool learning environments and 
their relations to the development of early numeracy skills. Early 
Childhood Research Quarterly, 27 (2), 231–244.

Beckh, K., Mayer, D., Berkic, J., Becker-Stoll, F. (2013). Qualität in 
Kindertageseinrichtungen – Ergebnisse der NUBBEK-Studie. In: TPS 
– Theorie und Praxis der Sozialpädagogik, 9 ,2013, 44–48.

Beckh, K., Mayer, D., Berkic, J., Becker-Stoll, F. (2014). Der Einfluss 
der Betreuungsqualität auf die sprachliche und sozial-emotionale 
Entwicklung von Kindern mit und ohne Migrationshintergrund. 
Frühe Bildung, 2, 2014.

Bowlby, J. (1969): Attachment and loss, Vol. 1: Attachment. New 
York: Basic Books. 

Bowlby, J. (1987/2003): Bindung. In: Grossmann, K. E. & Gross-
mann, K. (2003): Bindung und menschliche Entwicklung. John 
Bowlby, Mary Ainsworth und die Grundlagen der Bindungstheorie. 
Stuttgart: Klett-Cotta.

Eckstein-Madry, T. & Ahnert, L. (2016): Kinder aus sozial benachtei-
ligten Familien: wie Bindungsdefizite und Verhaltensauffälligkeiten 
durch KiTa-Betreuung beeinflusst werden. Familiendynamik, Jg. 41, 
2016, Nr. 4, S. 304–311.

Grossmann, K. & Grossmann, K. E. (2012): Bindung – das Gefüge 
psychischer Sicherheit. Stuttgart: Klett-Cotta.

Mashburn, A. J., Pianta, R. C., Hamre, B. K., Downer, J. T., Barba-
rin, O., Bryant, D. et al. (2008): Measures of classroom quality in 
prekindergarten and children’s development of academic, language, 
and social skills. Child Development, 79 (3), 732–749.

Mayer, D., Beckh, K., Berkic, J. & Becker-Stoll, F. (2013): Natio-
nale Untersuchung zur Bildung, Betreuung und Erziehung in der 
frühen Kindheit (NUBBEK) – Ergebnisbericht der Untersuchung in 
Bayern (IFP-Projektbericht 25/2013). München: Staatsinstitut für 
Frühpädagogik.

Pianta, R. d. (2017): Beobachtung und Weiterentwicklung der 
Fachkraft-Kind-Interaktionen in der Frühpädagogik. In: Wertfein, 
M., Wildgruber, A., Wirts, C. & Becker-Stoll, F. (2017): Interaktionen 
in Kindertageseinrichtungen. Vandenhoeck & Rupprecht GmbH, 
Göttingen, S. 22–34.

Wirts, C., Wertfein, M., Wildgruber, A. (2017): Unterstützung 
kindlicher Kompetenzentwicklungen und ihrer Bedingungen in Kin-
dertageseinrichtungen. In: Wertfein, M., Wildgruber, A., Wirts, C. & 
Becker-Stoll, F. (2017): Interaktionen in Kindertageseinrichtungen. 

Vandenhoeck & Rupprecht GmbH, Göttingen, S. 59–72.

Die Autorin

Prof.in Dr. Fabienne Becker-Stoll
Diplom-Psychologin 

Direktorin des Staatsinstituts für 
Frühpädagogik (IFP) in München



23

Tierset
LastwagenElefant 

Alphabethaus

Bauen und lernen
Das Stapeln und Bauen 
fördern die Feinmoto-
rik und das räumliche 

Denken. Die Erkennung 
der Blöcke liefert viele 
zusätzliche Lerninhalte. 

Bewegliche 
Blöcke

Die Blöcke lassen 
sich drehen und 
sorgen für noch 
mehr Bau- und 

Spielspaß.

Kreativität
Aus den Blöcken lassen sich tolle 

Eigenkreationen bauen und stapeln. 

Magischer 
Steckplatz

Einerblöcke lösen 
themenbezogene 

Sätze, Wörter oder 
Geräusche aus. 

F wie 
Fisch!

Die Welt der 
sprechenden Blöcke

WWW.VTECH.DE

Affe! Vier!

H wie 
Haus!

Trauben! A wie
Apfel!



24

Damit eine hohe Kita-Qualität 
allen Kindern gute Chancen sichert!

Themenblock 2_Bildungseinrichtung Kita

1. Einführung
Die Bildung und Erziehung von Kindern, die in einer Kin-
dertageseinrichtung oder in der Kindertagespflege betreut 
werden, ist mit vielfältigen Erwartungen verbunden. Nicht 
zuletzt infolge der Diskussionen zu den PISA-Studien der 
OECD rückte der frühkindliche Bildungsauftrag Anfang der 
2000er-Jahre in den Fokus der öffentlichen Diskussion. Ge-
treu dem Volksmund „Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans 
nimmermehr“ wird seit dem so genannten „PISA-Schock“ 
die primäre Verantwortung der Kindertagesbetreuung in 
dem erfolgreichen Übergang der Kinder in die Grundschule 
verortet. Dieses bildungspolitische Ungleichgewicht in der 
Verantwortungsteilung mit Elternhaus und Schule wirft 
zwangsläufig die Frage nach der Bildungsqualität auf, die 
von den Kindertageseinrichtungen und der Kindertages-
pflege erwartet wird.

Aus sozialrechtlicher Perspektive wird der Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrag im SGB VIII (Kinder- und 
Jugendhilfegesetz) wie folgt bestimmt: Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflege sollen die Entwicklung 
der Kinder zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeiten fördern, die Erziehung und Bildung 
der Herkunftsfamilien ergänzen und den Eltern bei der bes-

seren Vereinbarkeit von familiären und beruflichen Aufga-
ben helfen. Der sozialrechtliche Förderauftrag benennt die 
soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung 
des Kindes und schließt die Werte- und Regelvermittlung 
ein.

Aus bildungs- und sozialpolitischer Perspektive sollen 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege darüber 
hinaus der Verfestigung von Armutslebenslagen entgegen-
wirken, indem Kinder aus sozial schwachen oder ressour-
cenarmen, so genannten „bildungsfernen“ Familien, durch 
frühe Bildung die Chance auf einen erfolgreichen Bildungs- 
und damit Lebensweg erhalten. Entsprechende Erwartun-
gen wurden zuletzt im Bundestagswahlkampf 2017 in den 
parteipolitisch geprägten Diskussionen zur Kinderarmut 
formuliert.

Die o. g. Diskussionen um einen erfolgreichen Bildungs-
erwerb werden häufig ohne die Adressaten geführt, an die 
sich die Forderungen nach „mehr Bildungsvermittlung“ 
richten: pädagogische Fachkräfte und Tagespflegeperso-
nen sollen nach einem gesetzlich vorgeschriebenen Per-
sonalschlüssel, der sich in jedem Bundesland anders be-
rechnet, einer mehr oder weniger großen Kindergruppe, 

Quelle: AWO Bundesverband e. V. 
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die altershomogen oder altersgemischt zusammengesetzt 
ist, während des gesamten Kita-Tages frühkindliche Bil-
dungsaneignungen ermöglichen. Der bundesrechtlich vor-
geschriebene Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauf-
trag, der mit einem Rechtsanspruch der Eltern untersetzt 
ist, wird in landesrechtlicher Verantwortung konkretisiert 
und damit unterschiedlich umgesetzt. Und an dieser föde-
ralen Unterschiedlichkeit in der Ausgestaltung der Qualität 
der Kindertagesbetreuung muss jede Diskussion zur Ver-
besserung der Kita-Qualität ansetzen. In der Qualitätsdis-
kussion lassen sich mehrere Dimensionen unterscheiden, 
die es zu betrachten gilt. Im Hinblick auf gute Aneignungs-
bedingungen frühkindlicher Bildung, die Kindern bis zum 
Schuleintritt den ersten institutionalisierten Bildungs-
erwerb ermöglichen, sollen nachfolgend drei wesentliche 
Qualitätsdimensionen vorgestellt werden, die für einen 
qualitativ hochwertigen Bildungserwerb unerlässlich sind: 
die Orientierungsqualität und Strukturqualität als zwei Vo-
raussetzungen für eine gute Prozessqualität in der Kinder-
tagesbetreuung.

2. Die Orientierungsqualität als Bildungsrahmen
Frühkindliche Bildungsaneignungen vollziehen sich ab-
seits von Lehrplänen und Lernzielen, wie diese im formali-
sierten Bildungsgeschehen der Schule erfolgen. Informelle 
Bildung eignen sich die Kinder vom ersten Lebenstag im 
Kontakt mit Mutter und Vater sowie im familiären Gesche-
hen an, diese Bildung erfolgt spontan und ungeplant und 
folgt ganz den elterlichen Instinkten, Vorstellungen und 
Erfahrungen.

Mit dem Besuch einer Tageseinrichtung oder Tagespfle-
ge ändert sich die Bildungsaneignung von Kindern. Das 
ganztägige Bildungsgeschehen orientiert sich an einem 
Werte- und Zielrahmen, frühkindliche Bildungsprozesse 
erfolgen geplant und sind pädagogisch gestaltet. Die Ori-
entierungsqualität steht für diesen Bildungsrahmen, der 
inhaltlich unterschiedlich ausgestaltet wird.

Zum einen bestehen in jedem Bundesland eigene Bildungs-
vorgaben, die in Form von Bildungsplänen oder Bildungs-
leitfäden den frühkindlichen Bildungsauftrag auf landes-
rechtlicher Ebene konkretisieren. Darüber hinaus existiert 
eine vielfältige Landschaft von Kita-Trägern, die in öffent-
licher, frei-gemeinnütziger oder privat-gewerblicher Form 
eine Kindertagesbetreuung anbieten. Die unterschiedli-
chen Wertekontexte, Leitbilder und Leitsätze dieser plu-
ralen Trägerformen ergänzen die jeweils landespezifisch 
geltenden Vorgaben zur frühkindlichen Bildung.

Damit bestimmt sich die Orientierungsqualität als Rahmen 
der frühkindlichen Bildung aus den bundesgesetzlichen 
Vorgaben, dem länderspezifischen Bildungsverständnis 
und dem Selbstverständnis der einzelnen Kita-Träger. Die 
inhaltliche Ausgestaltung frühkindlicher Bildungsprozesse 
ist von diesen Vorgaben geprägt.

3. Zur Bedeutung einer guten Strukturqualität
Die Strukturqualität beschreibt, in welcher personellen 
und sächlichen Struktur der frühkindliche Bildungsauftrag 
umgesetzt wird. Dazu gibt es einerseits landesrechtliche 
Vorgaben zur Größe und Zusammensetzung einer Ein-
richtung, den baulichen Mindestvoraussetzungen, dem 
notwendigen Personal und der Berechnung des Personal-
schlüssels. Die Strukturqualität beschreibt außerdem die 
Zusammensetzung der Kindergruppe, die Altersspanne und 
Kinderzahl, die Form der Gruppenarbeit (offen, halboffen 
oder geschlossen) im Tageslauf sowie die Rahmenzeiten der 
Kindertagesbetreuung.

Die Strukturqualität stellt neben der Orientierungsqualität 
die zweite wesentliche Grundlage dar, auf der das Bildungs-
geschehen in der Kindertagesbetreuung beruht. Die Quali-
tät des ganztägigen Bildungsgeschehens wird wesentlich 
durch die vorhandene Strukturqualität beeinflusst.

4. Die Abhängigkeit der Prozessqualität von den Kita-
Rahmenbedingungen
Die Prozessqualität beschreibt die inhaltliche Qualität der 
pädagogischen Abläufe, in die das frühkindliche Bildungs-
geschehen eingebettet ist, und ist wesentlich von den zu-
vor genannten Qualitätsdimensionen abhängig.

Die unterschiedlichen Orientierungsqualitäten von Kita-
Trägern führen dazu, dass Kindertagesbetreuungsangebote 
in ihrer konzeptionellen Verschiedenheit die Werteplurali-
tät der bundesdeutschen Gesellschaft widerspiegeln. Die 
Bildungsinhalte einer konfessionellen Einrichtung zum 
Beispiel werden sich deutlich von den Angeboten einer 
konfessionell ungebundenen oder öffentlichen Einrich-
tung unterscheiden, weil die jeweiligen Kita-Träger ihrem 
Selbst- und Organisationsverständnis ein anderes Weltbild 
mit einem eigenen Wertekanon zugrunde legen.

In Abhängigkeit von der Strukturqualität können indivi-
duelle Bildungsprozesse unterschiedlich gut umgesetzt 
werden. Je mehr Freiräume und Möglichkeiten eine pä-
dagogische Fachkraft erhält, um sich individuell einem 
Kind zuwenden zu können, desto mehr Beziehungs- und 
damit Bildungsqualität wird möglich. Abweichend von 
dem rechnerisch ermittelten Personalschlüssel eröffnet 
die tatsächlich vorhandene Fachkraft-Kind-Relation den 
pädagogischen Fachkräften einen unterschiedlich großen 
Handlungsraum, mit jedem der betreuten Kinder individu-
elle Bildungsprozesse zu gestalten und damit kindgerechte 
Aneignungsprozesse zu ermöglichen.Die Bildungsaneig-
nung in der Kindertagesbetreuung erfolgt in allen Situatio-
nen und zu allen Zeiten, entgegen landläufiger Meinungen 
kann das Tagesgeschehen nicht in bildungsfreie und bil-
dungsintensive Zeiten unterschieden werden. Bereits die 
scheinbar einfache Situation des Windelns ist durch verba-
le und nonverbale Kommunikations- und Beziehungspro-
zesse geprägt, die sich wesentlich auf den Kita-Aufenthalt 
und die Langzeitentwicklung eines Kleinkindes auswirken. 
Im Gegensatz zum informellen Bildungsgeschehen des 
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Elternhauses ist es die Aufgabe der pädagogischen Fach-
kraft, diese scheinbar einfache Windelsituation bewusst 
so zu gestalten, dass eine stabile Bindung entstehen kann 
und das Kind eine angenehme Situation erlebt. 

Diese außerformalen Bildungsprozesse wirken sich nach-
haltig und spürbar auf das Wohlbefinden der Kinder in der 
Einrichtung aus. Entscheidend für die Qualität dieser Be-
ziehungsarbeit ist die Frage nach der tatsächlichen Kinder-
zahl und damit nach der Berechnung des Personalschlüs-
sels, der für die einzelne Fachkraft maßgeblich ist. 

Im Gegensatz zur Schule gibt es keine regelmäßigen Zwi-
schenpausen, in denen sich die pädagogischen Fachkräf-
te zurückziehen könnten. Vielmehr sind diese den ganzen 
Tag als pädagogische Vorbilder und planvoll handelnde 
Personen gefragt. Gleichzeitig ist jedes Kind individuell, 
hat seine eigene Geschichte und seine eigenen Bedürfnis-
se, auf die es einzugehen gilt. Kinderfreie bzw. mittelbare 
pädagogische Arbeitszeiten werden landesrechtlich nur 
teilweise bzw. nicht vollständig anerkannt, sodass sich der 
Kita-Aufenthalt pädagogischer Fachkräfte häufig als so ge-
nannter „Fulltime-Job“ gestaltet. 

Um dieser Dauerbelastung entgegenzuwirken, müssen 
kinderfreie Zeiten in der Personalschlüsselberechnung 
durchgängig berücksichtigt werden. Mit einer dadurch 
eintretenden Verbesserung der Strukturqualität können 
positive Effekte in der Bildungsqualität erwartet werden, 
da den pädagogischen Fachkräften durch einen größeren 
Freiraum intensivere Zuwendungen in der individuellen Be-
ziehungsgestaltung (als Grundlage jeder Bildungsvermitt-
lung) möglich werden.

5. Fazit
Insbesondere die Arbeitssituation der pädagogischen Fach-
kräfte hat einen unmittelbaren Einfluss auf die Qualität der 
Bildungsarbeit mit den Kindern. Neben Fragen der Quali-
fizierung und Eignung sind es die so genannten Rahmen-
bedingungen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Bildungsgeschehen in der Kindertagesbetreuung 
stehen. Die Berechnung und Zusammensetzung des Perso-
nalschlüssels entscheidet wesentlich darüber, wieviel Zeit 
eine Fachkraft neben dem Gruppengeschehen tatsächlich 
aufbringen kann, um jedem Kind die individuell benötigte 
Zuwendung zu ermöglichen und damit auf die kindlichen 
Bedürfnisse und Situationen eingehen zu können.

Auf Bundes- und Länderebene bestehen seit vielen Jahren 
Forderungen nach einer Verbesserung der Qualität in der 
Kindertagesbetreuung. Diese Forderungen beziehen sich 
auf die Verbesserung der Kita-Rahmenbedingungen und 
damit auf die Verbesserung der Strukturqualität, um die 
Prozessqualität und damit das frühkindliche Bildungsge-
schehen auf einem hohen Niveau sichern zu können. 

Entgegen dem Volksmund vom „lernenden Hänschen“ 
orientiert sich das moderne Bildungsverständnis auf den 
lebenslangen Bildungserwerb. Die Kindertagesbetreu-
ung als erste Form der institutionalisierten Bildung trägt 
entscheidend dazu bei, ob sich der individuelle Bildungs-
erwerb im Lebenslauf eines jeden Menschen erfolgreich 
gestalten kann. Investitionen in diese erste Form der 
Bildungsaneignung sind deshalb eine Investition in die 
Zukunft unserer Gesellschaft. Haushaltspolitische Begren-
zungen oder föderale Auseinandersetzungen um die Hoheit 
in der Bildungspolitik sind kontraproduktiv und verhindern 
die Weiterentwicklung der Bundesrepublik Deutschland zu 
einer umfassenden Wissensgesellschaft.

Der Autor
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Inklusion in der Schule – 
wie gemeinsames Lernen 
gelingen kann

Themenblock 3_Bildungseinrichtung Schule

Inklusion (lat. inclusio) ist eine gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung und bezieht sich auf alle Lebensberei-
che, Lebensphasen und gesellschaftlichen Felder. In-
klusion zielt auf die Überwindung von Marginalisierung, 
Diskriminierung, Stigmatisierung und Ausgrenzung. Alle 
Differenzdimensionen, die zu Ausschluss führen können, 
wie beispielsweise kulturelle, religiöse, weltanschauliche 
Hintergründe, Gender und Behinderungen kommen dabei 
in den Blick. Die Bedingungen in Institutionen und gesell-
schaftlichen bzw. sozialen Feldern sind so zu verändern, 
dass jeder Mensch gleichberechtigt an allen Angeboten 
partizipieren kann. 

In der Diskussion um Inklusion wird zumeist der Bezug zur 
Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte behinder-
ter Menschen und deren Ratifizierung durch Deutschland 
im Jahr 2009 hergestellt. Inklusion und Schule kommt da-
bei unter Berücksichtigung des Artikels 24 „Bildung“ ins-
besondere in den Fokus. Die Entwicklungen mit Blick auf 
Inklusion haben eine historische Perspektive, die jedoch 
zumeist vernachlässigt wird. Dabei sind im Kontext von In-
tegration im deutschsprachigen Raum, d. h. in über 40-jäh-
riger Geschichte, sowohl wertvolle Erfahrungen gesammelt 
als auch wissenschaftliche Untersuchungen durchgeführt 
worden, die vor allem für das gemeinsame Lernen, Spielen 
und Arbeiten in heterogenen Gruppen und Klassen Erkennt-
nisse gebracht haben und für die gegenwärtige Diskussion 
und die Umsetzung von Inklusion höchst bedeutsam sind. 
Modellprojekte an Schulen haben den Nachweis erbracht, 
dass Kinder und Jugendliche gemeinsam lernen können.

Spätestens seit den 1980er-Jahren wird von den Integra-
tionsbefürworter*innen eine deutliche Kritik am separie-
renden gegliederten deutschen Schul- und Bildungssystem 
geübt, die bis heute an Relevanz nichts verloren hat. Eine 
grundsätzliche Schulstrukturdebatte ist bislang ausge-
blieben. Vielmehr besteht die Forderung, Inklusion im 
bestehenden System zu etablieren, ohne die Bedingungen 
grundsätzlich zu verändern. Eine bildungspolitische Auf-
gabe ist es, die Strukturen im System Schule so zu verän-
dern, dass Entwicklungen mit Blick auf Inklusion möglich 
werden. 

Neben der politischen Aufgabe zur Umsetzung von Inklu-
sion besteht die pädagogische Herausforderung darin, In-
klusion didaktisch zu bewältigen. Grundlegend ist es, dass 
eine befürwortende Haltung bzw. Einstellung zu Inklusion 
von allen an Schule Beteiligten eine wichtige Bedingung für 

das Gelingen darstellt. Zumeist wird die Umsetzung von In-
klusion und die Berücksichtigung aller Schüler*innen eher 
als Herausforderung wahrgenommen, die kaum zu bewälti-
gen ist. Gelingende Bedingung für Inklusion ist es, die Ver-
schiedenheit als Chance oder Ressource zu erkennen. Damit 
wird erkennbar, dass die unterschiedlichen Ausgangs- und 
Zugangsbedingungen der Schüler*innen didaktisch in den 
Fokus gerückt werden müssen. Über eine pädagogische Di-
agnostik können diese erschlossen werden. Es stellt sich 
damit die Frage nach den aktuellen Denk-, Wahrnehmungs- 
und Handlungskompetenzen der Schüler*innen. Diese wer-
den entsprechend der Bildungs- und Unterrichtsangebote, 
darüber hinaus jedoch auch der Entwicklungsbereiche wie 
Sprache, Kognition, Motorik, Sozialverhalten und Wahr-
nehmung erhoben. Unterricht soll ausgehend von diesen 
aktuellen Denk-, Wahrnehmungs- und Handlungskompe-
tenzen in der „Zone der nächsten Entwicklung“ (Wygotski) 
stattfinden, d. h. im Möglichkeitsraum für die Entwicklung 
der Schüler*innen. Alles das, was Schüler*innen noch nicht 
selbstständig, aber in der Kooperation mit anderen den-
ken, wahrnehmen und handeln können, kennzeichnet den 
potenziellen Raum für Entwicklung. Damit kommt jegliche 
Form der Unterstützung der Schüler*innen von Seiten der 
Lehrpersonen, aber auch der anderen Schüler*innen in den 
Blick.

Besonders heterogene Klassen oder Gruppen bieten 
Chancen für Kooperation. Diese Kooperation sollte an 
einem „Gemeinsamen Gegenstand“ (Feuser) stattfinden 
und Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten für jede/jeden  
beinhalten. Damit wird deutlich, dass das Gelingen von In-
klusion im schulischen Kontext sowohl von individuellen 
als auch gemeinsamen bzw. gemeinschaftlichen Möglich-
keiten zu lernen gekennzeichnet ist und stets die Frage 
nach der Ermöglichung von Teilhabe an allen Bildungsan-
geboten stellt.

Im Kontext von Inklusion wird die innere Differenzierung 
von Unterricht diskutiert. Diese kann auf unterschiedliche 
Art und Weise erfolgen. Ziele und Inhalte können diffe-
renziert werden. Zu fragen ist zunächst danach, was alle 
Schüler*innen, was einige und was einzelne lernen kön-
nen. Dabei muss der Gegenstand des Unterrichts als ein 
„Gemeinsamer“ als solcher bestehen bleiben. Das erfor-
dert, nach dem Kern der Thematik zu fragen. Dieser lässt 
sich zumeist aus der Definition bzw. den grundlegenden 
Aspekten erschließen. Am Beispiel der „Winkel“ (Geome-
trie) zeigt sich auf die Frage nach der Definition, dass drei 

von Univ.-Prof.in Dr. Kerstin Ziemen 
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Elemente in den Fokus kommen, so die Größe, die Seiten 
und deren Lage im Raum. Variiert man die Lage der Sei-
ten im Raum erhält man alle Arten von Winkeln nach der 
Größe (spitze, rechtwinklige, stumpfe Winkel usw.). Wird 
den Schüler*innen dieses allgemeine Prinzip vermittelt, 
welches sich im Wesen zeigt, sind sie zunehmend selbst-
ständiger in der Lage, selbst tätig zu werden und sich ver-
schiedene Winkelformen selbst zu erschließen. Neben dem 
Wesen oder Kern des Gegenstandes sind die Schüler*innen 
mit ihren je unterschiedlichen Ausgangs- und Umfeldbe-
dingungen, den unterschiedlichen Denk-, Wahrnehmungs- 
und Handlungskompetenzen zu berücksichtigen. Verschie-
dene Aneignungs- und Wahrnehmungsebenen ermöglichen 
es den Schüler*innen, im Unterricht auf ihrem jeweiligen 
Entwicklungsniveau und in der „Zone der nächsten Ent-
wicklung“ zu arbeiten. Die Differenzierung nach Aneig-
nungsebenen kann beispielsweise in Anlehnung an Piaget 
erfolgen, so wie folgt:

-	 elementare sensomotorische Prozesse durch Sehen, Be-
wegen, Hören, Anfassen u .a. m.; 

-	 sinnlich-konkretes Handeln durch Manipulieren oder 
konkretes Handeln mit Material; 

-	 egozentrisch-operationales Denken durch Spiel und 
symbolisches Handeln; 

-	 konkret-operatives Denken durch die operative Aneig-
nung von Welt durch Schriftsprache, Mathematik, das 
Erkennen von Zusammenhängen und 

-	 formal-logisches Denken durch Schrift, Sprache, For-
meln, durch das Erkennen von Widersprüchen, größeren 
Zusammenhängen und das Bewerten von gesellschaft-
lichen und sozialen Bedingungen u. a. m. 

Diese Differenzierung kann in Beziehung gesetzt wer-
den zur Differenzierung nach den führenden Tätigkeiten  
(Leontjew), die sich im Laufe der Entwicklung eines Men-
schen verändern und die Art und Weise kennzeichnen, wie 
sich ein Mensch mit der Welt, mit anderen und sich selbst 
auseinandersetzt. Führende Tätigkeiten sind: die perzep-
tive Tätigkeit, das Manipulieren mit Material, die gegen-
ständliche Tätigkeit, das Spiel, das Lernen (schulisches 
Lernen) und die Arbeitstätigkeit.

Weitere Differenzierungsmöglichkeiten von Unterricht be-
ziehen sich auf den Umfang des Stoffes, den Zeitaufwand, 
die räumliche Gestaltung, den Komplexitätsgrad des Ge-
genstandes, den Einsatz von Medien und Materialien, die 
Notwendigkeit von direkter oder indirekter Unterstützung 
der Schüler*innen, die Sozialform, die verschiedene Art 
und Weise der Präsentation und die Bewertung von Leis-
tungen der Schüler*innen. Bei aller Differenzierung der 
Lernangebote und Ziele ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
neben der Individualisierung von Unterricht kooperative 
bzw. gemeinschaftliche Angebote zugleich berücksichtigt 
werden müssen.

Die Arbeit am Gemeinsamen Gegenstand bindet die inhalt-
lichen Ausdifferenzierungen an diesen. Das didaktische 
Konzept der Projektarbeit eignet sich für die Arbeit in 
inklusiv ausgerichteten Klassen besonders, da dieses in-
dividuelle und gemeinsame Aktivitäten und Lernangebote 

vorhält. Aber auch alle anderen didaktischen Konzepte, die 
kooperatives Lernen neben dem individuellen Arbeiten er-
möglichen, eignen sich für den Unterricht. So ist beispiels-
weise bei der Wochenplanarbeit, der Stationenarbeit, der 
Werkstattarbeit und dem frontalen Unterricht mit offenen 
Lernphasen stets nach individuellen und gemeinschaftli-
chen Angeboten zu fragen bzw. sind diese einzuplanen.
Die Lehrperson nimmt dabei die Rolle der Lernbegleiter*in 
und der Forscher*in ein. Diese lernt im Prozess selbst. Im 
Team arbeitet sie mit anderen Lehrpersonen, ggf. auch 
Therapeut*innen zusammen. Schulbegleiter*innen und 
Praktikant*innen sind in die Teamarbeit einzubeziehen, 
sodass sie ihren Verantwortungsbereich, die Intentionen 
des Teams, die Vorgehensweise und eigene Handlungsspiel-
räume kennenlernen. Von den Lehrpersonen bzw. Teams 
werden folgende Kompetenzen erwartet bzw. im Laufe der 
Zeit erworben: 

- 	 pädagogische Diagnostik; 
- 	 Beobachtung von Schüler*innen und Reflexion des 
	 Gesamtgeschehens; 
- 	 Erarbeitung von individuellen Entwicklungsplänen; 
- 	 Planung, Durchführung und Reflexion von Unterricht 

unter Berücksichtigung von Differenzierung und Ge-
meinschaftlichkeit; 

- 	 Beratung, Gesprächsführung; 
- 	 Selbstreflexion und Kritikfähigkeit. 

Durch Aus-, Fort- und Weiterbildung werden diese erworben 
bzw. immer wieder auf der Basis aktueller wissenschaft-
licher Erkenntnisse angepasst. Gelungene Teamarbeit 
stellt ein wesentliches Kriterium für inklusiven Unterricht 
dar. Zugleich ist es ein Modell für die Kooperation der 
Schüler*innen untereinander.

Auch auf die Kooperation mit den Eltern bzw. Sorgeberech-
tigten der Schüler*innen muss der Fokus gelegt werden. 
Eltern haben sehr unterschiedliche Beratungs- und Kom-
munikationsbedarfe, denen die Lehrpersonen und Teams 
nachkommen sollten. Die Zusammenarbeit mit den Eltern 
verlangt eine einfühlsame Haltung, das Erkennen der Kom-
petenzen der Eltern, das Ernstnehmen von deren Fragen, 
die sich beispielsweise auf die Bildung, Erziehung und Ent-
wicklung ihrer Kinder beziehen, auf Fragen zur Bildungs-
laufbahn, zu Schulabschlüssen, zum rechtlichen Rahmen, 
zum Übergang in weiterführende Schulen und in den Beruf. 
Um den umfangreichen Aufgaben von Lehrpersonen und 
Teams gerecht zu werden, sind diese auf Unterstützung 
angewiesen, z. B. durch Supervision und Beratung, durch 
Fort- und Weiterbildung. 

Die Autorin
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Zu viele Eltern haben diese Entwicklung leider schon be-
obachten müssen: Am ersten Schultag sind die Vorfreude 
und Begeisterung ihrer Kinder noch groß. Im Laufe ihrer 
Grundschulzeit bemerken sie allerdings, dass das Lernen 
in der Schule eben kein „Zuckerschlecken“ ist. Dies liegt 
unter anderem auch darin begründet, dass individuelle 
Förderung im Schulsystem zwar längst bildungspolitisch 
gefordert, aber leider immer noch nicht flächendeckend 
umgesetzt worden ist. Dies gilt insbesondere für Kinder 
und Jugendliche, die von Legasthenie und Dyskalkulie be-
troffen sind.

Ein Schulsystem, das individuelle Förderung ermöglicht, 
trägt einerseits zum Abbau von Bildungsbenachteiligun-
gen, andererseits zur Entwicklung von Talenten bei. Alle 
Schulkinder können von diesem System profitieren. Es 
kommt sowohl lernstarken wie auch lernschwächeren 
Schüler/-innen zugute, wie Studien belegen. Individuelle 
Förderung kann damit auch als Schlüssel zur Umsetzung 
von inklusiver Schule betrachtet werden. 

Die Deutsche Kinderhilfe setzt sich seit geraumer Zeit 
für Inklusion und frühe, individuelle Förderung im deut-

von Yade Lütz, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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schen Bildungssystem ein. Im Jahr 2016 starteten wir 
diesbezüglich mit dem Bundesverband Legasthenie & 
Dyskalkulie (BVL) unsere gemeinsame Kampagne „Besse-
re Bildungschancen für Kinder mit Legasthenie und/oder 
Dyskalkulie!“. Ziel ist es, betroffenen Kindern eine Stimme 
zu geben, damit sie frühzeitig begabungsgerecht gefördert 
werden und endlich die Chance haben, gesund, erfolgreich 
und selbstbewusst aufzuwachsen.

Dazu veranstalteten wir mit dem BVL als Auftakt zu unserer 
Kampagne und anlässlich unserer erstmaligen bundeswei-
ten Ausrufung des Tages der Legasthenie und Dyskalkulie 
am 30. September 2016 eine zentrale Pressekonferenz. Wir 
machten auf die Belange betroffener Kinder aufmerksam 
und verdeutlichten: Kinder mit einer Legasthenie oder Dys-
kalkulie dürfen in der Schule nicht „aussortiert“ werden!

An der Podiumsdiskussion nahmen Bodo Ramelow, Minis-
terpräsident des Freistaates Thüringen, Prof. Dr. Michael 
von Aster, Chefarzt der Kliniken für Kinder- und Jugend-
psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik an den 
DRK-Kliniken Berlin, unser Vorstandsvorsitzender Rainer 
Becker, Knut Janßen, Vater von zwei Kindern mit Legas-
thenie, und Tanja Scherle, Vorstandsmitglied des BVL, teil.  

Infolge des großen Medienechos auf unsere Pressekonfe-
renz wurden wir von verschiedenen Bundestagsabgeordne-
ten und Mitgliedern im Bildungs- und Forschungsausschuss 
des Deutschen Bundestages zu Gesprächen eingeladen. 
Ziel der Gespräche war es, gemeinsam zu erörtern, wo es 
Ansatzpunkte geben könnte, die Rahmenbedingungen 
für Kinder mit einer Legasthenie und Dyskalkulie zu ver-
bessern. Dabei appellierten wir an die Politikerinnen und 
Politiker, sich den Belangen der etwa zehn Prozent aller 
Schülerinnen und Schüler, die gezielte Hilfe benötigen, an-
zunehmen, da sie bisher leider häufig mit ihren Problemen 
alleingelassen werden. 

Im Mai 2017 organisierten wir mit dem BVL unsere bil-
dungspolitische Frührunde im Deutschen Bundestag. Dabei 
wurde mit den Abgeordneten verschiedener Fraktionen aus 
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung sowie einer Vertreterin der Kultusminister-
konferenz über bessere Rahmenbedingungen für Kinder 
mit einer Legasthenie oder Dyskalkulie diskutiert. Im Vor-
dergrund standen ihre Chancen auf eine gute Bildungs- und 
Persönlichkeitsentwicklung und ihre Potenziale, die dem 
Arbeitsmarkt nicht verlorengehen dürfen. 

Schwerpunkte der Diskussion waren zum einen die psy-
chosomatischen Folgeerkrankungen, die bei einer zu spät 
erfolgten Diagnostik und entsprechenden Lerntherapie für 
das betroffene Kind drohen. Zum anderen wurde moniert, 
dass der Nachteilsausgleich – insbesondere bei der Dyskal-
kulie – nicht genügend erfolgt und bei der Aus- bzw. Wei-
terbildung der Lehrkräfte das benötigte Grundlagenwissen 
zu Legasthenie und Dyskalkulie nicht vermittelt wird. Pro-
blematisch ist darüber hinaus, dass die schulische Förde-
rung für betroffene Kinder in aller Regel nicht ausreicht, 

die Kosten für entsprechende Lerntherapien meist nicht 
von der Krankenkasse oder dem Jugendamt übernommen 
werden und nicht alle Eltern das Geld dafür aufbringen 
können. Bedauerlicherweise wird die Eingliederungshilfe 
nach § 35a SGB VIII erst dann gewährt, wenn eine seeli-
sche Behinderung droht oder bereits eingetreten ist, d. h. 
wenn die Teilhabe des Kindes am Leben in der Gesellschaft 
gefährdet ist. Eine Unterstützung betroffener Kinder im 
Rahmen des SGB VIII sollte – so unsere Forderung – jedoch 
schon dann erfolgen, wenn die schulische Förderung nicht 
ausreicht. Hier sollte der Präventionsgedanke verstärkt Be-
rücksichtigung finden. Im Juli 2017 nahmen wir Kontakt 
zum ehemaligen Innenminister von Thüringen, Herrn Dr. 
Holger Poppenhäger, auf. Unser Ziel war es, die Landespo-
lizei in Thüringen zu bewegen, mehr Engagement in Sachen 
Inklusion zu zeigen und gleichzeitig zu einer Erhöhung 
der Einstellungszahlen beizutragen. Bewerberinnen und 
Bewerbern mit fachärztlich diagnostizierter Legasthenie 
sollte ein Nachteilsausgleich beim zum Auswahlverfahren 
gehörenden Rechtschreibtest eingeräumt werden. Bislang 
bestehen betroffene Jugendliche aufgrund mangelhafter 
Rechtschreibkenntnisse die Eignungsprüfung in der Regel 
nicht. Als Reaktion auf unser Anliegen wurden wir mit dem 
BVL zu einem Gespräch mit Professor Dr. Thomas Ley, Leiter 
des Fachbereichs Polizei der thüringischen Fachhochschu-
le für öffentliche Verwaltung in Meiningen, eingeladen. In 
dem konstruktiven Gespräch zeigten der BVL und die Deut-
sche Kinderhilfe auf, dass Legasthenie nichts mit Intelli-
genzdefizit zu tun hat. Mittlerweile gibt es hervorragende 
Kompensationsmöglichkeiten durch Rechtschreibprogram-
me, die auch auf den Rechnern der Polizei installiert sind. 
Professor Dr. Ley teilte unsere Auffassung und beauftragte 
den Leiter der Einstellungsstelle, den Rechtschreibteil des 
Einstellungstests in enger Zusammenarbeit mit dem BVL zu 
überprüfen und so anpassen zu lassen, dass sich in abseh-
barer Zukunft Interessentinnen und Interessenten mit Le-
gasthenie gleichberechtigt für den Polizeiberuf in Thürin-
gen bewerben können. Thüringen könnte so zum Vorreiter 
in Sachen Inklusion im öffentlichen Dienst werden. 

An die Problematik anknüpfend nutzten wir den zweiten Tag 
der Legasthenie und Dyskalkulie am 30. September 2017, 
um mit einer Pressekampagne auf die Missstände für die 
betroffenen Menschen hinzuweisen. Menschen mit einer 
Legasthenie oder Dyskalkulie verfügen in der Regel über 
eine gute Begabung, sogar hochbegabte Menschen können 
betroffen sein. Dennoch werden sie bis heute immer noch 
diskriminiert, weil man ihnen aufgrund ihrer Teilleistungs-
störungen mangelnde Kompetenzen für bestimmte Berufe 
zuspricht. Dank technischer Hilfsmittel und erlernter Kom-
pensationsstrategien sind Menschen mit einer Legasthe-
nie oder Dyskalkulie in den meisten Fällen gut in der Lage, 
ihre beruflichen Herausforderungen zu meistern. Wurden 
ihre Stärken gut gefördert, fanden sie sich in allen Beru-
fen zurecht, auch akademische Ausbildungen stellten keine 
Hürde dar. 

Im Rahmen des bestehenden Austauschs mit dem Fachbe-
reich Polizei der Thüringer Fachhochschule wurden wir mit 
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dem BVL im April 2018 zum Hochschultag eingeladen, um 
vor angehenden Polizistinnen und Polizisten über die Be-
lange von Menschen mit einer Legasthenie zu referieren. 
Dabei wurde das Thema Legasthenie erfreulicherweise mit 
großem Interesse aufgenommen. 

Das Jahr 2018 nutzten wir, um insbesondere die Politik 
auf die problematische Situation der rund 500.000 Kinder 
mit Dyskalkulie in unserem Schulsystem hinzuweisen. Da 
diese Teilleistungsstörung zu wenig Beachtung findet, sind 
die betroffenen Kinder extremen seelischen Belastungen 
ausgesetzt, die häufig zu psychosomatischen Folgeerkran-
kungen führen. Daher sind eine gute schulische Förderung 
sowie ein anforderungsgerechter Nachteilsausgleich über 
die gesamte Schulzeit erforderlich. Andernfalls erreichen 
die Betroffenen nicht die Schulabschlüsse, die ihren allge-
meinen Begabungen entsprechen. 

Mit der neuen S3-Leitlinie zur Diagnostik und Behandlung 
der Rechenstörung, die im März 2018 von der Arbeitsge-
meinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachge-
sellschaften publiziert wurde, liegt eine neue grundlegen-

de Informationsbasis vor, wie Kinder mit einer Dyskalkulie 
diagnostiziert, unterstützt und gefördert werden können. 
(URL: http://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/028-046.
html; Zugriff Oktober 2018) Diese Empfehlungen müssen 
nun zeitnah von der Kultusministerkonferenz aufgegriffen 
und in die schulrechtlichen Regelungen der Länder ein-
gearbeitet werden. Bislang haben nur wenige Länder Er-
lasse oder Verwaltungsvorschriften für Schülerinnen und 
Schüler mit Dyskalkulie. In den meisten Fällen enden diese 
schon mit der 4. Klasse. 

Das Grundrecht auf Chancengleichheit, Art. 3 Abs. 1, GG, 
sowie das Diskriminierungsverbot, abgeleitet aus Art. 3, 
Abs. 3, S. 2 GG, wird Schülerinnen und Schülern mit einer 
Dyskalkulie in der schulischen Praxis meist nicht gewährt, 
sie werden in ihren Grundrechten verletzt. Durch die feh-
lende Berücksichtigung ihrer Dyskalkulie bleibt ihnen der 
Zugang zu einer höheren Schulbildung und in der Folge 
bestimmten Ausbildungszugängen verwehrt. Die Politik 
ist daher dringend aufgefordert, entsprechende schul-
rechtliche Regelungen zu schaffen. Nie war es wichtiger 
als heute, vorhandene Potenziale von Schülerinnen und 

Parlamentarische Frührunde im Bundestag 2017
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Schülern weiterzuentwickeln, um sie bestmöglich für den 
Arbeitsmarkt zu qualifizieren. Die Politik muss daher end-
lich Verantwortung übernehmen und dafür Sorge tragen, 
dass die Betroffenen individuell und anforderungsgerecht 
gefördert werden, sodass sich jedes einzelne Kind jetzt und 
in Zukunft optimal entwickeln kann.

Der Tag der Legasthenie und Dyskalkulie wird seit 2016 
jährlich am 30.9. begangen. Dieses Datum wurde ausge-
wählt, weil, wie Herr Prof. von Aster berichtete, ein paar 
Wochen nach Beginn des neuen Schuljahres die Anmeldun-
gen bei Kinder- und Jugendpsychiatern deutlich zunimmt. 
Zudem stellen die Ziffern 3 und 9 für betroffene Kinder 
beim Schreiben oft eine besondere Hürde dar. 

Sie möchten den BVL und die Deutsche Kinderhilfe bei ih-
rer gemeinsamen Kampagne „Bessere Bildungschancen für 
Kinder mit Legasthenie und/oder Dyskalkulie!“ unterstüt-
zen oder sich am Aktionstag beteiligen? Gerne können Sie 
sich über info@kindervertretung.de oder telefonisch unter 
030 2434294-0 an uns wenden.
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Viele Lehrerinnen und Lehrer kommen an ihre pädagogi-
schen Grenzen, weil es für sie nicht nachvollziehbar ist, 
warum ein sonst gut begabtes Kind so massive Probleme 
mit Zahlen und Mengen hat, dass es ihm schwerfällt, die 
einfachsten Aufgaben zu lösen. Trotz vielen Übens zeigen 
sich keine Lernfortschritte. Die schulische Situation ist für 
das Kind besonders schwer, da es sich auch nicht mündlich 
im Mathematikunterricht beteiligen kann, wenn es gar kei-
ne Vorstellung hat, was im Unterricht gefordert ist. Viele 
Kinder, die zur Schule kommen, können bereits kleinere Re-
chenaufgaben lösen und so ist gerade im Erstunterricht die 
Kluft zwischen Kindern, die bereits erste Rechenaufgaben 
lösen können und Kindern mit einer Dyskalkulie besonders 
groß. Es ist daher wichtig zu klären, welche Ursachen die 
Probleme haben können und welche Maßnahmen eingelei-
tet werden sollten, um dem Kind nachhaltig zu helfen. Dass 
es sich um eine Dyskalkulie handeln könnte, wird in unse-
rem Schulsystem meistens viel zu spät erkannt. 

Der Teufelskreis einer Dyskalkulie ist für die betroffenen 
Kinder fatal, weil ihnen das grundlegende Verständnis für 
Mengen und Zahlen fehlt, sodass sie trotz Fleiß und vie-
lem Üben keine Chance haben, in eine Rechenaufgabe ein-
zusteigen. Durch Auswendiglernen und „Fingerrechnen“ 
können sie ihr Problem im Anfangsunterricht überbrücken, 
aber sobald der Umfang der Rechenaufgaben zunimmt, sind 
sie komplett abgeschnitten. Die seelische Belastung von 
Kindern mit einer Dyskalkulie ist daher extrem hoch, da sie 
dem Unterricht weder folgen noch sich mündlich beteili-
gen können. Jeden Tag im Unterricht zu sitzen und nicht zu 
verstehen, um was es im Unterricht geht, lässt die Kinder 
verzweifeln. Deshalb sind insbesondere bei einer Dyskalku-
lie schulische Unterstützungsmaßnahmen so wichtig, um 
die betroffenen Kinder seelisch stabil zu halten. Ca. 40 % 
der Kinder mit einer Dyskalkulie entwickeln psychosomati-
sche Folgeerkrankungen, die durch eine bessere schulische 

Unterstützung vermieden werden könnten. 

Im Vergleich mit internationalen Studien sind ca. 5-6 % 
aller Kinder und Jugendlichen von einer Dyskalkulie be-
troffen. Bei ca. 11 Millionen Schülerinnen und Schülern an 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen sprechen wir 
von ca. 650.000 Kindern mit einer Dyskalkulie. 

Schulrechtliche Regelungen
Umso fataler ist daher die Situation, dass nicht in allen 
Bundesländern Dyskalkulie-Erlasse existieren. Die Förder- 
und Unterstützungsmöglichkeiten sind an das jeweilige 
Bundesland gebunden und enden in den meisten Bundes-
ländern, in denen es Erlasse gibt, mit der 4. Klassenstufe. 
Obwohl wissenschaftliche Studien zeigen, dass die Beein-

von Annette Höinghaus

Dyskalkulie muss in unserem 
Schulsystem mehr Beachtung 
finden

Definition der Dyskalkulie

•	Dyskalkulie wird definiert als Schwierigkeiten im 
Zahlen- und Mengenverständnis, im Zählen und 
im Rechnen

•	Die Schwierigkeiten treten ab Beginn des Rech-
nenlernens auf, meistens ab Schulbeginn

•	Die Schwierigkeiten treten über einen längeren 
Zeitraum durchgehend auf

•	Kinder mit Dyskalkulie zeigen im Vergleich zu an-
deren Kindern erhebliche Defizite im Rechnen

•	Für Dyskalkulie existieren verschiedene Begriffe 
(z. B. Rechenschwäche, Rechenstörung), die alle 
das Gleiche meinen, nämlich Defizite im Rechnen

•	Je nach Schule und Bundesland gibt es andere 
Diagnosekriterien und Förderkonzepte
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trächtigungen durch eine Dyskalkulie bis ins Erwachsenen-
alter reichen, findet die Dyskalkulie schulrechtlich kaum 
Beachtung. Noch nicht einmal in der Hälfte der Bundes-
länder gibt es schulrechtliche Regelungen zur Dyskalkulie. 
Ebenso bleibt in der Empfehlung der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) zum „Umgang mit Schülerinnen und Schülern 
mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben 
und Rechnen“ die Dyskalkulie außen vor. Die Begründung: 
Es gäbe noch nicht ausreichend wissenschaftliche Erkennt-
nisse zur Dyskalkulie. Leider haben die bereits vorliegen-
den Erkenntnisse keinen Eingang in die KMK-Empfehlung 
gefunden. Auch wenn die Ursachen der Dyskalkulie noch 
nicht abschließend geklärt sind, darf sich die Bildungspo-
litik nicht gegenüber den Auswirkungen der Dyskalkulie 
verschließen. Im März 2018 wurde die S3-Leitlinie zur Di-
agnose und Behandlung der Rechenstörung publiziert und 
damit liegen ausreichende Kenntnisse zur Diagnostik und 
Behandlung der Rechenstörung vor, die in unser Schulsys-
tem Einzug finden müssen. Dass Lehrerinnen und Lehrer 
nicht ausreichend qualifiziert sind, um den Bedürfnissen 
der betroffenen Kinder gerecht zu werden, darf nicht zum 
Nachteil der Kinder werden, denn die Schulen stehen in ei-
ner hohen Verantwortung, individuell zu fördern und den 
Schülerinnen und Schülern eine Chancengleichheit zu er-
möglichen.

Das bedeutet in der schulischen Praxis, dass 

•	individuelle Fördermaßnahmen eingeleitet werden 
müssen,

•	die Gewährung eines Nachteilsausgleichs oder die Ab-
weichung von allgemeinen Grundsätzen der Leistungs-
beurteilung erfolgen sollte,

•	ein individueller Förderplan erstellt werden muss, der 
Ziele, Umfang und Dauer der Förderung beschreibt und 
eine regelmäßige Überprüfung des Lernstands erfolgt,

•	ein Nachteilsausgleich verlängerte Arbeitszeiten, tech-
nische Hilfsmittel, differenzierte Aufgabenstellungen 
oder mündliche statt schriftliche Arbeiten umfassen 
sollte,

•	andere Arten der Leistungsbeurteilung wie z. B. das 
Aussetzen der Benotung (Notenschutz), schriftliche 
Bewertungen oder eine Benotung abweichend vom 
Lehrplan, z. B. auf Basis des individuellen Fortschritts 
erfolgen sollten.

Die Schwierigkeiten im Rechnen sind sehr entwicklungs-
stabil und wachsen sich nicht aus, wie es häufig von Päda-
gogen vermutet wird. Schulrechtliche Regelungen, die mit 
der 4. Schulklasse enden, diskriminieren Kinder mit einer 
Dyskalkulie und sind verfassungswidrig. Kinder mit ausge-
prägten Rechenschwierigkeiten behalten bis zum Schul-
abschluss ihre Schwäche, wenn sie keine anforderungsge-
rechte Förderung erhalten. Die Folge davon ist, dass das 
Niveau der Schulabschlüsse der betroffenen Schülerinnen 
und Schüler deutlich geringer im Vergleich zu nicht betrof-
fenen ist und auch das Berufsausbildungsniveau maßgeb-
lich beeinflusst wird. So erreichen sie im Vergleich zu ihren 
eigentlichen Fähigkeiten ein deutlich geringeres Ausbil-

dungsniveau. Studien zeigten, dass Personen mit Dyskal-
kulie frühzeitiger die Schule verlassen und seltener einen 
Berufsabschluss erwerben als Gleichaltrige ohne Dyskal-
kulie. Auch wird der Alltag deutlich von einer Dyskalkulie 
beeinflusst. Probleme beim Umgang mit Geld (Bankge-
schäfte, Verträge) oder Zeit (z. B. Pünktlichkeit, Termine) 
können zu erheblichen Einschränkungen führen.

Förderung in der Schule
Um eine gesellschaftliche Chancengleichheit zu gewähr-
leisten, ist eine schulische Förderung besonders wichtig. Es 
ist bildungspolitisch der Auftrag der Schulen, Schülerinnen 
und Schülern das Rechnen beizubringen und sie qualifiziert 
zu fördern. Leider verfügen viel zu wenige Lehrkräfte über 
die notwendige Förderkompetenz. Es findet in den meis-
ten Fällen nur eine Stoffwiederholung statt, die Kindern 
mit einer Dyskalkulie nicht hilft. Sie haben in den meisten 
Fällen noch gar kein Verständnis von Mengen und Zahlen, 
das zu Beginn der Förderung vermittelt werden muss, bevor 
man erste Rechenoperationen durchführt.

In allen Schulgesetzen der Länder findet sich die Verpflich-
tung zur individuellen Förderung von Schülerinnen und 
Schülern. Leider stehen viele Schulen vor der Situation, 
über zu wenig qualifizierte Lehrkräfte zu verfügen, um eine 
individuelle Dyskalkulie-Förderung zu gewährleisten. Das 
bedeutet, dass die betroffenen Kinder mit ihrem Problem 
alleingelassen werden. Auch kommt es zu Unterschieden 
zwischen den einzelnen Schulen, da bestehende Vorgaben 
nicht immer konkret sind und die Entscheidung für oder 
gegen bestimmte Förderungen im Ermessen der Lehrkraft, 
Klassenkonferenz oder Schulleitung liegt. Wenn es den 
Schulen schon nicht gelingt, den Kindern die notwendige 
individuelle Förderung zukommen zu lassen, dann sollte 
es wenigstens einen anforderungsgerechten Nachteilsaus-
gleich geben.

Welche Arten von Nachteilsausgleich sind möglich?
Ziel eines Nachteilsausgleiches ist es nicht, Vorteile zu 
schaffen, sondern Nachteile auszugleichen, die sich durch 
die Dyskalkulie ergeben. Auch hier gibt es je nach Bundes-
land unterschiedliche Möglichkeiten. Häufig findet man

•	verlängerte Arbeitszeiten oder Pausen (z. B. bei Prü-
fungen)

•	Bereitstellen oder Zulassen technisch-didaktischer 
Hilfsmittel (z. B. Verwendung von Notebook, Taschen-
rechner, spezifisch gestalteten Arbeitsblättern)

•	differenzierte Aufgabenstellung bei Hausaufgaben 
oder Prüfungen

•	Aufgabenstellungen, die dem Lernstand des Kindes ent-
sprechen

•	mündliche statt schriftliche Arbeiten in der schulischen 
Praxis. Wichtig: Ein Nachteilsausgleich darf nicht im 
Zeugnis vermerkt werden!
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Welche anderen Arten der Leistungsbeurteilung sind 
möglich?
Streng genommen sind auch Änderungen bei der Leis-
tungsbeurteilung als Nachteilsausgleich zu sehen. Eine 
andere Art der Leistungsbeurteilung stellt sicher, dass das 
Kind wegen seiner Dyskalkulie keine Klassen unnötiger-
weise wiederholen muss. Gleichzeitig wird so die seelische 
Gesundheit des Kindes nicht gefährdet, da das Kind nicht 
dauerhaft mit schlechten Noten konfrontiert wird. Folgen-
de Möglichkeiten anderer Leistungsbeurteilung gibt es:

•	Noten können durch schriftliche Bewertungen ersetzt 
oder ergänzt werden.

•	Die Bewertung geschieht auf Basis des individuellen 
Lernfortschritts oder aufgrund einer anderen Gewich-
tung des Schulstoffs.

•	Beim Übertritt an eine andere Schule spielt die Beno-
tung eine geringere Rolle.

•	Die Benotung wird für einen bestimmten Zeitraum 
komplett ausgesetzt (Notenschutz).

Änderungen bei der Leistungsbeurteilung stellen oft das 
größte Problem und den größten Streitpunkt bei der Ge-
staltung von Dyskalkulie-Erlassen dar. Während bei der 
Legasthenie zum Beispiel die mündliche gegenüber der 
schriftlichen Leistung stärker gewichtet werden kann, so 
gibt es beim Rechnen diese Ausgleichsleistung nicht. Be-
stehende Rechenprobleme zeigen sich mündlich wie auch 
schriftlich. 

Auch wenn es in einigen Bundesländern noch keine aus-
reichenden Regelungen für Schülerinnen und Schüler mit 
einer Dyskalkulie gibt, so steht die Schule in der Verant-
wortung, den betroffenen Kindern möglichst frühzeitig 

und anforderungsgerecht zu helfen. In der Grundschulzeit 
werden die mathematischen Basisfertigkeiten erworben 
und wenn es hier nicht gelingt, dem Kind die notwendigen 
Kompetenzen zu vermitteln, wird die gesamte schulische 
Entwicklung überschattet, was massive Einschnitte für 
den Bildungserfolg des Kindes nach sich zieht. Der Bun-
desverband Legasthenie und Dyskalkulie fordert daher, 
dass sich die Länder ihrer Verantwortung gegenüber den 
betroffenen Kindern bewusst werden und schulrechtliche 
Regelungen schaffen, die über die gesamte schulische 
und berufliche Ausbildung Anwendung finden. Lehrerin-
nen und Lehrer müssen besser qualifiziert werden, um die 
betroffenen Kinder schulisch zu fördern. Hier sollte den 
Empfehlungen der S3-Leitlinie zur Rechenstörung gefolgt 
werden. Die Dyskalkulie darf nicht länger das Stiefkind der 
Legasthenie bleiben, sondern es müssen die vorliegenden 
wissenschaftlichen Erkenntnisse aktiv genutzt werden, 
um Kindern mit einer Dyskalkulie eine Chancengleichheit 
zu ermöglichen. Auch Kinder mit einer Dyskalkulie müssen 
eine Bildungsperspektive erhalten, die ihrer allgemeinen 
Begabung entspricht und sie dürfen nicht länger in unse-
rem Bildungssystem diskriminiert werden.

Die Autorin

Annette Höinghaus

Beauftragte für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit beim
Bundesverband Legasthenie und 
Dyskalkulie e. V.
www.bvl-legasthenie.de 
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Mit dem Ziel, die Bildungschancen von Kindern und Ju-
gendlichen aus finanziell bedürftigen Familien zu verbes-
sern, startete die Deutsche Kinderhilfe in Kooperation mit 
der Schülerhilfe im Dezember 2016 ihre Aktion „Bildung für 
ALLE“ zur außerschulischen Lernförderung.

So können Schulkinder aus Grund- und weiterführenden 
Schulen, bei denen formal die Versetzung oder der Schul-
abschluss nicht gefährdet sind und auch keine Einzelfall- 
oder Ausnahmeregelung zur Lernförderung im Rahmen des 
Bildungs- und Teilhabepakets erfolgt, bei der Deutschen 
Kinderhilfe Lernförderung beantragen. Sie wird von der 
Schülerhilfe durchgeführt.

Unsere Aktion startete zunächst in den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und Hessen, inzwischen können 
jedoch Eltern bzw. Personensorgeberechtigte aus ganz 
Deutschland bei uns einen entsprechenden Antrag für ihre 
Kinder stellen. 

Mit dem Projekt möchten wir dazu beitragen, dass auch 
Kinder aus einkommensschwächeren Familien, die nicht um 
die Versetzung kämpfen, sondern ggf. das Abitur anstre-
ben, Lernförderung erhalten können. Kinder und Jugend-
liche aus Familien mit geringerem Einkommen sollten glei-
che Chancen auf einen höherwertigen Bildungsabschluss, 
auf die Verbesserung des Notendurchschnitts oder auch 
auf eine bessere Schulartenempfehlung, beispielsweise 
den Übertritt auf ein Gymnasium, haben. Leider werden 
mit dem Bildungs- und Teilhabepaket in der Regel jedoch 
nur die Schulkinder gefördert, bei denen die Versetzung 
oder der Schulabschluss gefährdet sind. Gemäß aktuellem 
Koalitionsvertrag soll dieser Missstand in der laufenden 
Legislaturperiode behoben werden, solange dieser jedoch 
noch besteht, schließen wir mit unserer Aktion „Bildung 
für ALLE“ eine Lücke.

Davon unabhängig ermöglichen wir in Einzelfällen auch 
Kindern aus Familien mit niedrigem Einkommen, die knapp 
über der Bemessungsgrenze liegen und somit keine staat-
lichen Leistungen beziehen, Lernförderung bei der Schü-
lerhilfe.

Die positiven Rückmeldungen einzelner Familien bestärken 
uns darin, wie wichtig es ist, dieses Projekt auch im Jahr 
2019 fortzuführen. Es eröffnet Kindern und Jugendlichen 
aus bedürftigen Familien die Chance, der Armutsfalle zu 
entkommen. Der bildungsbedingte Aufstieg in die Mitte 
der Gesellschaft wird ihnen somit erleichtert.

Doch es gibt noch einen weiteren Vorteil, der sich aus der 
Förderung des Bildungsstatus ergibt: So konnte der neue 
Kinder- und Jugendreport 2018 der DAK-Gesundheit den 
engen Zusammenhang zwischen Bildungsgrad und Gesund-
heit belegen. Mädchen und Jungen aus Familien mit nied-
rigem Bildungsstatus sind dem Report zufolge bis zu drei 
Mal häufiger von bestimmten Krankheiten betroffen als 
jene aus Akademikerhaushalten. Der Bildungsgrad der El-
tern wirkt sich sogar stärker auf die Gesundheit der Kinder 
aus als das Einkommen. Investitionen wie unsere Aktion 
„Bildung für ALLE“ lohnen sich somit langfristig und über 
die nächste Generation hinaus.

Sie haben Fragen zu der Aktion? Unsere Projektmanagerin 
Yade Lütz steht Ihnen per E-Mail über luetz@kindervertre-
tung.de gern zur Verfügung. 

Sie möchten bei uns Lernförderung für Ihr Kind beantra-
gen? Das entsprechende Antragsformular erhalten Sie auf 
der nächsten Seite.

von Yade Lütz, Deutsche Kinderhilfe e. V.

Bildung für ALLE – eine Initiative 
der Deutschen Kinderhilfe 
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Wichtig: 
Sofern Sie Sozialleistungen beziehen, wird zur Bearbeitung 
Ihres Antrags die Vorlage des gültigen Bewilligungsbescheids 
benötigt. Zudem ist die Vorlage des Bescheids über die 
Ablehnung von Leistungen zur Lernförderung nach dem 
Bildungs- und Teilhabegesetz erforderlich. 
Bitte fügen Sie diesem Antrag beide Bescheide in Kopie bei.

Antrag auf Gewährung von Lernförderung im Rahmen der Aktion  
„Bildung für ALLE“ der Deutschen Kinderhilfe e.V. 

 Erstantrag  Folgeantrag

Ich beziehe / mein Kind bezieht: 

 SGB II (Hartz IV)  SGB XII (Sozialhilfe)  Asylbewerber-   
   leistungsgesetz

     Wohngeld/ 
       Kinderzuschlag

       KEINE
          Leistungen*

*Sofern Sie keine Leistungen beziehen, fügen Sie dem Antrag bitte eine Aufstellung über ihre monatlichen Einnahmen sowie 
Aufwendungen für Miete, Heizung etc. bei.

Ich beziehe Sozialleistungen und der Antrag auf Leistungen zur Lernförderung meines Kindes nach dem 
Bildungs- und Teilhabegesetz wurde abgelehnt:    ja*  nein        *Bitte Kopie des Ablehnungsbescheids beifügen. 

Persönlichen Angaben  
zum Schüler/ 
zur Schülerin 

Name       _____________________________________________________ 
Vorname  _____________________________________________________ 
Geburtsdatum                                            Geschlecht     m      w

Erziehungsberechtigte/r Name, Vorname  _______________________________________________ 
Straße/Hausnr.: ________________________________________________ 
PLZ, Ort   _____________________________________________________ 
Tel.:                                                 E-Mail: 

Schule des Kindes Name       _____________________________________________________ 
Anschrift   _____________________________________________________ 
                 

Klasse 

Vom Antragsteller/von der Antragstellerin auszufüllen  

Mein Kind benötigt zusätzliche außerschulische Lernförderung/Nachhilfe. Ich beantrage daher die 
Übernahme der Kosten für die zusätzliche außerschulische Lernförderung/Nachhilfe in folgenden Fächern: 

Fach 1: _______________________________  Fach 2: __________________________________ 

 Ich bin damit einverstanden, dass mein Antrag/ meine Unterlagen von der Deutschen Kinderhilfe 
geprüft wird. 

 Ich bin damit einverstanden, dass im Falle einer Kostenbewilligung für Lernförderung die  
Kostenzusage an die Schülerhilfe, die im Rahmen der Aktion „Bildung für ALLE“ die Lernförderung 
durchführen wird, weitergeleitet wird.

 Mein Kind hat bereits im letzten Schuljahr Lernförderung erhalten.
         Werden besondere Anforderungen an die Art der Nachhilfe gestellt? 

 nein  ja, bitte kurz erläutern:
Wichtige Hinweise zum Datenschutz: Wir achten stets auf den sorgfältigen Umgang mit Ihren persönlichen Informationen. Ihre Daten nutzen wir 
nur insoweit, als es für die zweckmäßige Durchführung der Aktion „Bildung für ALLE“ notwendig ist. 

Erklärung: Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben. 

                       Ort, Datum                                          Unterschrift Antragsteller/-in

ständige

Deutsche Kinderhilfe e.V.

Gemeinnützig
seit 2000
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Die Idee
Fast zwanzig Prozent der 15-Jährigen können nicht ausrei-
chend lesen und schreiben. Betroffen sind vor allem Kinder 
aus problematischem Umfeld und bildungsfernen Haushal-
ten. Ihnen fehlt oftmals die Motivation zum Lernen, ihr 
Interesse an Bildung und Kultur ist gering. Besonders be-
troffen sind Jungen. Bereits zu Beginn ihrer Schullaufbahn 
müssen für diese Kinder die Weichen für einen erfolgrei-
chen Lebensweg gestellt werden. Nachhaltige Bildungsför-
derung soll ihnen bessere Zukunftschancen eröffnen.

Das Projekt
Kompetenzen fürs Leben vermitteln – das ist das Ziel von 
„Fußball trifft Kultur“. Pro Projekt sind es etwa 24 Kinder 
aus bildungsfernen Haushalten der Jahrgangsstufen 3/4 
oder 5/6, die gemeinsam mit Lehrern der kooperierenden 
Schule ausgewählt werden. Die Kinder erhalten während 
eines gesamten Schuljahres zweimal wöchentlich je eine 
Stunde Fußballtraining und eine Stunde Ergänzungsunter-
richt, meist im Sprachförderbereich. Angestrebt ist eine 
langfristige Förderung der Kinder durch die Fortführung 
der Projekte über das erste Jahr hinaus sowie eine An-
schlussbetreuung. Etwa einmal im Monat finden gemeinsa-
me kulturelle Events statt. Hier haben z. B. die Frankfurter 
„Fußball trifft Kultur“-Kinder mit dem Rapper Caser Nova 

eigene Songs gedichtet und einstudiert und sind dann in 
einem kleinen Rap Battle auf großer Bühne gegeneinander 
angetreten. Und so klatschten auf der Frankfurter Buch-
messe alle mit, als es u. a. hieß: 

„Auf dem roten Platz spielen wir alle Fußball.
Wenn wir kommen, ist es lauter als der Urknall.
Wir kommen alle von wo anders her,
aber unsere Heimat ist der Frankfurter Berg.“

Highlight
Ein jährliches Highlight ist das große „Fußball trifft 
Kultur“-Turnier zum Ende des Schuljahres. Über 500 Kinder 
aus (fast) allen Projektstandorten trafen sich dazu in die-
sem Jahr am 9. und 10. Juni 2018 in Frankfurt, um in drei 
Altersgruppen gegeneinander anzutreten. Die Anreise mit 
den großen Bussen, die gemeinsamen Übernachtungen im 
Schullandheim Wegscheide und das Zusammentreffen mit 
den anderen „Fußball trifft Kultur“-Gruppen war für die 
Kinder und Jugendlichen ein ganz besonderer Ausflug. Und 
natürlich wollte jede Gruppe einen Pokal gewinnen! Doch 
nicht nur Tore schießen – auch Fair Play war wichtig und 
wurde mit einem eigenen Pokal für die fairste Mannschaft 
belohnt. 

von Karin Plötz

Beginnt im Kleinen – bewirkt 
Großes: „Fußball trifft Kultur“

FtK_Turnier17_Copyright-LitCam
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Die Erfolge
Das Projekt begann 2007, inzwischen haben mehr als 
2.500 Kinder teilgenommen – nach wie vor wird das Pro-
jekt ausgebaut. Die Kinder machen mit, weil sie Fußball 
lieben. Die „Nebeneffekte“: Der Sport fördert die Konzen-
tration, verbessert den Teamgeist und gibt Struktur. Dann 
klappt‘s auch mit dem Lernen. Dass das Konzept wirkt, 
zeigen einige Beispiele: Paul aus dem Kongo konnte kein 
Wort Deutsch, machte bei „Fußball trifft Kultur“ mit – und 
schaffte später das Fachabitur. Außerdem trainierte er eine 
Bambini-Mannschaft. Das Mädchen Benita bekam durch die 
ehemalige Nationalspielerin und Projektpatin Nia Künzer 
ein Probetraining beim 1. FFC Frankfurt und schaffte es bis 
in die Hessenauswahl. 

Was gab es noch in diesem Jahr?
Im Juni 2018 wurde der LitCam Lese-Kicker (Preis für das 
beste Fußball-Kinderbuch und Fußball-Jugendbuch) ver-
liehen. Zum ersten Mal bestand die Jury nicht nur aus Er-
wachsenen – u. a. mit Manuel Neuer, Joachim Król und Nia 
Künzer – sondern auch aus 100 Schulklassen, die sich in ei-
ner Lesewoche mit den fünf besten Kinder- oder Jugendbü-
chern auseinandergesetzt hatten. Klar, dass die „Fußball 
trifft Kultur“-Kinder auch dabei waren. Sie lasen nicht nur 
fleißig und gaben ihre Bewertungen ab, sondern konnten 
auch in elf Stadionlesungen die Autoren hautnah erleben. 
Sieger des Lese-Kickers 2018 wurden übrigens Mario Götze 
mit seinem Kinderbuch „Marios großer Traum“ (erschienen 
bei: Die Kreativspieler) und Michael Horeni mit dem Ju-
gendroman „Asphaltfieber“ (Baumhaus Verlag).

Es gibt 27 „Fußball trifft Kultur“-Gruppen in 17 
Städten: Frankfurt, Hamburg, Stuttgart, Gelsen-
kirchen, Nürnberg, Würzburg, Neuötting, Mainz, 
Dortmund, Bochum, Essen, Duisburg, Herne, Köln, 
Braunschweig, Düsseldorf, Dresden.

Bundesweiter Partner von „Fußball trifft Kultur“ 
ist seit 2012 die DFL Stiftung. Lokale Partner för-
dern einzelne Standorte.

„Fußball trifft Kultur“ ist ein Projekt der gemein-
nützigen Gesellschaft LitCam, die 2006 als Initiati-
ve auf der Frankfurter Buchmesse gegründet wurde 
und seit 2010 als eigenständige gGmbH tätig ist. 
Die LitCam setzt sich mit den Projekten „Fußball 
trifft Kultur“ und „Bücher sagen Willkommen“ für 
Bildungsgerechtigkeit und Integration ein und or-
ganisiert Veranstaltungen zu diesen Themen, z. B. 
im LitCam Kulturstadion auf der Frankfurter Buch-
messe. Mit dem Lese-Kicker prämiert die LitCam 
alle zwei Jahre das beste Fußball-Kinderbuch und 
Fußball-Jugendbuch. 

www.litcam.de 

FtK_MES_Copyright_DFLStiftung-ThorstenWagner

Lese-Kicker_Tour_Nürnberg_Copyright-LitCam

Die Autorin

Karin Plötz

Direktorin von LitCam (Literacy 
Campaign), einer gemeinnützigen 
Gesellschaft mit Sitz in Frankfurt 
am Main, die sich für Bildungs-
gerechtigkeit und Integration 
einsetzt.
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Mobbing ist kein Jugendphänomen, denn Mobbing kommt 
aus der Erwachsenenwelt. In den 1970er-Jahren wurde 
Mobbing in der Arbeitswelt definiert und es gab Mobbing-
beauftragte in den Betrieben. Da die Medien aber über-
proportional Jugendliche nutzen, wird Cybermobbing als 
„Jugendproblematik“ gesehen. 

Es gibt häufig aber kein Cybermobbing ohne Mobbing. Die 
Täter haben im realen Leben einen Konflikt mit den Opfern. 
Manche betreiben Mobbing und Cybermobbing gleichzeitig 
und manche trauen sich nicht, im realen Leben gegen die 
Opfer vorzugehen, sondern verlagern dies ins Internet und 
hoffen auf Anonymität.

Eine wichtige Entwicklungsaufgabe in der Jugendphase be-
steht darin, eine eigene Identität zu entwickeln, sie aus-
zutesten und zu festigen. Dabei haben die Rückmeldungen 
von Gleichaltrigen eine hohe Bedeutung. Feedback, Aner-
kennung sowie Orientierung für die eigene Identität ist in 
sozialen Netzwerken gegeben: Wie viele Likes und Kom-
mentare bekomme ich für mein Foto auf Instagram, mein 
Video auf musical.ly? Oder wie lange kann ich den Status 
„Feuer und Flamme“ auf Snapchat aufrechterhalten? 
Viele Jugendliche und auch Erwachsene halten den Schutz 
ihrer Privatsphäre schon für wichtig, aber übertragen dies 
nicht auf das eigene Handeln. 

Mobbing – mittlerweile ein Schlagwort
Der Begriff Cybermobbing wird heutzutage schnell verwen-
det. Sobald man einen negativen Kommentar bekommt, 
wird schon von Mobbing gesprochen. Aber Mobbing ist es 
erst, wenn es über einen längeren Zeitraum vorkommt und 
wenn zwischen dem Opfer und dem Täter (oder der Gruppe 
von Tätern) ein Ungleichgewicht der Kräfte herrscht. 

Cybermobbing hat viele Facetten, z. B. Drohungen, Erpres-
sungen, Beschimpfungen, Verbreitung von persönlichen 
Informationen, Gerüchten oder peinlichen Bildern, Aus-
schluss von Spielen oder WhatsApp-Gruppen oder Identi-
tätsdiebstahl: Änderung oder Missbrauch des Profils.

Auswahl der Opfer
Am Anfang wird mit kleinen Attacken getestet, wie das 
ausgewählte Opfer reagiert und wie die Resonanz in der 
Gruppe ist. Wird z. B. in einer Klassen-WhatsApp-Gruppe 
geschrieben „Marie stinkt“ und die anderen in der Gruppe 
reagieren nicht bzw. schreiben, dass das nicht in Ordnung 
ist, dann ist Marie nicht das richtige Opfer und der Mob-
ber sucht weiter. Reagiert aber die Gruppe und schreibt 
„Stimmt“, „Die ist eklig und hat kein Deo“ etc., dann fühlt 
sich der Mobber bestätigt und wird gegen Marie weiter vor-
gehen.

Hier kann jeder schon präventiv wirken und Mobbing unter-
binden. Marie mit effektivem Wehren, ohne selber zu be-
leidigen, und die Mitschüler, indem sie Marie unterstützen 
und nicht den Mobber.

Aufhänger für Mobbing sind häufig Familieneinkommen, 
Haut- und Haarfarbe, Mitarbeit im Unterricht, Noten, 
Sportlichkeit oder Unsportlichkeit, Musikgeschmack, Klei-
dung, Religion u. ä.

Hier kann in der Prävention angesetzt werden, indem man 
Aufhänger thematisiert und gemeinsam mit den Jugendli-
chen erarbeitet, dass jeder Opfer werden kann. Jeder hat 
Eigenschaften, die ihn von anderen unterscheiden. Das 
heißt, der Mobber kann auch schnell zum Opfer werden.

von Birgit Grämke

Cybermobbing und Möglichkeiten 
der Prävention/Intervention
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Opfer
Häufig schweigen die Opfer aus Angst, dass alles noch 
schlimmer wird oder weil sie nicht petzen wollen. Manchmal 
fühlen sich die Opfer auch schuldig und schämen sich für 
ihr Anderssein. Beim Cybermobbing ist die Hemmschwelle 
sich zu öffnen noch größer, wenn es um ein Bild oder eine 
Information geht, die das Opfer selbst in Umlauf gebracht 
hat. Hier wird häufig vor den vermeintlichen Grenzen 
des Internets resigniert. Häufige Folgen bei Opfern sind 
Leistungsabfall, psychosomatische Erkrankungen, selbst-
verletzendes Verhalten, Selbstmordgedanken bis hin zu 
Selbstmord sowie extreme Rache- und Gewaltphantasien.

Täter
Es wird niemand als Täter geboren. Gerade beim Mobbing 
muss genau geschaut werden, wie welche Situation ent-
standen ist und warum der Täter aktiv wurde. Der Täter 
kann auch Probleme haben, die sich in Aggressionen gegen 
andere richten, z. B. Scheidung der Eltern, Gewalt im El-
ternhaus o. a.

Darum ist es immer wichtig, Mobbingfälle in der Gruppe/
Klasse zu klären und sowohl mit dem Opfer als auch mit 
dem Täter zu arbeiten. Denn jeder hat eine Rolle übernom-
men, auch wenn er nicht Täter oder Mitläufer und Unter-
stützer war. Alle in einer Gruppe/Klasse bekommen Mob-
bing und Cybermobbing mit.

Die Herausnahme des Opfers beendet das Mobben nicht, 
denn das Bedürfnis nach Status und Macht bleibt vorhan-
den. Erfährt der Täter nicht wie er dies gewaltfrei befriedi-
gen kann, wird er sich ein neues Opfer suchen.

Bedingungen, die in der Schule die Entstehung von Mob-
bing begünstigen:

-	 Lehrern ist egal, was die Schüler machen
-	 Schlechte soziale Bedingungen (Konflikte werden mit 

Gewalt gelöst, schlechte Kommunikation)
-	 Gestörte Lehrer-Schüler-Beziehungen (Es wird sich ge-

genseitig abgelehnt und abgewertet.)
-	 Auffällige Jugendliche werden sozial etikettiert („Der 

schafft sowieso keinen Abschluss.“)
-	 Willkürliche Strafe (Es ist nicht nachvollziehbar, wie 

Strafen in der Schule verteilt werden, es wirkt willkür-
lich.)

-	 Lehrerkollegium (Herrscht unter den Kollegen ein un-
angenehmes Arbeitsklima, bei dem vielleicht noch vor 
den Schülern über andere Lehrer gehetzt wird, über-
trägt sich dies auch auf die Schüler.)

Ich werde gemobbt, was nun?

• Täter „sperren“ oder „ignorieren“ oder „melden“ (bie-
ten die meisten Websites an)

• Handynummer des Täters in Sperrliste setzen oder not-
falls eigene Nummer ändern

•	Beweismaterial sichern (Fotos, Screenshots, Ausdrucke 
etc.)

•	Löschung der betreffenden Inhalte beim Betreiber der 
Website beantragen

•	Einschaltung eines Erwachsenen (z. B. Eltern, Klassen- 
lehrer/-in) in die Kommunikation

Jugendliche können sich auch anonym auf www.juuuport.
de beraten lassen. Das ist eine Selbstschutz-Plattform von 
Jugendlichen für Jugendliche im Web.

Cybermobbing vorbeugen
Es ist notwendig, die Jugendlichen im Umgang mit den Me-
dien fit zu machen, damit sie neben den Chancen der Medi-
en auch die Gefahren und die rechtlichen Grenzen kennen.
Jugendliche müssen sensibilisiert werden, vorsichtig mit 
den eigenen Daten umzugehen, damit diese nicht zum 
Cybermobbing genutzt werden. Dazu gehört, dass Wissen 
über die Privatsphäreneinstellungen bei sozialen Netzwer-
ken, Apps, Smartphones etc. vorhanden ist und genutzt 
wird. Für WhatsApp-Klassengruppen sollten gemeinsam 
Regeln festgelegt werden, damit die Gruppen überhaupt 
einen Nutzen für die Klassen haben.

Mobbing geht alle an und darum müssen alle Lehrer sich 
mit dem Thema auseinandersetzen und sensibel auf Ent-
wicklungen reagieren. Schüler und Eltern sollten entspre-
chend mit einbezogen werden. 

In den Schulen können Sozialtrainings durchgeführt wer-
den, denn neben dem Wissen ist es viel wichtiger, soziale 
Kompetenzen zu entwickeln (u. a. Empathie).

Erwachsene sind Vorbilder und daran sollten wir alle den-
ken. Wie gehen wir mit Arbeitskollegen um oder wie reden 
Eltern über Lehrer zu Hause? Wie werden in den Familien 
Konflikte gelöst? 

Klicksafe hat in Zusammenarbeit mit KONFLIKT-KULTUR 
ein sehr gutes Themenmodul herausgebracht, das sollte 
in jeder Schule vorhanden sein und mit allen Beteiligten 
umgesetzt werden. 

„Was tun bei (Cyber)Mobbing? – Systemische Intervention 
und Prävention in der Schule“
https://www.klicksafe.de/themen/kommunizieren/cyber-
mobbing/cyber-mobbing-was-ist-das/modul-was-tun-bei-
cybermobbing/ 

Die Autorin

Birgit Grämke

Stellvertretende Geschäfts-
führerin der Landeskoordi-
nierungsstelle für Suchtthemen 
MV
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Musik hören, fernsehen, SMS versenden, Facebook/In-
stagram/Twitter checken und gleichzeitig noch Haus-
aufgaben erledigen – das ist für Kinder und Jugendliche 
heutzutage scheinbar keine Belastung. Das Time Magazin 
hat sie als Generation M bezeichnet – eine Multitasking-
Generation. 
Kinder können verschiedene Medien parallel nutzen, zwi-
schen ihnen hin und her wechseln und zeitgleich die In-
formation aufnehmen. Aber hat mediales Multitasking 
positive Auswirkungen auf den Alltag der Schülerinnen 
und Schüler oder führt die Fähigkeit zu einer Konzentra-
tionsstörung? 

Wir leben in einer digitalen Welt, in der jeder von uns aktiv 
oder passiv alltäglich mit Medien konfrontiert ist. Man-
che kommen mit den neuen, sich ständig entwickelnden 
Technologien nicht klar. Andere kennen sich im Gegenteil 
sehr gut damit aus und können sich das Leben ohne neue 
Medien gar nicht mehr vorstellen. Es geht um eine Genera-
tion, die in der digitalen Welt geboren und aufgewachsen 
ist. Hoher Medienkonsum, „always on“, ständig aktiv – sie 
sind die sogenannten Digital Natives. „Die Existenz einer 
Umgebung mit überall zugänglichen digitalen und inter-
netbezogenen Technologien führt, kombiniert mit einem 
aktiven Engagement bei diesen neuen Technologien, zu ei-
nem scharfen Bruch zwischen den Generationen“ sagt der 
Wissenschaftler Chis Jones (2011). (Übersetzung zit. nach 
Spitzer 2012, S. 209)

Was sagt die Statistik?
Laut KIM-Studie 2016 sind die Haushalte, in denen Kinder 
heute aufwachsen, mit einem sehr breiten Repertoire an 
Mediengeräten ausgestattet. In den Familien mit 6- bis 
13-jährigen Kindern besteht Vollausstattung bei Fernse-
her, Handy/Smartphone, Internetzugang und Computer/
Laptop. Die 6- bis 13-Jährigen selbst besitzen am häufigs-
ten ein Mobiltelefon (51 Prozent Smartphone oder konven-
tionelles Handy). (KIM-Studie 2016, S. 8–9) 

Die Familien der 12- bis 19-Jährigen sind mittlerweile fast 
alle mit Mediengeräten ausgestattet. Mit knapp 100 Pro-
zent sind hier alle Haushalte ausreichend versorgt. Was den 
Gerätebesitz der Jugendlichen selbst betrifft, dominiert 
das Smartphone. So gut wie alle Jugendlichen besitzen 
eins (97 Prozent). (JIM-Studie 2017, S. 6 u. 9)

Medien sind im Alltag der 12- bis 19-Jährigen fest inte-
griert. Digitale Geräte spielen nicht nur in ihrer Freizeit 
eine wichtige Rolle, sie werden auch sehr häufig für die 
Schule verwendet. Jeder Dritte der 12- bis 13-Jährigen 
nutzt mindestens einmal pro Woche Computer und White-
board im Schulunterricht. 13 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler verwenden das Internet für ihre Hausaufgaben täg-
lich. (JIM-Studie 2017, S. 53–54)

Im Jahr 2010 befragte die amerikanische „Kaiser Family 
Foundation“ über 2.000 8- bis 18-Jährige zu ihrem Medi-
enverhalten detailliert und konnte dabei feststellen, dass 
Jugendliche täglich 10 Stunden und 45 Minuten den Medi-
en ausgesetzt sind. Zum Vergleich: im Jahr 1999 waren es 
noch 7 Stunden und 29 Minuten. (Kaiser Family Foundation 
2010: s. Grafik: „Media Use Over Time“, S. 2)

In derselben Studie berichtete ein Drittel der Jugendli-
chen, dass sie die meiste Zeit während der Hausaufgaben 
noch das eine oder andere Medium nutzen (ebd., S. 34). Es 
ist somit festzustellen, dass die neuen Technologien von 
Jahr zu Jahr stärker ins Leben unserer Kinder integriert 
werden. Dabei geht die Tendenz in Richtung eines „norma-
len“ und alltäglichen medialen Multitasking. 

Was sagt die Wissenschaft?
Aber wie bewerten Experten diese Entwicklung? Wirkt sich 
mediales Multitasking schädlich auf die Gehirnprozesse 
aus oder wird dadurch vielmehr die Aufmerksamkeit besser 
trainiert, wodurch Schülerinnen und Schüler lernen, effek-
tiver und schneller zu arbeiten? 

Unser Gehirn ist flexibel und anpassungsfähig. Alle unse-
re Aktivitäten und die Art und Weise, wie wir Informati-
onen aufnehmen oder Aufgaben ausführen, beeinflussen 
bestimmte Funktionen und verändern die Gehirnstruktur. 
Viele Studien zeigen, dass Menschen nicht in der Lage sind, 
verschiedene Aufgaben gleichzeitig schnell und fehlerfrei 
zu lösen. Eine Studie dazu haben die englischen Neurowis-
senschaftler Loh und Kanai im Jahr 2014 durchgeführt: 
Dabei wurden 75 Studenten (im Durchschnitt 25 Jahre alt) 
untersucht, die über einen längeren Zeitraum hinweg Lap-
tops, Handys und andere Geräte gleichzeitig nutzten. Die 
Untersuchten zeigten eine deutlich geringere Dichte neu-
ronaler Netze in den Gehirnbereichen, die für die Kontrolle 
von Emotionen sowie in denen, die für das Denken, Erken-

von Polina Roggendorf, Deutsche Kinderhilfe e. V.

„Zwei Fliegen mit einer Klappe 
   schlagen“ – geht das überhaupt? 
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nen und Wahrnehmen verantwortlich sind. Daher vermuten 
Wissenschaftler, dass das Multitasking zu kognitiven Stö-
rungen wie beispielsweise zu einer geringen Aufmerksam-
keit führen kann. (Loh/Kanai 2014)

Elf Jahre lang (von 1997 bis 2008) untersuchte Sabrina 
Wulff Pabilonia vom „U. S. Bureau of Labor Statistics“ 
Schülerinnen und Schüler der 1. bis 12. Klasse, um zu er-
mitteln, inwieweit die gleichzeitige Nutzung technischer 
Geräte die Konzentration auf Hausaufgaben beeinflusst. 
Sie stellte fest, dass mit zunehmender Nutzung von Com-
putern für Hausaufgaben auch das Ablenkungspotenzial 
stieg. Die Wissenschaftlerin bemerkte eine Tendenz, dass 
Schülerinnen und Schüler mit Aufmerksamkeitsdefiziten 
– insbesondere Mädchen – eher zum Multitasking neigen. 
Außerdem brauchen „Multitasker“-Mädchen im Teenager-
Alter mehr Zeit für Hausaufgaben als Jungen. (Wulff Pabi-
lonia 2015) 

Andere Wissenschaftler (Yap und Lim, 2013; Alzahabi und 
Becker, 2013; Rothbart und Posner, 2015) kamen zu der ge-
genteiligen Überzeugung, dass mediales Multitasking das 
Gehirn von Digital Natives trainieren kann und dass eine 
längere gleichzeitige Mediennutzung die Gehirnressourcen 
durch die geteilte Aufmerksamkeit (der Split-Attention-
Effekt) verringert. (s. Moisala 2017, S. 17)

Forscher von der „Chinese University of Hong Kong“ (2012) 
stellten fest, dass durch mediales Multitasking die Kon-
zentrationsfähigkeit und selektive Aufmerksamkeit ge-
schwächt wird. Sie sind aber auch der Meinung, dass Dank 
paralleler Mediennutzung spezielle Aufgaben besser gelöst 
werden können. (Lui/Wong 2012)

Was sagen Schulnoten aus?
In der Studie der „Kaiser Family Foundation“ (2010) wur-
de erforscht, ob ein Zusammenhang zwischen der Zeit, die 

junge Menschen mit Medien verbringen und den Noten, die 
sie in der Schule erhalten, besteht. Kinder, die viel und 
häufig Medien nutzten, berichteten von schlechten Noten. 
Im Vergleich dazu erhielten Schülerinnen und Schüler, die 
weniger Zeit mit Medien verbrachten in der Regel seltener 
schlechtere Noten. Somit besteht offenbar ein Zusammen-
hang zwischen der Mediennutzung und den Schulzensuren. 
(Kaiser Family Foundation 2010: s. Grafik „Media Use and 
Grades“, S. 13)

Wissenschaftler der „Ohio State University“ behaupten zu-
dem Folgendes (2008): „Wer viel Zeit in sozialen Netzwer-
ken verbringt, hat im Schnitt schlechtere Noten“. Studie-
rende, die Facebook nutzten, hatten im Schnitt schlechtere 
Noten als ihre Kommilitoninnen und Kommilitonen. Dies 
hat 2009 auch die Oxforder Neurowissenschaftlerin Susan 
Greenfeld bestätigt. Viel Zeit in Online-Netzwerken zu ver-
bringen, verursacht ihrer Ansicht nach Probleme, sich über 
längere Zeit konzentrieren zu können. (zit. nach Berner 
2013)

Der amerikanische Wissenschaftler Reynol Junco (2012) 
stellte durch eigene Forschung mit Studierenden zudem 
fest, dass sich die Nutzung von Facebook und das Chatten 
während der Vorlesungen negativ auf ihre Konzentration 
und Leistungsfähigkeit auswirkt. (Junco 2012) 

Im Jahr 2013 bestätigten die amerikanischen Forscher Ro-
sen, Carrier und Cheever außerdem, dass Schülerinnen und 
Schüler, die während der Erledigung ihrer Hausaufgaben 
gleichzeitig Facebook nutzten, schlechtere Noten erhiel-
ten. (Rosen/Carrier/Cheever 2013)  

Neueste Studien (2018) stimmen diesen Ergebnissen nur 
teilweise zu. Forscher der Universitäten Landau, Würzburg 
und Bamberg (Caroline Marker, Timo Gnambs und Markus 
Appel) haben 59 Studien zum Thema Nutzung von sozialen 
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Netzwerken verglichen (mit fast 30.000 Jugendlichen zwi-
schen 13 und 22 Jahren) und kamen zu den Ergebnissen, 
dass die Nutzung von sozialen Netzwerken während des 
Lernens tatsächlich negative Auswirkungen auf die Leis-
tungen haben kann. Das gelte auch für Schülerinnen und 
Schüler, die generell sehr oft auf Facebook, Snapchat und 
Instagram unterwegs sind. Trotz der intensiven Handynut-
zung lernen diese Schulkinder aber nicht weniger. Außer-
dem können die Zensuren durch die Nutzung von sozialen 
Medien sogar verbessert werden, wenn die Schülerinnen 
und Schüler sich mithilfe sozialer Netzwerke untereinan-
der über schulbezogene Themen austauschen. (Marker/
Gnambs/Appel 2018)

Was können Expertinnen und Experten vorhersagen? 
Im Jahr 2012 führte das Internet-Forschungszentrum „Pew 
Research Center“ die Studie „Zukunft des Internets“ durch. 
Dabei wurden insgesamt 1.021 Internetexpertinnen und 
-experten befragt. 42 Prozent davon waren der Meinung, 
dass im Jahr 2020 das Multitasking negative Auswirkun-
gen auf die Gehirne von Teenagern haben wird. Sie werden 
sich nichts mehr merken können und nicht die Fähigkeit 
zum grundlegenden Nachdenken erlangen. (Pew Research 
Center 2012)

Die meisten Fachleute (55 Prozent) gaben jedoch eine op-
timistischere Prognose zu den geistigen Fähigkeiten der 
nächsten Generation ab. Die „Multitasker“ werden meh-
rere Aufgaben auf einmal ohne Schwierigkeiten erledigen 
können. Sie werden nicht unter kognitiven Störungen lei-
den. Sie lernen mehr und werden die Information schneller 
und effizienter suchen und aufnehmen können. Ein neues 
Zeitmanagement wird zukünftig die Herausforderung sein. 
(ebd.)

Die Deutsche Kinderhilfe ist der Ansicht, dass mediales 
Multitasking eher negative Auswirkungen auf die Konzen-
trationsfähigkeit hat bzw. haben wird. So wie sich die Tech-
nologien entwickeln, wird die digitale Welt unsere Kinder 
und Jugendlichen zunehmend dazu zwingen, Informatio-
nen so aufzunehmen, dass alles – ob hören, sehen, lesen 
oder schreiben – gleichzeitig erfolgen muss. Dank der Fle-
xibilität unseres Gehirns werden zukünftige Generationen 
die Fähigkeit erlangen, mehrere Medien parallel nutzen zu 
können. Die Leistungen werden sich aber dadurch vermut-
lich verschlechtern. Die ständig geteilte Aufmerksamkeit 
wird zu einer gewissen Oberflächlichkeit und Belastung 
führen. Schulische Erfolge sowie die Beziehungen zu Mit-
menschen werden dadurch in Mitleidenschaft gezogen. Es 
ist wichtig, dem Gehirn seine Ruhephasen zu gönnen bzw. 
es durch verschiedene Inhalte über mehrere Wahrneh-
mungskanäle nicht zu überlasten.

In diesem Zusammenhang sollten die Eltern ins Spiel kom-
men. Es ist schon klar, dass die Mediennutzung der Kinder 
nicht verboten werden sollte. Das wäre auch nicht förder-
lich. Es ist aber wichtig, den Kindern eine einfache Regel zu 
vermitteln: „Erst die Arbeit, dann das Vergnügen“.
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Themenblock 3_Bildungseinrichtung Schule

1. Allheilmittel Medienkompetenz? 
Wer ist eigentlich für den Schutz von Kindern und Jugendli-
chen vor Straftaten und Straftätern im digitalen Raum ver-
antwortlich? Eine typische Antwort liegt hierbei stets auf 
der Hand: die Eltern. So ist es auch wenig verwunderlich, 
dass nach dem Jugendmedienschutzindex der Freiweilligen 
Selbstkontrolle der Medienregulierung (FSM) sich 94 Pro-
zent der Eltern zunächst selbst in der Pflicht sehen. Gleich-
zeitig sehen aber von diesen Eltern auch 82 Prozent die 
Behörden, 81 Prozent die Betreiber Sozialer Medien und 
74 Prozent die Schulen in der Verantwortung. Gerade die 
letzten Zahlen deuten darauf hin, dass sich Eltern offen-
bar beim Schutz der Kinder alleingelassen fühlen, sodass 
auch der Ruf nach einer gesellschaftlichen Verantwortung 
entsteht1. 
Hierbei steht auch eine Grundsatzfrage im Raum: Wenn 
Kinder nur durch ihre Eltern vor den Risiken des digitalen 
Raumes geschützt werden sollen, wie werden dann Kinder 
geschützt, deren Eltern kein Interesse an ihren Kindern 
haben oder die einfach zum jetzigen Zeitpunkt nicht die 
Fähigkeiten haben, ihre Kinder in ihrem digitalen Dasein 
zu begleiten? Hier hilft es bei der ersten Kategorie vermut-
lich wenig, an ihre elterliche Verantwortung zu appellie-
ren. Im Gegenzug scheint aber die Überforderung mit dem 
digitalen Heranwachsen der Hauptgrund für eine geringe 
Absicherung durch Eltern zu sein. So ergab dieselbe Stu-
die auch, dass 62 Prozent der Erwachsenen ihre Onlinefä-
higkeiten ähnlich ihren Kindern einschätzen bis diese 12 
Jahre alt sind. Dabei zeigt sich aber, dass 34 Prozent der 
Eltern die Onlinefähigkeiten ihrer Kinder mit 9–10 Jahren 
als gering einstufen, die Fähigkeiten der Kinder aber stetig 
steigen und die der Eltern gleichzeitig abnehmen. So sehen 
sich nur noch 52 Prozent der Erwachsenen auf einer Stufe 
mit ihren 15- bis 16-jährigen Kindern, während gleichzeitig 
79 Prozent deren Fähigkeiten als entsprechend hoch ein-
stufen.

Diese Entwicklung steht dabei nicht im leeren Raum, viel-
mehr startet die Mediennutzung von Kindern zumeist noch 
mit statischen Inhalten des digitalen Raumes, für die sich 
offensichtlich die meisten Erwachsenen noch gewappnet 
fühlen. Je älter die Kinder aber werden, umso relevanter 
werden die interaktions- und kommunikationsbezogenen 
Elemente, vor allem der Sozialen Medien. Darunter können 
wiederum alle Programme verstanden werden, die eine on-
linebasierte Kommunikation und Interaktion der Nutzer 

untereinander ermöglichen. So nutzten lediglich knapp 20 
Prozent der 6- bis 9 Jährigen täglich das Internet, aber 
bereits 38 Prozent der 10- bis 11-Jährigen und 58 Prozent 
der 12-bis 13-Jährigen2. 

Entsprechend verlagern sich auch die Risiken, denen die 
Kinder ausgesetzt sind, und die Sorgen der Eltern. So er-
gab die zitierte Studie auch, dass mittlerweile die größte 
Angst der Eltern (33 Prozent) in den Kontaktrisiken des 
digitalen Raumes liegen. Dass also Sexualtäter sich ihren 
Kindern nähern – sogenanntes Cybergrooming –, dass die 
Kinder mit Extremisten und Hatespeech konfrontiert wer-
den oder dass die Kinder im Netz Opfer von Cybermobbing, 
Sextortion oder auch Cyberstalking-Handlungen werden. 
Hier schließt sich wiederum der Kreis zu den Forderungen 
der Eltern, vor allem auch nach einem staatlichen Handeln, 
denn eine Vielzahl der Risiken, vor denen diese Angst ha-
ben, stellen letztlich auch strafbare Handlungen dar. Hier-
bei stellen sich nun folgende Fragen: Kann der Schutz vor 
Straftaten nur die Aufgabe der Eltern sein? Und was ist mit 
den Kindern, deren Eltern diesen Schutz nicht gewähren 
wollen oder gewährleisten können? Diese Fragen werden 
in den Debatten weitestgehend ausgeschlossen, vielmehr 
wird dann stets auf die Verantwortung der Eltern zur Erlan-
gung der Medienkompetenz verwiesen. 

Hier stellt sich ein interessanter Vergleich zu der Frage, wie 
Prävention im Straßenverkehr eigentlich geregelt ist. Hier 
ist es ein gesellschaftlicher Konsens, dass Eltern ihren Kin-
dern die Regeln im Straßenverkehr durch ein aktives Be-
gleiten und durch Vorbildfunktion vermitteln, nur gibt es 
weitere gesellschaftliche Verantwortungsstufen, ohne die 
das System des Straßenverkehrs nicht funktionieren wür-
de. Denn die Regeln bzw. deren Einhaltung werden nicht 
nur durch die Eltern, sondern auch durch andere Akteure 
durchgesetzt. So vermitteln Kindergärten und (Grund-)
Schulen völlig selbstverständlich ein sicheres Bewegen 
und Einhalten der Regeln im Straßenverkehr. Gleichzeitig 
kommen aber zu dieser Vermittlung des sicheren Bewegens 
im Straßenverkehr noch weitere wesentliche Schutzmaß-
nahmen hinzu. Denn einem Kind beispielhaft beizubrin-
gen, dass es bei Rot an der Ampel stehen bleiben oder 
nur auf dem Bürgersteig und nicht auf der Straße gehen 
sollte, erfordert im Umkehrschluss das Vorhandensein die-
ser Institutionen bzw. Regeln. Es erfordert letztlich also 
eine Regel, die beispielhaft verhindert, dass ein Autofah-
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rer einfach bei Rot über die Ampel fährt oder die gesamte 
Zeit über den Bürgersteig fährt. Dabei ist es auch in der 
Kriminologie eine festgesetzte Erkenntnis, dass es nicht 
das Vorhandensein einer Regel ist, das zu deren Einhaltung 
führt, sondern die Wahrscheinlichkeit der Durchsetzung 
dieser Regel. Die Durchsetzung der Regeln wiederum er-
fordert letztlich auch ein konkretes staatliches Handeln. 
Gerade bei der Einhaltung der Regeln im Straßenverkehr 
ist dies die staatliche Gewalt. Dabei kommt es nicht da-
rauf an, dass jeder Verstoß auch geahndet wird, es muss 
vielmehr eine gewisse Möglichkeit bestehen, die eine sol-
che Ahndung auch wahrscheinlich erscheinen lässt. Diese 
Wahrscheinlichkeit wird vornehmlich symbolisiert durch 
die visuell wahrnehmbare Präsenz des Gewaltmonopols des 
Staates, beispielhaft durch Ordnungsbeamte, Polizisten, 
Streifenwagen etc. Diese werden auch nicht jede Sekun-
de wahrgenommen, aber sie werden doch als ein wichtiger 
Faktor von vielen realisiert. 

2. Eine digitale Verkehrsprävention?
Dass dieses Gefühl eines durch das Recht geregelten Rau-
mes vorherrscht, kann auch als eine Generalprävention ver-
standen werden, also als ein System, in dem ein Normen-
bruch mit dem realistischen Risiko einer Ahndung erfolgt 
und nicht mit der Gewissheit, so gut wie gar nicht einer 
Normenkontrolle zu unterliegen. Erst diese Form der Gene-
ralprävention hält das System zusammen und erst hierauf 
aufbauend können dann die Regeln und Normen beispiel-
haft an Kinder vermittelt werden. Denn auch im Straßen-
verkehr käme vermutlich niemand auf die Idee zu sagen, 
der einzige Schutz von Kindern vor Sexualtätern oder auch 
Extremisten ist die Vermittlung von Verkehrskompetenz. 
Diese Situation ist aber im digitalen Raum im Zusammen-
hang mit digitalen Straftaten offenbar eingetreten. 

Es zeigt sich vielleicht auch daran, dass die Aufgabe des 
Jugendmedienschutzes in Deutschland – der sich aus 
dem Jugendschutzgesetz (JuSchG) und dem Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag (JMStV) zusammensetzt – nicht 
der Schutz von Kindern vor Straftaten ist, sondern ledig-
lich den mutmaßlich negativen Einfluss der Medien auf 
Kinder in den Blick nimmt. Vereinfacht dargestellt ist es 
dem Jugendmedienschutz in seiner jetzigen Form wichti-
ger, dass ein Kind nicht mit einer nackten Brust oder Blut 
beispielhaft in einem Onlinespiel konfrontiert wird, als 
dass der Mitspieler vielleicht ein Sexualtäter oder Extre-
mist ist. Dies zeigt sich gegenwärtig auch daran, dass das 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG), das ja zum Ziel 
haben soll Hatespeech im Netz zu bekämpfen, gerade für 
die Sozialen Medien gelten solle, in denen Kinder – also 
bis 14 Jahren – gar nicht in signifikanter Größe unterwegs 
sind. Dies gilt insbesondere für Facebook und Twitter. 
Gleichzeitig wurden kurz vor Inkrafttreten des Gesetzes 
Onlinespiele – die nach Studien besonders relevant sind 
für diese kindliche Zielgruppe und in denen unbekannte 
Menschen jeglichen Alters mit Kindern kommunizieren und 
interagieren und die auch entsprechend extremistische 
Äußerungen oder Gildennamen enthalten – aus dem Rege-
lungsgehalt herausgenommen. Dies erscheint besonders 
problematisch vor dem Hintergrund, dass nach einer Un-

tersuchung von Jugendschutz.net im Jahr 2017 53 Prozent 
der beliebtesten Spieleapps im Google Play Store eine zu 
niedrige Altersempfehlung durch die USK im Rahmen des 
sog. IARC3-Systems erhalten haben. Besonders groß sei die 
Abweichung bei Programmen, die für Kinder freigegeben 
werden, also eine USK Altersfreigabe ab 0 Jahren erhal-
ten haben. Diese Altersempfehlung geschah, obwohl die 
Überprüfung der 100 beliebtesten Apps ein „[…] erhebli-
ches Risikopotential: mangelnden Schutz vor Fremdkon-
takten, Standortabfragen und Kostenfallen“ aufwiesen4. 
Jugendschutz.net forderte in diesem Zusammenhang, dass 
die Altersfreigaben diese Risiken mitberücksichtigen müs-
sen. Eine Forderung, die inhaltlich bereits drei Jahre zuvor 
durch die Kinderkommission des Deutschen Bundestages 
aufgestellt wurde. Hier hieß es: „[…] die derzeit laufen-
de Novellierung von JuSchG und JMStV sollte auch dazu 
genutzt werden, ein einheitliches, medienübergreifendes 
Klassifizierungssystem nach Altersgruppen zu entwickeln. 
Hierbei sollten zusätzlich weiterführende Kriterien wie das 
Vorhandensein von Bezahlfunktionen oder Interaktions- 
und Kommunikationsmöglichkeiten bei Spielen und Apps 
für die Altersklassifizierung eine Rolle spielen. Dies allein 
garantiert noch keinen umfassenden Schutz, erleichtert 
jedoch Eltern die Einschätzung von Risikopotentialen 
einzelner Medieninhalte und -formate […]“5. Trotz dieser 
bereits drei Jahre alten Forderung wurde in der Zwischen-
zeit auf diese Risiken weder auf politscher Ebene noch von 
Seiten der Betreiber eingegangen. Diese große Lücke, dass 
der Jugendmedienschutz vor allem da versagt, wo Eltern 
die größte Gefahr für ihre Kinder im digitalen Raum sehen 
– bei den Kommunikations- und Interaktionsrisiken – wird 
jedoch zunehmend auch erkannt. Die Bundesprüfstelle 
für jugendgefährdende Medien (BPJM) hat erst jüngst ein 
Referat eingerichtet, das sich explizit diesen Thematiken 
stellen soll; es kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass das Ziel, Kinder vor Straftaten im digitalen Raum zu 
schützen, gerade noch nicht in den Regelungen im JuSchG 
und auch in den JMStV verankert wurde. 

Gleichzeitig weist diese gesamte Entwicklung auch noch 
auf ein grundsätzliches gesellschaftliches Problem im digi-
talen Raum hin. Hier interagieren und kommunizieren Per-
sonen jeglichen Alters mit ihnen unbekannten Kindern re-
lativ unkontrolliert. Ein Umstand, der im physischen Raum 
typischerweise nicht akzeptiert würde, wenn beispielhaft 
unbekannte Erwachsene auf einem Spielplatz an Kinder he-
rantreten und mit diesen spielen, Fotos austauschen usw. 
Nicht umsonst deuten Dunkelfeldstudien darauf hin, dass 
beispielhaft die onlinebasierte Anbahnung des sexuellen 
Missbrauchs oder die sexuelle Belästigung von Kindern im 
Internet ein absolutes Massenphänomen mit Millionen von 
Delikten darstellt. Ähnliches gilt dann auch für Beleidi-
gungen, Volksverhetzungen, Urheberrechtsverletzungen 
oder auch die täglichen Cybermobbing- oder Sextortion-
Delikte im schulischen Umfeld, die in den meisten Fällen 
auch strafbare Handlungen darstellen. Gleichzeitig ist 
das Hellfeld – also die registrierten Anzeigen – meistens 
sehr gering, weist aber eine hohe Aufklärungsquote auf. 
Beispielhaft stehen den hohen Dunkelfeldzahlen beim Cy-
bergrooming nur rund 1.000 Anzeigen wegen der Einlei-
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tung des onlinebasierten Missbrauches über das Tatmittel 
Internet entgegen. Gleichzeitig liegt die Aufklärungsquo-
te aber bereits seit Jahren bei über 80 Prozent6. Ähnlich 
sieht dies auch im Bereich der Volksverhetzungen über das 
Tatmittel Internet aus, in denen ebenfalls Studien auf ein 
hohes Viktimisierungserlebnis hindeuten, sich die Anzei-
gezahlen aber von etwa 700 im Jahr 2014 auf ca. 3.000 
erhöht haben, jedoch bei einer Aufklärungsquote von über 
70 Prozent. 

3. Haben wir ein Broken Web? 
Solche Ergebnisse können darauf hindeuten, dass die kri-
minalistische Überführung offenbar kein großes ermitt-
lungstechnisches Problem darstellt. Dies könnte wiederum 
zwei Ursachen haben. Entweder ist die Arbeit der Strafver-
folgungsbehörden so überlegen, dass auch ein sogenann-
tes Riskmanagement durch Täter die Strafverfolgung wei-
testgehend nicht behindert. Oder es gibt so viele Täter und 
Taten, dass die Wahrscheinlichkeit überführt zu werden so 
gering ist, dass diese nur selten oder ein geringes Riskma-
nagement betreiben. Zum Vergleich: wenn 10.000 Men-
schen bei Rot über die Ampel fahren, aber lediglich zehn 
davon angezeigt werden, aber von diesen zehn wiederum 
nur acht aufgeklärt werden, so hat dies einen vermutlich 
nur geringen Einfluss auf die Begehung der Delikte durch 
die Übrigen. 

Dieses Phänomen, dass im Netz eine massenhafte Bege-
hung von Delikten einer insgesamt nur geringen Strafver-
folgungswahrscheinlichkeit entgegensteht, trotz guter 
Arbeit durch die Strafverfolgungsbehörden, kann auch 
als Broken-Web-Phänomen7 beschrieben werden. Dieses 
Phänomen ist an die „Broken-Windows-Theorie“ von Wil-
son und Kelling sowie der „Routine Activity Theory“ von 
Felson und Cohen angelehnt. Erstere beschreibt im Kern, 
dass ein sichtbarer Normenbruch, der ohne Ahndung oder 
normenkontrollierende Reaktion erfolgt, weitere Normen-
brüche nach sich zieht, da offenbar kein gesellschaftliches 
Interesse an der Normenkontrolle vorhanden ist. Letztere 
sagt aus, dass Menschen dann handeln werden, wenn sie 
eine Motivation zum Handeln haben, wenn es ein lohnen-
des Ziel gibt und wenn es nur geringe Schutzmechanismen 
gibt. Diese Faktoren können sich dabei gegenseitig bedin-
gen. So kann ein Mensch auch bei hohen Schutzmecha-
nismen bereit sein eine Handlung zu begehen, wenn aus 
seiner Sicht das Ziel, also die „Beute“, attraktiv genug ist. 
Im Umkehrschluss handelt er aber vielleicht auch bei einer 
geringen Beute, wenn es kaum Schutzmechanismen gibt 
und er beispielhaft seine Überführungswahrscheinlichkeit 
als sehr gering einschätzt. Übertragen auf den digitalen 
Raum bedeutet dies, wenn es so viele digitale Delikte gibt, 
aber nur sehr wenige Anzeigen und entsprechende Straf-
verfolgungen geschehen, entsteht doch der Eindruck eines 
gefühlt weitestgehend strafverfolgungsfreien Raumes. 
Auch die Sichtbarkeit des Gewaltmonopols des Staates im 
digitalen Raum ist hierbei eine Thematik, die angesprochen 
werden muss. Auch die beste Strafverfolgung hat auf an-
dere eine nur geringe Wirkung, wenn sie diese nicht mit-
bekommen und das Risiko der Ahndung förmlich visuali-

siert wird. Diese Visualisierung erfolgt im physischen Raum 
letztlich durch Polizei- und Ordnungsamtsstreifen. 

In diesem globalisierten digitalen Raum fehlt aber bisher 
weitestgehend ein solches Konzept für eine digitale Poli-
zeiarbeit. Nach einer Recherche des Spiegels sollen nicht 
einmal 2.000 – genau 1.823 – Polizisten bundesweit gegen 
Cybercrime vorgehen. Das sind bei ca. 300.000 Polizisten 
bundesweit gerade einmal 0,66 Prozent aller Polizisten8. 
Auf der anderen Seite unterhalten mittlerweile alle Polizei-
behörden eigene Social Media Accounts – überwiegend bei 
Twitter und bei Facebook und einige wenige bei Instagram 
und Snapchat. Die Zahl dieser Accounts, die die Visuability 
der digitalen Polizei voranbringt, hat seit 2012, als ledig-
lich 19 Accounts betrieben wurden, auf etwa 300 Accounts 
Anfang 2018 einen enormen Sprung hingelegt9. Gleichzei-
tig betreiben mittlerweile auch zehn niedersächsische Po-
lizisten eigene dienstliche Social Media Accounts – insge-
samt drei Accounts auf Twitter und zehn auf Facebook – ein 
absolutes Novum in Deutschland. Im Vergleich zu anderen 
Sprachregionen – wie beispielsweise den Niederlanden – 
ist hier aber noch Aufholbedarf. Denn alleine 3.400 nieder-
ländische Polzisten – bei rund 65.000 Polizisten absolut 
– unterhalten solche eigenen dienstlichen Social Media 
Accounts10. Dabei würde ein höherer polizeilicher Einsatz, 
bedingt durch das sogenannte Lüchow-Dannenberg-Syn-
drom, vermutlich zunächst zu einer Zunahme der Anzeigen 
führen, da das Vertrauen in den Rechtsstaat im digitalen 
Raum steigt und Anzeigen für sinnvoll erachtet werden. 
Neue Wege schlägt beispielsweise die Polizei des Landes 
Sachsen-Anhalt ein, die erstmalig eine aus zwölf Polizisten 
bestehende Streife11 sichtbar im digitalen Raum nach straf-
baren Inhalten suchen lässt. Sichtbar bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass auf Kommentare und Äußerungen, 
die einen Anfangsverdacht einer Straftat bedeuten, ne-
ben den Ermittlungsmaßnahmen mit eigenen polizeilichen 
Social Media Accounts geantwortet wird12. Eine solche 
Präsenz des Rechtstaates könnte auch anders organisiert 
werden und andere Wege gehen. Aber dass eine irgendwie 
gestaltete Präsenz des Rechtstaates auch im digitalen 
Raum gewinnbringend wäre, scheint naheliegend. Dass die 
Sicherheitsbehörden hierfür in die Lage versetzt werden, 
durch angepasste Rechtsgrundlagen und beispielsweise 
auch über die Funktion des Legalitätsprinzips in einem 
grenzfreien digitalen Raum, wäre ein wichtiger Schritt. 

Eine solche Präsenz wäre aber auch relevant, um die ange-
sprochene Generalprävention im digitalen Raum – zumin-
dest im deutschsprachigen Netz – anzustreben. Denn das 
Gefühl, dass Schutzmechanismen nicht greifen können, 
kann, wie dargestellt, die Hemmschwelle zur Begehung 
von Delikten senken, was wiederum die geringen Schutz-
mechanismen aufzeigen. Ein Teufelskreislauf. Es ist schon 
bezeichnend, dass in dem oben zitierten Jugendmedien-
schutzindex der FSM auf 120 Seiten nicht einmal das Wort 
Polizei fällt. Eine Verkehrsprävention ohne Polizei wäre 
undenkbar. 



50

4. Wir brauchen einen wirkungsvollen Kinder- und Ju-
gendmedienschutz!
Der Begriff des Jugendmedienschutzes ist juristisch durch 
den JMStV vorgeprägt. Dies lässt häufig eine Debatte über 
die Funktion des Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
in den Medien bereits daran scheitern, dass sich auf das 
bisherige Verständnis von einem Jugendmedienschutz zu-
rückgezogen wird. Es erscheint vor dem Hintergrund der 
Interaktionsrisiken des digitalen Raumes notwendig, dass 
ein moderner Jugendmedienschutz sich aber gerade nicht 
mehr nur als ein einfaches Rechtswerk versteht, der Kinder 
vor dem Einfluss von Medien schützen soll. Vielmehr er-
scheint es sinnvoll, wenn ein effektiver Schutz von Kindern 
und Jugendlichen im digitalen Raum – also ein Kinder- und 
Jugendmedienschutz – sich vergleichbar aufbaut wie die 
Verkehrsprävention und das Ziel hat, die Viktimisierungs-
wahrscheinlichkeit durch Straftaten im digitalen Raum zu 
minimieren. Sinnvoll wäre ein System, in dem Erwachsene 
in die Lage versetzt werden, eine Medienkompetenz sowie 
die Vermittlung von Regeln und den sicheren Umgang mit 
Medien auch an ältere Kinder zu vermitteln. Bildungsein-
richtungen sollten diese Medienkompetenz mit pädago-
gischen Mitteln vertiefen und auf eine fachlich fundierte 
Basis stellen. Aber wir brauchen auch Rechtsregularien, 
die als Basis für Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor 
Straftaten dienen und gleichzeitig beispielhaft Betreiber 
zu Schutzmaßnahmen verpflichten. Als vierte Ebene be-
darf es aber auch einer Instanz – vornehmlich ist dies der 
Rechtsstaat – die diese Regularien auch effektiv durchzu-
setzen weiß und gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit der 
Ahndung von Straftaten im digitalen Raum erhöht. 

Nur die Verzahnung dieser Mechanismen kann eine Art di-
gitale Generalprävention erreichen, in deren Rahmen sich 
ein Jugendmedienschutz und auch die Vermittlung von Me-
dienkompetenz effektiv entfalten können. So können auch 
Kinder effektiv geschützt werden, deren Elternhäuser die 
notwendige Medienkompetenz nicht vermitteln. 

1 Niels Brüggen, Stephan Dreyer, Marius Drosselmeier Christa 
Gebel, Uwe Hasebrink, Marcel Rechlitz 2017: „Jugendme-
dienschutzindex: Der Umgang mit onlinebezogenen Risiken“, 
online verfügbar unter https://www.fsm.de/sites/default/
files/FSM_Jugendmedienschutzindex.pdf.
2 Sabine Feierabend, Theresa Plankenhorn, Thomas Rathgeb 
2016: „KIM-Studie 2016 Kindheit, Internet, Medien“, online 
verfügbar unter https://www.mpfs.de/fileadmin/files/Studi-
en/KIM/2016/KIM_2016_Web-PDF.pdf.
3 International Age Rating Coalition 
4 Stefan Glaser, Holger Herzog, Murat Özkilic, Friede-
mann Schindler „Jugendschutz im Internet – Risiken und 
Handlungsbedarf, Bericht 2017“, online verfügbar unter 
http://www.jugendschutz.net/fileadmin/download/pdf/
bericht2017.pdf. 
5 Eckhard Pols 2015: „Stellungnahme der Kinderkommission 
des Deutschen Bundestages zum Thema „Medienkompetenz 
und Jugendmedienschutz. Möglichkeiten zum Schutz der 

Kinder im Netz“, online verfügbar unter https://www.bun-
destag.de/blob/394352/7b909b1a9f48b0755715cc35c2b8d3
dc/stellungnahme-kinder-und-medien-data.pdf.
6 Thomas-Gabriel Rüdiger 2018: „Das Broken Web: Her-
ausforderung für die Polizeipräsenz im digitalen Raum“ 
in Thomas-Gabriel Rüdiger, Petra Saskia Bayerl: „Digitale 
Polizeiarbeit – Herausforderungen und Chancen“, Springer 
ISBN 978-3-658-19755-1 
7 Ebd.
8 Phillip Seibt, Ansgar Siemens 2017: „Strafverfolgung im 
Internet. Wenn die Polizei nicht weiterkommt“, online 
verfügbar unter http://www.spiegel.de/netzwelt/netzpo-
litik/cyberkriminalitaet-polizei-fordert-mehr-werkzeuge-
a-1182501.html. 
9 Thomas-Gabriel Rüdiger 2018: „Das Broken Web: Her-
ausforderung für die Polizeipräsenz im digitalen Raum“ 
in Thomas-Gabriel Rüdiger, Petra Saskia Bayerl: „Digitale 
Polizeiarbeit – Herausforderungen und Chancen“, Springer 
ISBN 978-3-658-19755-1
10 Bram Vandeputte 2018: „In Nederland patrouilleert de 
wijkpolitie ook op het internet“, online verfügbar unter htt-
ps://www.vrt.be/vrtnws/nl/2018/02/14/digitale-wijkagent/.
11 Jan Schumann 2017: „Beleidigende Kommentare – Land 
schickt Streife gegen Hasskriminalität ins Netz“ , online 
verfügbar unter https://www.mz-web.de/sachsen-anhalt/
landespolitik/beleidigende-kommentare-land-schickt-streife-
gegen-hasskriminalitaet-ins-netz-29317220?dmcid=sm_fb.
12 MZ 2016: „Hasskommentare im Netz – Polizei geht virtuell 
auf Streife im Internet“, online verfügbar unter https://
www.mz-web.de/sachsen-anhalt/hasskommentare-im-netz-
polizei-geht-virtuell-auf-streife-im-internet-25206740.
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Bei Bildung denken die meisten Menschen an Wissenser-
werb und Hausaufgaben – weniger an Wohlfühlen und ein 
soziales Miteinander. Dabei sind sozial-emotionale Kompe-
tenzen wichtig für den Schulerfolg. Wenn ein/e Schüler/-
in zum Beispiel wütend und deshalb stark mit sich selbst 
beschäftigt ist, wird er/sie dem Unterricht nicht folgen und 
diesen im Gegenteil sogar stören. Doch es gibt kein Unter-
richtsfach „SEL“ – Sozial-Emotionales Lernen – und keine 
verstetigten Konzepte für den Unterricht. Dabei führen 
ausgeprägte sozial-emotionale Kompetenzen langfristig 
zu guten Noten und positiven Bildungs-Outcomes – das 
belegen Langzeitstudien.

Das neue Grundschulprogramm Papilio-6bis9 will die sozi-
al-emotionalen Kompetenzen gezielt fördern. Es hat 2018 
die erste Modellphase durchlaufen – mit vielversprechen-
den Rückmeldungen von den Lehrkräften. 

Wurzeln in der Kita
Die Wurzeln für das Programm liegen in der Prävention in 
Kitas. 2003 startete das Projekt „Papilio“, um schon früh 
einen Beitrag zur Sucht- und Gewaltprävention zu leisten, 

indem es die sozial-emotionalen Kompetenzen im Kinder-
gartenalter fördert. Im Programm Papilio-3bis6 wurden 
deutschlandweit mittlerweile über 7.000 Erzieherinnen 
geschult, es wird auch in Finnland und Belgien eingesetzt. 
In Wirksamkeitsstudien konnte nachgewiesen werden, dass 
Papilio-Kinder im Vergleich zu Gleichaltrigen Verhaltens- 
auffälligkeiten stärker abbauen bzw. nicht entwickeln und 
sozial-emotionale Kompetenzen besser aufbauen. 
Besonders spannend mit Blick auf Bildung war eine klei-
ne Folgestudie, für die einige Papilio-Kinder am Ende der 
ersten Grundschulklasse untersucht wurden. Ein Ergebnis 
war, dass die Kinder, die zu Studienbeginn im Kindergarten 
als „auffällig“ getestet worden waren, nach zwei Jahren 
aufholen konnten, sich verbesserten und sogar mindestens 
durchschnittliche Schulleistungen erbrachten. 

Marionetten helfen beim „Gefühle Lernen“
Es würde hier zu weit führen, den ganzen Umfang des Kin-
dergartenprogramms zu erläutern, deshalb nur ein Bei-
spiel zur emotionalen Kompetenz. Mit Hilfe der Geschichte 
„Paula und die Kistenkobolde“ und darauf aufbauenden 
Lerneinheiten werden die Kinder befähigt, Gefühle zu 

von Univ.-Prof. Dr. Herbert Scheithauer und Ruth Siemes-Frömmer

Sozial-emotionales Lernen – 
der Schlüssel für Bildung und 
Gesundheit
Das Grundschulprogramm Papilio-6bis9 will die Schule zum Wohlfühlort machen
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erkennen, zu benennen und damit umzugehen – bei sich 
und bei anderen Kindern. Zentral sind dabei die Kobolde 
Heulibold, Zornibold, Bibberbold und Freudibold, die für 
die Emotionen Traurigkeit, Wut, Angst und Freude stehen. 
Über 80.000 Kinder kennen die Kobolde mittlerweile auch 
„persönlich“, denn die Augsburger Puppenkiste hat das 
Stück inszeniert und ermöglicht so das vertiefende Lernen 
für die Kinder über die Puppen. Die Puppenkiste gastiert 
seit 2006 für Kindergartengruppen in ganz Deutschland. 

Scham, Stolz, Neid und Schuld
Das Grundschulprogramm Papilio-6bis9 baut auf den Er-
kenntnissen des Kindergartenprogramms auf. Der Über-
gang von der Kita in die Grundschule ist eine große Heraus-
forderung, der Eintritt in eine neue Welt. Da hilft es, dass 
die Kinder etwas wiedererkennen, z. B. die Kobolde und die 
Protagonistin Paula, ein Kita-Kind, das jetzt auch in die 
Schule geht. Entsprechend gibt es die Geschichte „Paula 
kommt in die Schule“, die auch Kindern, die Papilio noch 
nicht kennen, den Übergang erleichtert. Wichtig ist die 
spielerische (!) Art und Weise, mit der sozial-emotionales 
Lernen angegangen wird. 

Das Programm holt die Kinder ab, zum Beispiel indem die 
Lehrkraft eine Geschichte vorliest und dann interaktiv mit 
der Geschichte arbeitet. Das erinnert Kinder an die „woh-
lige“ Kita. In der Grundschule geht es dann zum Beispiel 
um Sekundäremotionen: Wie fühlt sich Scham an, wie kann 
man damit umgehen, wie hilft man einem Klassenkamera-
den, der sich schämt? Wie geht man mit Stolz um, wenn 
man eine gute Note bekommt, und wie mit Neid? Oder mit 
Schuldgefühlen, wenn man etwas angestellt hat?

Problemlösungskompetenz hilft auch bei Mathe
Zu Papilio-6bis9 gehört auch die Förderung von Pro-
blemlösungsverhalten. Kinder lernen, Probleme zu erken-
nen und dann nicht einfach loszulegen, sondern darüber 
nachzudenken, wie sie das Problem lösen können, und die 
verschiedenen Möglichkeiten zu beurteilen. Sie lernen da-
mit, ihre Impulse zu kontrollieren. Auch in der Geschichte 
„Paula kommt in die Schule“ sind Probleme eingebaut, die 
zu lösen sind. Wenn die Kinder gelernt haben, Impulse zu 
kontrollieren, Situationen zu analysieren und nachzuden-
ken, dann können sie auch später Mathe-Aufgaben besser 
angehen und lösen.

Wichtig für die sozial-emotionalen Kompetenzen sind auch 
die sogenannten Exekutivfunktionen, mit denen ein Kind 
ab einem bestimmten Alter sein Verhalten steuern sollte. 
Es muss zum Beispiel sein Arbeitsgedächtnis entwickeln, 
um sich Dinge merken und sich strukturieren zu können. 
Reaktionshemmung ist unerlässlich, um nicht einfach im-
pulsiv loszulegen, sondern überlegt zu handeln. Aufmerk-
samkeitssteuerung ist notwendig, um dem Unterricht fol-
gen zu können und sich nicht vom Schmetterling draußen 
ablenken zu lassen. Im Programm üben die Kinder spiele-
risch, wie sie zum Beispiel motorische Impulse (zappeln 
oder einfach aufstehen) reflektieren und kontrollieren.

Freundschaften fördern
Insgesamt sollen sich Kinder im Schulunterricht wohl füh-
len, denn wenn sie sich unwohl fühlen oder Angst haben, 
liegt es auf der Hand, dass sie nicht gut lernen. Deshalb 
fördert das Programm auch Gleichaltrigenbeziehungen. 
Der Erstautor hat vor Jahren in einem Schulprojekt erlebt, 
dass die Kinder einer vierten Klasse nicht alle Namen ihrer 
Mitschüler kannten, obwohl sie seit vier Jahren in dersel-
ben Klasse waren! Das zeigt, dass sich soziale Beziehungen 
in der Schule nicht automatisch entwickeln. Deshalb spie-
len Kinder beim Programm Papilio-6bis9 in wechselnden 
Konstellationen miteinander und sollen sich so kennen und 
schätzen lernen.

Schulisches folgt dem sozial-emotionalen Lernen
Der methodische Überbegriff für viele der angesproche-
nen Themen ist das sozial-emotionale Lernen. Es umfasst 
Prozesse wie Fürsorge entwickeln, Entscheidungen treffen 
und konstruktive Lösungen finden. All das können Kinder 
nur im Miteinander lernen und wenn sie es lernen, dann 
folgen sie dem Unterricht besser und behalten auch die 
fachlichen Inhalte besser. Und das machen sie obendrein 
gerne, wenn sie mit Freude in die Schule gehen und sich 
dort wohlfühlen.

Die Lehrkräfte spielen eine zentrale Rolle 
Fragt man Menschen nach ihren Erinnerungen an die Schul-
zeit, kommen prägende Erlebnisse zutage – positive und 
reichlich negative. Lehrer sind signifikante Persönlichkei-
ten im Leben eines Kindes. Natürlich wünschen sich heut-
zutage alle Lehrer, dass sich die Kinder dereinst gerne an 
sie erinnern. Sie möchten die Kinder fördern und ihnen 
gute Impulse mitgeben. Doch das hat nicht nur mit Ver-
mittlung von Unterrichtsstoff zu tun, sondern ganz we-
sentlich mit ihrer Haltung und mit positiver Psychologie; 
beides sind Hauptthemen bei Papilio-6bis9.

Positive Aspekte fokussieren
Um das Wohlgefühl zu unterstützen, fließen Erkenntnisse 
aus der positiven Psychologie bei Papilio-6bis9 ein und 
schärfen den Blick auf die Stärken des Kindes. Mit diesem 
ressourcenorientierten Ansatz können Kinder in ihrer Ent-
wicklung individuell gesehen und in ihrem Tempo gefördert 
werden. 

Konkret vermittelt das Programm Methoden, wie Lehrkräf-
te trotz der Herausforderungen positive Rückmeldungen 
geben und das individuelle Kind wertschätzen. Ziel ist, 
jedem Kind in all seinen Kompetenzen und Belangen ge-
recht zu werden und ihm positive, selbstwertdienliche Er-
fahrungen zu ermöglichen. Ein Kind muss spüren können 
„Ich kann was.“ Schule muss ein Ort werden, wo Kinder zur 
Überzeugung gelangen, dass sie etwas bewegen können. 
Das macht sie zufrieden und fördert ihre Selbstwirksamkeit 
ebenso wie ihr Wohlgefühl.

In der Fortbildung zum Programm wird intensiv an der Hal-
tung der Lehrkräfte gearbeitet. Das wirkt positiv auf sie 
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selbst wie auf die Klasse. Denn wenn eine Klasse zum Bei-
spiel leiser ist, wenn weniger Kinder stören, ist das weniger 
anstrengend für Lehrkraft und Kinder. Sie fühlt sich wohler, 
ist weniger gestresst und kann besser unterrichten. Ja, es 
geht auch darum, dass sich Lehrkräfte in der Schule wohl-
fühlen und vom Programm profitieren, zum Beispiel durch 
gutes Klassenraummanagement. Wenn es laut ist, Kinder 
unruhig sind oder stören, gibt es bestimmte Maßnahmen, 
damit die Klasse lernt, ruhig zu sein oder Arbeitsaufgaben 
zu erledigen. Das wird spielerisch geübt. Es gibt auch be-
reits Rückmeldungen von Lehrern aus dem Modellprojekt, 
dass sie gerne damit arbeiten und positive Effekte sehen.

Letztlich sollen Lehrkräfte mit den Maßnahmen die Kinder 
in ihren Fähigkeiten und Fertigkeiten fördern, zum Beispiel 
impulsive Kinder darin unterstützen, dass sie ihr Verhal-
ten besser regulieren können. Das ist eine andere Haltung, 
als wenn der Fokus auf negativen Verhaltensweisen liegt. 
Lehrkräfte sind zentrale Bezugspersonen, sie nehmen aktiv 
Einfluss auf die Entwicklung der Kinder und können ihnen 
positive Lern- und Lebenserfahrungen vermitteln. 

Den Übergang unterstützen
Die Verbesserung des Klassenklimas, Wohlbefinden und 
Selbstwirksamkeit ziehen sich wie ein roter Faden durch 
das Programm Papilio-6bis9. Doch es liegt auf der Hand, 
dass ein Kind die dafür notwendigen Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten nicht von heute auf morgen „abrufen“ kann. Der 
Schritt von der Kita in die Grundschule ist ein Übergang 
und Kinder müssen Zeit bekommen, das alles zu lernen – 
sie müssen es lernen dürfen. Das erfordert auch Vertrauen 
von Seiten der Eltern. Es geht eben nicht nur um Rechnen 
und Lesen, sondern um spielerisches sozial-emotionales 
Üben, damit Kinder schulisches Lernen lernen.

Wenn Lehrkräfte die Methoden aus dem Programm an-
wenden, verändern sie Schule. Haltung und Methoden 
helfen mit, dass sozial-emotionales Lernen in unserer Ge-
sellschaft als wichtig wahrgenommen wird. Es gehört zur 
Schule als sozialem Lernort dazu und macht die Schule zu 
einem Ort, wo alle gerne hingehen und zusammen sind.

Ruth Siemes-Frömmer 
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Programm Papilio-6bis9 und Präventionsprojekt 
„Paula kommt in die Schule“ 

Das Programm Papilio-6bis9 wurde 2016 bis 2018 im 
Rahmen des Präventionsprojekts „Paula kommt in 
die Schule“ entwickelt. Damit Lehrkräfte es umset-
zen können, absolvieren sie eine Fortbildung. 2019 
sollen erste Ergebnisse aus der wissenschaftlichen 
Evaluation vorliegen, also Messungen, ob das Pro-
gramm auch objektiv – über die persönlichen Rück-
meldungen hinaus – die erwartete Wirkung erzielt. 
Partner des Präventionsprojekts „Paula kommt in 
die Schule“ sind die KNAPPSCHAFT, die Augsbur-
ger Puppenkiste und die Freie Universität Berlin. 
Träger ist das gemeinnützige Sozialunternehmen 
Papilio in Augsburg.

Sozial-emotionale Kompetenzen

Soziale Kompetenz heißt, in einer sozialen Situ-
ation eigene Ziele verwirklichen zu können und 
dabei niemand anderen zu schädigen oder zu be-
nachteiligen sowie nicht gegen soziale Normen zu 
verstoßen. 

Emotional kompetente Kinder können Gefühle bei 
sich und bei anderen erkennen, kennen die Körper-
signale und Mimik dazu und wissen, wie sie damit 
umzugehen haben. Im Grundschulalter lernen sie, 
auch mit ambivalenten Gefühlen umzugehen oder 
in schwierigen Situationen ihre Gefühle angemes-
sen auszudrücken und zu regulieren.
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„Non vitae sed scholae discimus“ – nicht für das Leben, 
sondern für die Schule lernen wir. Dieses berühmte Zitat 
Senecas hat bis heute nichts von seiner Aktualität verlo-
ren. Denn in der Debatte über die Lerninhalte an deutschen 
Schulen wird häufig bemängelt, dass sie nicht lebensnah 
seien, da sie Kinder und Jugendliche nicht genügend auf 
das Leben vorbereiten. Kinder sollten mehr nützlichere 
Dinge für das Leben lernen und Alltagskompetenzen er-
werben. So monieren junge Schulabsolvent/-innen häufig, 
dass sie die Schule sogar mit Abitur abschließen können, 
ohne Ahnung von Steuern, Mieten und Versicherungen zu 
haben. Sie fordern, den Umgang mit Geld zu erlernen, zu 
wissen wie ein Girokonto funktioniert oder wofür Versi-
cherungen sinnvoll sind. Sie wollen entsprechende Kom-
petenzen erwerben, die sie dazu befähigen, sich und ihre 
Familien später einmal gesund zu erhalten.

Die Deutsche Kinderhilfe unterstützt diese Forderung vie-
ler Schüler/-innen. Die Vermittlung von Werbekompetenz 
und Verbraucherbildung muss endlich bundesweit flächen-
deckend in die Lehrpläne implementiert werden. Bislang 
haben noch nicht alle Bundesländer den entsprechenden 
Beschluss zur Verbraucherbildung der Kultusministerkon-
ferenz aus dem Jahr 2013 umgesetzt. Auch der Umfang und 
die Intensität von Verbraucherbildung ist in den einzelnen 
Lehrplänen sehr unterschiedlich ausgeprägt. Warum die 
Deutsche Kinderhilfe die Vermittlung von Werbekompetenz 
und Verbraucherbildung an Schulen für unverzichtbar hält 
und welche Elemente wir für besonders wichtig erachten, 
soll im Folgenden kurz erläutert werden:

Kinder und Jugendliche sind für die werbetreibende Wirt-
schaft eine beliebte und zunehmend umkämpfte Zielgrup-
pe. Sie verfügen nicht nur selbst über eine beträchtliche 
Kaufkraft, sie bestimmen auch häufig über die Kaufent-
scheidungen in der Familie mit und sind die Käuferschicht 
von morgen. Werbung ist allgegenwärtig, beim Einkaufen, 

in Print- und auf Plakatmedien, im Fernsehen und Inter-
net und sogar in Computerspielen. Dabei ist Werbung nicht 
per se schlecht oder generell zu verurteilen. Kinder und 
Jugendliche sind jedoch eine besonders schutzbedürf-
tige Gruppe, wenn es um Werbung geht. Wenn Produkte, 
die auf Kinder zielen, die Grenzen von erlaubter Werbung 
überschreiten, die Gesundheit gefährden, andere Risiken 
bergen, ethisch-moralische Prinzipien außer Acht lassen, 
Stereotype bedienen, sexistisch oder geschlechterdiskri-
minierend sind oder zur Verschuldung beitragen – wenn 
sich Werbung auch noch auf Schulhöfen und in Unterrichts-
materialien findet, ist das als problematisch zu betrachten. 

Wichtig wäre daher zum einen, Schulkinder über Lebens-
mittelmarketing und dessen Wirkung aufzuklären. Kinder 
sollen wissen, dass die Lebensmittelbranche vor allem un-
gesunde Lebensmittel bewirbt, die Übergewicht fördern. 
Damit ist Werbung natürlich nicht allein für das Problem 
von Übergewicht und Adipositas bei Kindern und Jugend-
lichen verantwortlich, trägt aber dennoch entscheidend 
dazu bei. Ergebnissen der 2017 vorgestellten „I.Family 
Study“ zufolge, bei der mehr als 16.000 Kinder aus acht 
europäischen Nationen wissenschaftlich begleitet wurden, 
konnte der starke Einfluss von auf Kinder abzielende Wer-
bung für Junkfood nachgewiesen werden. Auch Studien der 
Weltgesundheitsorganisation belegen einen klaren Zusam-
menhang zwischen Werbung und Übergewicht. 

Neben den Schulen, die Kinder und Jugendliche über die 
Thematik umfassend aufklären sollten, fordert die Deut-
sche Kinderhilfe, dass selbstverständlich auch der Staat 
endlich Verantwortung übernimmt, z. B. durch die Ein-
führung einer transparenten Lebensmittelkennzeichnung 
in Form der Ampel. Diese zeigt in der Farbkodierung grün, 
gelb, rot einfach und auf einen Blick, wie viel Zucker, Salz 
und Fett ein Nahrungsmittel enthält. Sie ist damit gera-
de für Kinder klar und leicht verständlich. Darüber hinaus 

von Yade Lütz, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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gäbe es weitere sinnvolle Regulierungsmaßnahmen, die wir 
zum Teil auch aus den europäischen Nachbarstaaten ken-
nen und die zu begrüßen wären, z. B. Werbebeschränkun-
gen für adipogene Lebensmittel, Steuern auf zuckerhaltige 
Lebensmittel oder Reformulierungs-Maßnahmen, die Sen-
kung von Zucker, Salz und Fett in Lebensmitteln.
Betrachtet man zum anderen die sogenannten Neuen Me-
dien, so treten auch hier Kinder und Jugendliche häufig 
in die Werbefalle. Deshalb sollten sie für die im Netz ent-
haltenen Werbeformate gezielt sensibilisiert werden. Denn 
das Internet gehört heutzutage zum festen Bestandteil der 
medialen Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen. Dies 
hat die JIM-Studie 2017 wieder gezeigt. Im Internet wer-
den die jungen Nutzer wie in keinem anderen Medium mit 
einer Vielfalt von Werbeformaten konfrontiert. Trotz beste-
hendem Kennzeichnungs- und Trennungsgebot ist Online-
Werbung jedoch so gut getarnt, dass sie von Kindern und 
Jugendlichen nicht oder nur sehr schwer zu erkennen ist. 
Eine Studie der „Stanford History Education Group“ aus 
dem Jahr 2016 konnte belegen, dass 80 Prozent der Ju-
gendlichen in die Werbefalle tappen. Sie können Werbung 
vom Inhalt, z. B. Artikeln, nicht unterscheiden.

Gewinnspiele, die zur Weitergabe persönlicher Daten auf-
fordern, Gratis-Angebote, die sich als Kostenfalle entpup-
pen, ungeeignete Inhalte, die sich hinter bunten Bannern 
verbergen, In-App-Käufe, die leicht den Überblick verlieren 
lassen, In-Game-Werbung und ganz aktuell Lootboxen sind 
weitere Erscheinungsformen von Online-Werbung. Hiermit 
werden Kinder und Jugendliche regelmäßig konfrontiert. 
Aufgrund der technischen Möglichkeiten kommen immer 
wieder neue Erscheinungsformen von Onlinewerbung hin-
zu. Kinder und Jugendliche sind darüber hinaus dem nicht 
unproblematischen Influencer-Marketing ausgesetzt. In-
fluencer sind meist junge „Internet-Stars“, die auf Social-
Media-Plattformen an Kinder und Jugendliche häufig mehr 
oder weniger offenkundige Kaufempfehlungen abgeben.

Des Weiteren besteht im Internet das Problem des Zugriffs 
auf die persönlichen Daten von Kindern. Hiervon profitie-
ren Werbetreibende in besonderem Maße. Sie nutzen die 
Daten für personalisierte Werbeangebote und können so 
höhere Gewinne erzielen. Inwieweit die Daten des Einzel-
nen künftig und in weiteren Kontexten noch Anwendung 
finden werden, ist derzeit nicht absehbar. Neben der bun-
desweit flächendeckenden Vermittlung von Werbe-/Medi-
enkompetenz an Schulen ist daher auch die Politik gefor-
dert, den Kinder- und Jugendschutz bzw. Datenschutz im 
Internet und in Online-Spielen zu verbessern. 

Der aus Sicht der Deutschen Kinderhilfe dritte wichtige 
in der Schule zu behandelnde Themenkomplex sind Rol-
lenklischees und Sexismus in der Werbung. Werbung und 
sogenanntes Gendermarketing üben einen starken Einfluss 
darauf aus, welche Idealbilder Kinder und Jugendliche ent-
wickeln. Durch Kinderspielzeug, -lebensmittel und -beklei-
dung, die bevorzugt in den Farben rosa für Mädchen 

und hellblau für Jungen angeboten werden, werden Kin-
dern schon frühzeitig Geschlechterklischees aufgezwun-
gen. Mit diesen Produkten will man ihnen vermitteln, was 
scheinbar zu ihren Rollen als Mädchen oder Jungen passt 
und was nicht. Die Deutsche Kinderhilfe meint jedoch: Dies 
beschränkt die freie Entfaltung der Persönlichkeit von Kin-
dern und Jugendlichen! Die Industrie hingegen erzielt mit 
dieser Praxis höhere Umsätze, denn sie kann alles doppelt 
verkaufen. Sexistische Werbung trägt zudem zu überzo- 
genen Geschlechterrollen und Körpernormen von Jungen 
und Mädchen bei. Dies kann mitunter zu Essstörungen und 
Magersucht führen, die weltweit als tödlichste psychische 
Erkrankung gilt.

Wir Kindervertreter möchten daher alle Schulen bundes-
weit dazu bewegen, Kinder und Jugendliche für diese The-
matik zu sensibilisieren und aufzuklären. In Schulen kön-
nen durch entsprechende Unterrichtsangebote alle Kinder 
und Jugendlichen erreicht und somit dazu befähigt wer-
den, in kritischer Distanz zu den in der Werbung gezeigten 
Schönheitsidealen und Rollenbildern zu treten. Insgesamt 
sieht die Deutsche Kinderhilfe die bundesweit flächende-
ckende Vermittlung von Werbekompetenz und Verbrau- 
cherbildung an Schulen in vielerlei Hinsicht als essenti-
ellen Beitrag zur Prävention von Kindern und Jugendli-
chen: zur Unterstützung einer gesunden Entwicklung und 
Gesunderhaltung, zur Vorbeugung von Übergewicht, zur 
Vermeidung von Verschuldung, zum Schutz von Daten und 
Privatsphäre, zur Senkung von Risiken, die mit der Digitali-
sierung einhergehen, sowie zur Verhinderung von Mobbing 
und Essstörungen.
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Themenblock 3_Bildungseinrichtung Schule

Der Begriff Radikalisierung wird immer häufiger benutzt. 
Gemäß der Definition des Bundeskriminalamtes ist Radika-
lisierung die zunehmende Hinwendung von Personen oder 
Gruppen zu einer extremistischen Denk- und Handlungs-
weise und die wachsende Bereitschaft, zur Durchsetzung 
ihrer Ziele illegitime Mittel bis hin zur Anwendung von 
Gewalt zu befürworten, zu unterstützen und/oder einzu-
setzen. 

Besonders empfänglich für radikale Ansichten sind Kinder 
und Jugendliche, da sie in ihrem jungen Alter noch leichter 
zu beeinflussen sind. Fragen, die sich hierbei stellen sind: 
Wie kann man Radikalisierung erkennen und was können 
wir dagegen tun? Grundschulkindern werden extremisti-
sche Neigungen häufig aus ihrem sozialen Umfeld „vererbt“,  
z. B. über ihre bereits radikalisierten Eltern. Bei Jugend-
lichen ist das Risiko, sich radikal zu orientieren, ebenso 
hoch, denn in diesem Alter sind sie auf der Suche nach ih-
rer eigenen Identität. Antworten auf Fragen wie „Wer bin 
ich?“, „Was soll aus mir werden?“, kommen vermehrt auf, 
gesellschaftliche Anerkennung und Gruppenzugehörigkeit 
werden wichtiger. Der Einstieg in eine radikalisierte Um-
gebung wird unter anderem auch durch die Entfremdung 
von den Eltern, Verwandten, Freunden und schließlich der 
Gesellschaft begünstigt. Ebenso können tiefe persönliche 
Krisen oder einfache „Abenteuerlust“ dazu beitragen, dass 
sich Radikalisierungstendenzen entwickeln. Dabei werden 
Manipulationen, Angst und Druck häufig als Mittel von ra-
dikalen Organisationen genutzt. 

Anwerber sind bemüht, sowohl im eigenen Freundes- und 
Bekanntenkreis wie auch auf Straßen und insbesondere in 
Schulen neue Anhänger zu gewinnen. Kinder und Jugend-
liche sind dabei eine beliebte Zielgruppe. Auch im Internet 
kursieren derzeit zahlreiche Videos, Bilder und Texte mit 
extremistischen Inhalten. Moderne Kommunikationskanäle 
und soziale Netzwerke werden somit häufig von radikalen 
Gruppierungen genutzt. Es ist wichtig zu wissen, dass nicht 
alle Verhaltensveränderungen mit Radikalisierung verbun-
den sind. Es gibt keine generellen Anzeichen. Vielmehr ist 
es meist ein Zusammenspiel mehrerer Faktoren. Wichtig 
ist, dass potenziell radikalisiertes und extremistisches Ver-
halten so früh wie möglich erkannt wird, damit rechtzeitig 
und erfolgreich dagegen vorgegangen werden kann. Daher 
sollten Lehrkräfte, Schulsozialpädagogen und Eltern gut 
informiert und vorbereitet sein. 

Zu den typischen extremistischen Merkmalen oder Ver-
haltensweisen gehören zum Beispiel die Entfremdung von 
Familie und sozialem Umfeld, Ausgrenzung von „Ungläubi-
gen“ und Andersdenkenden, Vertretung extremer Positio-
nen, plötzlicher und umfassender Persönlichkeitswandel, 
plötzlicher Kleidungsstilwechsel zur Symbolisierung einer 
bestimmten Gruppenzugehörigkeit, zum Beispiel Ganz-
körperverhüllung, Vollbart, langes Gewand, Hochwasser-
hosen, Häkelkappe als Kopfbedeckung, Glatze, Springer-
stiefel, Tattoos oder Kleidungsstücke mit rechtsextremen 
Symbolen, Aggressivität und Gewaltbereitschaft, strikte 
Geschlechtertrennung, aktive Beschäftigung mit radikali-
sierten Inhalten und deren Verbreitung.

Die aufgeführten Merkmale sind zunächst nur Warnhinwei-
se, dass sich das Kind oder der Jugendliche radikalisiert 
haben könnte. Besteht der Verdacht, gilt es in erster Linie 
mit dem entsprechenden Kind oder Jugendlichen ins Ge-
spräch zu kommen und den Kontakt aufrechtzuerhalten. Da 
Eltern und Schule die wichtigste präventive Rolle überneh-
men, sollten sie sich korrekt verhalten und vor allem eng 
miteinander zusammenarbeiten, indem sie einen aktiven 
Informationsaustausch unter anderem mit dem Elternbei-
rat, den Schulämtern, der Polizei, Jugendhilfe, Vereinen 
und Jugendämtern pflegen. 

Auch Beratungsstellen bieten kompetente Unterstützung 
an. Antworten auf häufige Fragen, persönliche Beratung 
mit Spezialisten sowie konkrete Hilfe können Eltern und 
Lehrkräfte bei der „Beratungsstelle Radikalisierung“ er-
halten (http://www.bamf.de/DE/DasBAMF/Beratung/
beratung-node.html). Die Hotline wurde im Jahr 2012 vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geschaltet, So-
zialpädagogen, Politik- und Islamwissenschaftler sowie 
Psychologen stehen derzeit bundesweit in sieben verschie-
denen Sprachen beratend zur Verfügung.

Die Hauptarbeit obliegt jedoch zunächst den Eltern und 
den Schulen. Eltern sollten den Kindern das Gefühl geben, 
dass sie nicht alleine sind und dass sie immer respektiert 
und unterstützt werden. Vorwürfe sind kontraproduk-
tiv. Am besten hinterfragen Eltern die neu entwickelten, 
möglicherweise radikalisierten Ansichten ihrer Kinder und 
kommen mit ihnen darüber ins Gespräch, anstatt sie zu be-
lehren. Schulen können darüber hinaus weitere wichtige 
Aufgaben übernehmen: Lehrkräfte sollten die Kinder und 

von Polina Roggendorf, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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Jugendlichen darüber aufklären, was Radikalisierung be-
deutet und die Thematik im Unterricht behandeln. Dies-
bezüglich müssten dem Lehrpersonal entsprechend aus-
reichende Fortbildungsangebote zur Verfügung gestellt 
werden. Im Bemühen darum Jugendliche vor religiös be-
gründeter Radikalisierung zu schützen, kommt der Schule 
eine zentrale Rolle zu. Genau deswegen fordert die Deut-
sche Kinderhilfe Radikalisierungsprävention an Schulen. 
Dort spielt sich der Alltag von Jugendlichen ab, es ist der 
ideale Ort, wo ALLE jungen Menschen erreicht werden kön-
nen. Zu den weiteren Aufgaben zählt es, Vertrauen zu den 
Schülern aufzubauen und den Kontakt nicht abreißen zu 
lassen. Dafür benötigen Schulen ein demokratisches und 
wertschätzendes Schulklima. 

Die Radikalisierungsprävention in Deutschland ist eine 
noch sehr junge Disziplin und stellt Schulen vor neue He-
rausforderungen. Schulen sind hierfür oft nicht mit genü-
gend Lehrkräften und pädagogisch geschultem Personal 
ausgestattet. Die Bundesregierung hat 2018 mit einem 
nationalen Präventionsprogramm gegen islamistischen 
Extremismus ihr Engagement gegen religiös begründete 
Radikalisierung von Jugendlichen in Schulen ausgebaut. 
Seit dem 1. März 2018 werden in 15 Bundesländern 172,5 
Vollzeitstellen finanziert, die viele Angebote, Veranstal-

tungen und Präventionsarbeiten in Schulen anbieten. Das 
lässt hoffen, dass unsere Kinder und Jugendlichen gut in-
formiert und geschützt werden können.

Jeder einzelne von uns kann darüber hinaus auch selbst 
einen großen und wichtigen Teil der Präventionsarbeit 
leisten. Daher möchte die Deutsche Kinderhilfe jeden zum 
Schutz unserer Kinder und Jugendlichen ermutigen, ext-
remistische, gewalttätige oder jugendgefährdende Inhalte 
im Internet der Polizei oder an https://www.jugendschutz.
net/hotline/ zu melden. 
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Themenblock 4_Bildungspolitische Herausforderungen

Kinder aus sogenannten „armen Familien“ bleiben nicht 
selten ihr späteres Leben lang selbst arm. Nicht nur, weil 
sie gelernt haben schon immer Hartz IV-Empfänger oder 
„Aufstocker“ zu sein, sondern weil sie in ihrer Kindheit und 
Jugend immer wieder erfahren und verinnerlicht haben, 
dass sie nicht dazu gehören und sich „hinten anstellen“ 
müssen. Sie können nicht mit ihren Klassenkameraden 
ins Schwimmbad gehen, ihre Eltern haben kein Auto oder 
kein Geld fürs Benzin, um sie zum Sport zu fahren und 
wieder abzuholen, sie können nicht zum Kindergeburts-
tag von Klassenkameraden gehen, weil das Geld nicht für 
Geschenke reicht, geschweige denn, Freunde zum eigenen 
Geburtstag einladen. Ihre Mobiltelefone sind, wenn sie 
sich überhaupt eines erlauben können, anders als die ihrer 
Mitschüler/-innen, nicht fürs Internet geeignet, bei schu-
lischen Veranstaltungen außerhalb der Schule erkranken 
sie, weil kein Geld für den Besuch einer Messe oder eines 
Theaterstücks übrig ist, sie wohnen in schlechteren Wohn-
gegenden, müssen sich ein Zimmer, in dem sie auch lernen 
und Hausaufgaben machen müssen, mit ihren Geschwistern 
teilen und vieles mehr.

Wer in seiner Kindheit und Jugend das Gefühl hat, nichts 
oder zumindest weniger wert zu sein als seine Mitschüler/- 
innen, entwickelt kein oder ein nur sehr eingeschränktes 
Selbstwertgefühl, das ihn vielleicht dazu motivieren könn-
te, nach mehr zu streben, nach höheren Schulabschlüssen, 
nach einer soliden Ausbildung zu einer Fachkraft oder gar 
einem Studium. Daher passt es auch nicht zusammen, im-
mer wieder den Fachkräftemangel zu beklagen, aber den-
noch Kinder aus sozial schwachen Verhältnissen eher zu-
rückzulassen. Ihnen sollte so früh, so lange und so gezielt 
wie möglich eine bestmögliche Bildung vermittelt werden. 
Sie sollten die Chance erhalten, sich aus ihren Verhält-
nissen herauszulösen und irgendwann ein selbständiges, 
eigenverantwortliches Leben unabhängig von staatlichen 
Leistungen zu führen. Der Schlüssel hierzu führt über eine 
bestmögliche Bildung.

So rechnete Prof. Dr. Waldemar Stange von der Leuphana 
Universität Lüneburg die Faustregel aus, dass ein einzel-
ner Dollar, der in die frühkindliche Bildung investiert wird, 
eine spätere volkswirtschaftliche Rendite von vier Dollar 
bei Erwachsenen ergibt und bei prekären Zielgruppen wie 

armen Menschen sogar sieben Dollar. Darüber hinaus stell-
te er fest, dass die Verbesserung der Wahrscheinlichkeit, 
das Gymnasium zu besuchen, bei nicht benachteiligten 
Kindern, die eine Krippe besuchen, rund 38 Prozent be-
trägt und bei den benachteiligten Kindern sogar rund 65 
Prozent. Prof. Dr. Gerlind Große von der Fachhochschule 
Potsdam, Fachbereich Frühkindliche Bildungsforschung, 
hebt zudem hervor, dass Kinder bereits vor ihrer Geburt da-
mit beginnen, ihre Muttersprache zu entwickeln und dass 
sie, wenn sie sich gesund entwickeln, mit etwa neun Mo-
naten beginnen, für andere auf etwas zu zeigen. Dies sind 
menschliche Eigenschaften, die auf der Fähigkeit beruhen, 
Aufmerksamkeit, Gefühle, Wissen und Ziele mit anderen zu 
teilen. 

Kinder aus wohlhabenden Familien haben eine vierein-
halbmal höhere Chance, ein Gymnasium zu besuchen als 
Kinder aus sogenannten armen Familien. Der Besuch einer 
Kita kann sich positiv auf die Entwicklung der Kinder aus-
wirken, wenn die Qualität der alltäglichen Interaktionen 
(emotional-sozial und kognitiv) sehr hoch ist. Doch wie 
soll es zu einer nachhaltigen hohen Qualität der Interakti-
onen kommen, wenn zuständige Erzieher/-innen bei Klein-
kindern zum Beispiel für sechs statt für empfohlene drei 
Kinder verantwortlich sind oder bei den Kindern ab dem 
vierten Lebensjahr gar für 15 statt für empfohlene 7,5 Kin-
der. (Die im Beispiel angeführten aktuellen Zahlen stam-
men aus Mecklenburg-Vorpommern, die Empfehlungen von 
der Bertelsmann-Stiftung.) Darüber hinaus gibt es immer 
noch Kommunen, die Eltern mit Hartz IV-Bezug keinen 
Ganztagskitaplatz anbieten, weil sie angeblich Zeit hätten, 
ihre Kinder zu Hause zu betreuen.

Fazit ist, dass gerade Eltern mit Hartz IV- oder Aufstocker-
Bezügen die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, ihr 
Kind mindestens gleichberechtigt ganztags in einer Kita 
betreuen zu lassen. Im schulischen Bereich bedeutet dies, 
dass dringend mehr Ganztagsschulen mit für Kinder und 
Jugendliche attraktiven Nachmittagsangeboten benötigt 
werden. In den Kommunen sollte mehr Begleitung und 
Unterstützung von Kindern und Jugendlichen aus soge-
nannten armen Familien organisiert werden. Ein sehr gutes 
Beispiel hierfür ist der „Pakt für Pirmasens“, bei dem alle 
Angebote, die überwiegend von ehrenamtlich Tätigen an-

von Rainer Becker, Deutsche Kinderhilfe e. V.
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geboten werden, durch die Stadt organisiert, koordiniert, 
erhoben und passend für die jeweilige Familie und das je-
weilige Kind umgesetzt werden. (s. hierzu auch: https://
www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publika-
tion/did/der-pakt-fuer-pirmasens/)

Für eine frühestmögliche und bestmögliche Bildung von 
Anfang an benötigen wir mehr qualifizierte und motivierte 
Erzieher/-innen, um den Fachkraft-Kind-Schlüssel kindge-
recht deutlich zu senken.

Wir benötigen mehr Lehrkräfte und mehr auskömmlich und 
nachhaltig finanzierte Schulsozialarbeiter/-innen, die so 
individuell wie möglich auf unsere Kinder und insbesondere 
auf Kinder mit Förderbedarf eingehen können.

Wir benötigen mehr Zeit mit den betroffenen Kindern, um 
sie besser auf ihrem Weg ins Erwachsenwerden begleiten 
zu können.

Wir benötigen eine langfristige und nachhaltige Planung 
unserer Haushalte, in der die volkswirtschaftlichen Aspek-
te deutlich mehr Gewicht erhalten, anstatt das System be-
triebswirtschaftlich erfolgreich „kaputt“ zu sparen.

Kinder und Jugendliche, die als Erwachsene keine staatli-
chen Leistungen benötigen, die weniger oft und weniger 
schwer krank sind, die weniger Unfälle und eine höhere Le-
benserwartung haben, die weniger oft geschieden werden 
und seltener im Gefängnis landen, rechnen sich – vielleicht 
nicht heute, aber morgen und übermorgen. Daher sollte die 
Politik auch für das Morgen und Übermorgen planen.

DAS LERNPORTAL FÜR 
MATHEMATIK, DEUTSCH, 
ENGLISCH – Klasse 5 bis 10 
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Themenblock 4_Bildungspolitische Herausforderungen

Die Bildungsgeschichte eines Kindes beginnt schon lange 
ehe es auf die Welt kommt. Wie Eltern zusammenkommen, 
wird weitgehend durch das Milieu bestimmt, in dem sie le-
ben und arbeiten. Sowohl das familiäre als auch das be-
rufliche Umfeld ist aber in hohem Maße sozial homogen. 
Damit ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind von seinen 
Eltern schon bei der Zeugung Potenziale mitbekommt, die 
in unserer Gesellschaft Erfolg versprechen, unterschied-
lich. So ist der durchschnittliche IQ in den oberen Sozial-
schichten höher, Männer und Frauen heiraten eher inner-
halb ihrer Schicht – und Unterschiede im IQ sind zum Teil 
genetisch erklärbar. 

Damit sind zwar nur größere oder geringere Entwicklungs-
chancen mit einem immer noch breiten Spektrum an Mög-
lichkeiten festgelegt. Aber ob diese Möglichkeiten sich 
entfalten, hängt ebenfalls vom sozialen Milieu ab. Denn 
Kinder erfahren schon während der Schwangerschaft der 
Mutter je nach sozialer Herkunft in verschiedenem Maße 
anregende bzw. störende Einflüsse, so dass sie sogar bei 
gleicher genetischer Ausstattung auf einem unterschied-
lichen Entwicklungsstand bzw. mit verschieden hoher Risi-
kobelastung zur Welt kommen.

Diese Unterschiede sind beispielsweise durch die Ernäh-
rung und gesundheitliche Versorgung der Mutter während 
der Schwangerschaft bedingt und sie reichen bis zum All-
tagsstress bzw. der Entlastung, die sie in dieser Zeit er-
fährt. Auch insofern sind die kognitiven Grundfähigkeiten 
und andere Persönlichkeitsmerkmale von Kindern bereits 
bei der Geburt ungleich entwickelt – abhängig unter ande-
rem von der sozialen Schicht, aus der die Eltern kommen.

Aber auch zwei Kinder, die bei der Geburt auf einem ver-
gleichbar hohen Entwicklungsstand sind, erleben je nach 
sozialer Herkunft andere Herausforderungen und Hilfen 
in der Kleinkind- und Vorschulzeit, so dass sie mit unter-
schiedlichen Kenntnissen, Fähigkeiten und Einstellungen 
in die Schule kommen. Denn das Interesse und die Mög-
lichkeiten der Eltern, ihren Kindern schulrelevante Erfah-
rungen zu ermöglichen, sind je nach Schicht nicht gleich 
verteilt. Kinder mit höherem Sozialstatus besuchen zum 
Beispiel häufiger Kitas als andere. Und oft besuchen sie 
besser ausgestattete Einrichtungen. Wie viel Einfluss die 
familiäre Umwelt nicht nur auf die sozio-emotionale, son-
dern auch auf die kognitive Entwicklung von Kindern hat, 
haben Adoptionsstudien gezeigt. So weist zum Beispiel 
die französische Forschergruppe um Michel Duyme nach, 
dass sich sogar der relativ träge IQ je nach Sozialstatus 
der neuen Eltern um durchschnittlich mehr als 10 Punkte 
verändert.

von Dr. Hans Brügelmann (Prof. i. R.)

Bildungsbenachteiligung beginnt 
vor der Geburt – und wirkt ein 
Leben lang1

Als Waldorfl ehrerIn arbeiten Sie selbstverantwortlich in 
einem Team, dem die Entwicklung jedes einzelnen Kindes 
am Herzen liegt.

Jede Waldorfschule ist individuell
und individuell fördert sie auch ihre Schülerinnen und 
Schüler. Alle staatlichen Schulabschlüsse werden angeboten. 
Durch viele künstlerisch-praktische Aktivitäten vermitteln 
Waldorfschulen ein hohes Maß an Kreativität und Sozial-
kompetenz. Die Waldorfschule steht allen Kindern o� en, 
unabhängig von der Finanzkraft ihrer Eltern.

Waldorfschulen suchen 
engagierte Lehrerinnen und Lehrer.

Kontakt und Information: 
www.waldorfschule.de/waldorfl ehrer
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Selbst wenn sich Kinder am Schulanfang in ihren Kennt-
nissen, Fähigkeiten und Einstellungen gleichen, kommen 
sie je nach Wohnbezirk in Lerngruppen, in denen ihre 
Mitschüler*innen mehr oder weniger kulturelles Kapital 
von Zuhause mitbringen. Die schulische „Lernökologie“, 
das heißt die soziale Zusammensetzung der Klassen, vari-
iert – schon in Abhängigkeit vom Einschulungsgebiet – er-
heblich. Das wirkt sich nicht nur über die informellen Kon-
takte und Freundschaften auf die weitere Entwicklung aus, 
es bestimmt auch das Anspruchs- und Anregungsniveau des 
Unterrichts selbst. Die inhaltliche und sprachliche Qualität 
von Diskussionen über Gedichte und andere literarische 
Texte oder über Alltagsphänomene im Sachunterricht hän-
gen davon ab, welche Erfahrungen die Mitglieder der Grup-
pe einbringen. 

Zudem erhalten die Kinder selbst bei gleichem Lernange-
bot in der Grundschule je nach sozialer Herkunft am Nach-
mittag, am Wochenende und in den Ferien unterschiedliche 
Anregungen und Unterstützung in der Familie, so dass sie 
auch deshalb am Ende der vierten Klasse über unterschied-
liches Wissen und Können verfügen. Wie schon in der Vor-
schulzeit erhalten die Kinder zu Hause unterschiedliche 
Hilfen, etwa wenn sie Schwierigkeiten mit den Hausauf-
gaben haben.

Aber selbst bei gleichem Wissen und Können am Ende der 
Grundschule bekommen sie je nach sozialer Herkunft im 
Durchschnitt von den Lehrer*innen unterschiedliche Emp-
fehlungen für die weiterführenden Schulen, so dass sie es 
entsprechend leichter oder schwerer haben, auf eine hö-
here Schule zu kommen. Ob bewusst oder unbewusst: Im 
Durchschnitt legen Lehrer*innen bei Kindern aus der sozi-
alen Unterschicht strengere Maßstäbe an – vielleicht auch 
im Wissen um die Notwendigkeit häuslicher Unterstützung 
in schwierigen Schulsituationen.

Bei gleicher Lehrer-Empfehlung für die weiterführende 
Schule wiederum entscheiden sich Eltern aus den unteren 
Sozialschichten eher dafür, eine niedrige Empfehlung zu 
akzeptieren oder von einer höheren nach unten abzuwei-
chen, während sich zum Beispiel akademisch orientierte 
Eltern nachdrücklich dafür einsetzen, dass ihre Kinder auf 
das Gymnasium kommen, so dass sich Kinder nach der vier-
ten Klasse – selbst bei gleichen Fachleistungen – je nach 
sozialer Herkunft unterschiedlich auf die weiterführenden 
Schulen verteilen.

Diese unterschiedlichen Abweichungen von den Lehrer-
empfehlungen sind oft rational begründet – solange die 
zu erwartenden Bedingungen auf der Sekundarstufe sind 
wie sie sind. Denn die Halbtagsschule setzt Elternmitar-
beit voraus, und selbst wo sie das nicht tut, hat ein Kind 
aus einem akademischen Elternhaus leichter Zugang zu 
Ressourcen, die bei der Bewältigung schulischer Anforde-
rungen helfen.

Und zusätzlich gilt: Bei vergleichbaren kognitiven und 
sozialen Voraussetzungen zu Beginn der Sekundarstufe 
haben Schüler*innen – wie schon PISA 2001 gezeigt hat 

– im Durchschnitt bessere Entwicklungschancen auf dem 
Gymnasium als auf der Realschule, dort bessere als auf der 
Hauptschule und da wiederum bessere als in der Förder-
schule, sodass in Klasse 5 auf gleichem Niveau gestartete 
Jugendliche am Ende der Sekundarstufe über unterschied-
liches Wissen und Können verfügen. Erneut wirkt sich die 
Lernökologie differenzierend aus, da sich je nach Schul-
niveau Anforderungen, aber auch Modelle und Lernklima 
beträchtlich unterscheiden können.

Am Ende der Sekundarstufe wiederholen sich bei der Wahl 
von Ausbildungsgängen die (Selbst-)Selektionsprozesse 
vom Ende der Grundschulzeit. Das gilt für die Bewertun-
gen von Leistungen durch die Lehrer*innen, aber auch für 
die Nutzung von erworbenen Berechtigungen durch die 
Schüler*innen. Für den Zugang zur Universität bedeutet 
das: Während knapp drei Viertel der Kinder aus Akademi-
kerfamilien ein Studium aufnehmen, ist es von den Arbei-
terkindern nur ein Viertel.

Im Berufsleben schließlich erweisen sich bei gleicher Qua-
lifikation die soziale Herkunft und (individuell) der durch 
sie vermittelte Habitus sowie (strukturell) die durch sie 
verfügbaren sozialen Beziehungen und materiellen Res-
sourcen als förderliche bzw. hinderliche Bedingungen für 
den Zugang zu höheren Positionen, wie vor allem die Mann-
heimer Elite-Studien der Forschungsgruppe um den Sozio-
logen Michael Hartmann gezeigt haben. Außerdem spielt 
nicht nur formelle Weiterbildung eine bedeutsamere Rolle 
im akademischen Milieu, auch die informellen Lernchancen 
sind größer: Zugriff auf ein reich bestücktes Bücherregal, 
der kundige Umgang mit dem Internet, Freundschaften und 
Begegnungen mit Menschen, die über besondere Kompe-
tenzen verfügen.

Fassen wir zusammen: Selbst wenn man die fachbezogenen 
Voraussetzungen bei jedem Vergleichsschritt auf der Le-
bensleiter (statistisch) wieder vergleichbar „rechnen“ wür-
de – was aber zugleich bedeutet, dass die Gruppe der schon 
vorher sozial benachteiligten Kinder jedes Mal kleiner wird 
–, differenzieren sich die Leistungen je nach sozialer Her-
kunft erneut (vgl. auch das Schaubild „Auf- und Abwärts-
spirale“ von Annemarie von der Groeben, s. S. 58-59).

Im wirklichen Leben wird die Uhr außerdem nicht auf jeder 
Stufe erneut auf Null gestellt. Das aber heißt: Die Schere 
öffnet sich immer weiter – oder das einzelne Kind, der ein-
zelne Jugendliche und diejenigen, die für es sorgen, müs-
sen auf jeder Stufe zusätzliche Anstrengungen unterneh-
men, um die benachteiligenden Kräfte zu kompensieren.

Vor dem Hintergrund dieser kumulativen Belastungen 
überrascht, dass sich die sozialen Benachteiligungen 
nicht noch stärker auswirken: Manche Kinder schaffen es 
trotzdem. Denn so dramatisch die referierten Daten aus 
soziologischer Sicht, das heißt als Aussage über die sozio-
ökonomisch unterschiedlich privilegierten Gruppen, sind: 
Die individuelle Entwicklung wird durch die genannten Be-
dingungen nicht determiniert. In dieser Perspektive gibt 
es auch ermutigende Befunde aus der Forschung.
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Stadtteil-Entwicklung 

Häufung von sozial 
schwachen Familien 
+ hoher Anteil an 
Migranten und Flücht-
lingen 

Hohe Arbeitslosigkeit, 
Wegfall von Struktu-
ren (Brennpunkt)

Ghetto-Bildung, Paral-
lel-Gesellschaften

Keine kulturelle 
Vielfalt, zu wenig 
Spiel- und Sportgele-
genheiten

Verschärfung der so-
zialen Spaltung durch 
Wegzug bildungsnaher 
Familien 

Frühkindliche Bildung 

Vorhandene Krippen- 
und Kita-Plätze 
reichen nicht für alle 
Kinder aus, arbeits-
lose Eltern haben 
nur eingeschränkten 
Anspruch

Zu wenig geschultes 
Personal

Beschäftigung statt 
Bildung: kein durch-
gehendes Bildungs-
konzept

Keine aktive kulturelle 
Teilhabe, keine produk-
tive Herausforderung

Verschärfung der so-
zialen Spaltung durch 
Elternwahl (Ansturm 
auf „gute“ Kitas)

Grundschule

Schulen im Stadtteil: teilweise 
extrem unterschiedliche 
Population

Herkunftsbedingte Entwick-
lungs- und und Sprachstände: 
Unterschied bis zu 3 Jahren 

Häufung sozialer Probleme in 
„Brennpunkt“-Schulen, positive 
Vorbilder fehlen

Häufung von Leistungs-Defiziten

Verschärfung der sozialen 
Spaltung durch Elternwahl

Übergangsempfehlungen 
zementieren soziale Spaltung

In Ballungsgebieten: Übergangs-
quoten von 60 % Gymnasium, 
die unteren 40% bleiben unter 
sich

Weiterführende Schule (Zweite Säule)

Schulen im Stadtteil: In Ballungsgebieten negative Homogeni-
sierung, Häufung von Kindern aus sozial schwachen Familien, 
hoher Anteil an Migranten und Flüchtlingen, eingeschränkte 
Zukunftsperspektiven

Häufung von Kindern und Jugendlichen mit Lern- und 
Verhaltensproblemen 

Häufung sozialer Probleme in „Brennpunkt“-Schulen, hohes 
Konflikt- und Gewaltpotenzial

Sinkende Leistungsbereitschaft, Häufung von Leistungs-Defiziten

Lernprobleme durch selektive Maßnahmen beantwortet, in den 
„unteren“ Gruppen kaum Lernfortschritte

Verschärfung der sozialen Spaltung durch Elternwahl („Mein 
Kind soll nicht mit Kindern aus diesen Milieus lernen “)

Unterrichts- und Schulentwicklung auf Bewältigung der sozialen 
und Lernprobleme beschränkt, individuelle Fähigkeiten nicht voll 
entwickelt

Geringes Leistungsniveau, zunehmend geringe Erfolgschancen

Bildungsgerechtigkeit: 

Stadtteil-Entwicklung 

Soziale Mischung der 
Population, Vielfalt 
durch Stadtteil-
Entwicklung

Vielfältiges Kultur-
leben, vielfältige 
Angebote für Kinder 
und Jugendliche

Stadtteil attraktiv 
auch für bildungsnahe 
Familien

Keine „Ghettos“, keine 
Parallel-Gesellschaf-
ten

Minimierung sozialer 
Probleme und Verwer-
fungen

Frühkindliche Bildung 

Krippen- und Kita-
Plätze für alle Kinder, 
Ganztagsbetreuung

Geschultes Personal 
arbeitet auf der Grund-
lage von Bildungs-
plänen

Weit gefasstes 
Bildungsverständnis, 
vielfältige wichtige 
Primärerfahrungen für 
alle Kinder

Förderung der Schrift-
sprachentwicklung, 
reichhaltige Lese- und 
Gesprächskultur

Ausbau von Elternbe-
teiligung, Elternschu-
len

Grundschule

Gruppen spiegeln soziale 
Mischung wider

Gute Ganztagsschule für alle 
Kinder

Vielfältiges Schulleben auf der 
Grundlage eines weit gefassten 
Bildungsverständnisses

Soziales Lernen im Schulleben 
und positives Lernklima ermög-
lichen individuell bestmögliche 
Entwicklung

Stärkenorientierte Förderung: 
Jedes Kind kann und will lernen

Individuelles und gemeinsames 
Lernen: gute Balance

Reichhaltige Lesekultur, Nut-
zung der Medien

Weiterführende Schule (Zweite Säule)

Schulen im Stadtteil: Zentren des kulturellen und 
gesellschaftlichen Lebens, Bildungshäuser

Soziale Mischung in den Lerngruppen spiegelt Bevölkerung wider

Schulleben zielt auf soziales Lernen, Verantwortung und Gemein-
schaft

Unterrichts- und Schulentwicklung zielt auf individuelles und 
gemeinsames Lernen: Zentrale Bildungserlebnisse für alle, 
vielfältige Formen der Aneignung und Übung

Kollegium: Gemeinsames Ethos, Bejahung von Heterogenität und 
Inklusion, lernende Schule, Fortbildungen

Schulcurriculum zielt auf Aufbau individueller Leistungsprofile, 
auf zunehmende Selbstständigkeit und Verantwortung

Individuelle Förderung mit dem Ziel bestmöglicher Entfaltung 
aller Fähigkeiten, Nutzung der Medien

Individuelle Leistungs- und Kompetenzprofile, weit gefasstes 
Leistungsverständnis

Lernbegleitung, Laufbahnberatung, langfristig angelegte Berufs-
wahlorientierung

Bildungsgerechtigkeit: 
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Vernetzung, Unterstützung

Wenig kulturelle Vielfalt im Stadtteil

„Bildung und Teilhabe“ zu wenig genutzt

Standard-orientierter Förderunterricht: 
geringer Erfolg 

Präventiv- und Schutzmaßnahmen gegen 
zunehmende Gewalt greifen nur teilweise

Nur partiell Unterstützung durch Jugend-
hilfe, Polizei und soziale Einrichtungen

Berufswahlorientierung greift nicht, weil 
die Vorbilder fehlen 

Geringe Chancen für Ausbildung und 
beruflichen Erfolg

Staatliche Steuerung und Evaluation 

Lernstandserhebungen, Leistungstests und 
Prüfungen an normativen Vorgaben (Stan-
dards) ausgerichtet

Sozialindex berücksichtigt, aber nicht 
Konzept und Leistung der einzelnen Schule 
(Unterrichtsentwicklung, Individualisie-
rung)

Testergebnisse verstärken 
„Ranking“-Denken

Reaktion der Öffentlichkeit: Gleichsetzung 
von Testergebnissen und Schulqualität

Negatives Selbst-und Fremdbild von 
Schulen

Verschärfung der sozialen Spaltung

Bildungserfolg, Chancen

Schlechte Testergebnisse

Reaktion der Schulen: Teaching to 
the Test, Reduktion des Bildungs-
angebots

Schülerinnen und Schüler nicht 
motiviert, Fähigkeiten nicht ausge-
schöpft

Niedriges Leistungsniveau spiegelt 
sich in Abschlüssen

Kein Abschluss für viele geflüchtete 
Jugendliche 

„Geparkt“ in Maßnahmen, geringe 
Chancen für Ausbildung 

Abwärts-Spirale

Vernetzung, Unterstützung

Vernetzung mit kulturellen Einrichtungen 
(Kunst, Musik, Tanz, Theater, Sport, Hand-
werk, Technik, Medien) aktive Nutzung 
aller Angebote

Unterstützungskonzept: individuelle Förde-
rung (Lesepaten, Ehrenamtliche, Studieren-
de), Unterstützung durch Institutionen

Reichhaltiges (kostenloses) Bildungsange-
bot in den Ferien

Zusammenarbeit mit Betrieben: frühzeitige 
schrittweise Eingliederung ins Berufsle-
ben, differenzierte Abschlussvergabe

Staatliche Steuerung und Evaluation 

Qualität der Einzelschule im Mittelpunkt: 
Evaluation nach Kriterien des Deutschen 
Schulpreises (Leistung, Vielfalt, Unter-
richtsqualität, Verantwortung, Schulklima 
+ Schulleben, Lernende Schule)

Entwicklung und Nutzung entsprechender 
Formen und Methoden der Evaluation

Anreize für individuelle Entwicklung der 
Schulen in Richtung Bildungsgerechtigkeit

Förderung von Schulnetzwerken und 
professionellen Lerngemeinschaften

Tests als diagnostische Hilfen, kein 
Ranking

Bildungserfolg, Chancen

Abschluss für alle Schülerinnen und 
Schüler, u.U. nicht zeitgleich

Individuelle Leistungs- und Kompe-
tenzprofile

Übergang Schule-Beruf: Beratung, 
Begleitung, Eingliederung in 
Betriebe

Anreize für Weiterbildung 

Übergang Sek I – Sek II: Beratung, 
Begleitung

Sek II: Stützkurse, Laufbahnbera-
tung, Studienberatung 

Aufwärts-Spirale

Auszug aus einem in Arbeit befindlichen Buch mit dem Titel 
„Bildungsgerechtigkeit - was Schulen tun können“
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Dazu zählen die Hinweise auf positive Widerstandskräf-
te der sogenannten Resilienzforschung. So konnte Emmy 
Werner mit ihrer berühmten Längsschnittstudie aus Kauai 
belegen, dass sogar stark belastete Kinder nicht passive 
Opfer der Umwelt sind, sondern dass sie selbst eine be-
deutsame Rolle bei der eigenen Entwicklung spielen, so-
dass die Mehrheit selbst unter schwierigen Bedingungen 
zurechtkommt. Eine wichtige Voraussetzung ist aber, dass 
ein Kind in seinem Umfeld mindestens eine Bezugsperson 
findet, an der es sich orientieren kann und bei der es Un-
terstützung findet. Dafür, dass es anerkannt, gefordert 
und gefördert wird, können neben der Verwandtschaft 
auch Pädagog*innen in Kita und Schule eine wichtige Rol-
le spielen: nicht nur fachlich, indem sie mit ihrer Kompe-
tenz und ihrer Begeisterung den Kindern und Jugendlichen 
Fenster in sonst nicht zugängliche Welten eröffnen, son-
dern auch als Menschen, die ermutigen, anerkennen und 
helfen. Mentor*innen-Programme, zum Beispiel mit im Be-
ruf erfolgreichen Migrant*innen, oder Freizeit- und Ferien-
programme, wie sie TABULA e. V. in Bielefeld mit großem 
Erfolg anbietet, bis hin zu „Arbeiterkind e. V.“ als Netzwerk 
an den Hochschulen, haben hier eine wichtige Funktion.

Auch Studien zur ausgleichenden Förderung besonders aus 
dem Vor- und Grundschulbereich bestätigen, dass Förde-
rung sich lohnt: Schüler*innen, die einen Kindergarten be-
suchen, haben mit 15 Jahren im Durchschnitt einen Leis-
tungsvorsprung von mehreren Monaten vor denen ohne 
Kindergartenerfahrung; und ein guter Kindergarten be-
deutet im Vergleich mit einer schlechten Kita einen Vorteil 
von einem ganzen Lernjahr. Gut heißt dabei: früh, intensiv, 
längerfristig angelegt, institutionell vernetzt – und vor al-
lem pädagogisch fundiert. Solche kompensatorischen Pro-
gramme zeigen Wirkung bis ins Erwachsenenalter. Ebenso 
belegen US-Studien, dass sich kleinere Klassen am Schul-
anfang für benachteiligte Kinder bis zum Schulabschluss 
positiv auswirken. 

Ausgleich von Bildungsbenachteiligung ist aber nicht 
Sache allein von KITA und Schule. Stadtentwicklung, Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik, Familienförderung – es 
bedarf umfassender Anstrengungen, um den „heimlichen 
Lehrplan“ unserer Gesellschaft zu ändern: dass es nicht 
mehr soziale Herkunft ist, die entscheidet, sondern wirk-
lich die viel beschworene persönliche Leistung. 

Unsere Initiative „Bildungsrat für Bildungsgerechtigkeit“ 
(s.http://bildungsrat-fuer-bildungsgerechtigkeit.de/) for-
dert deshalb die Einrichtung eines nationalen Bildungs-
rats wie er inzwischen auch im Koalitionsvertrag von CDU/
CSU und SPD vorgeschlagen wird. Dieser darf allerdings 
kein abgehobenes Wissenschaftlergremium werden. Die 
Expert*innen für die genannten Probleme arbeiten vor 
Ort und in Verbänden, die sich um benachteiligte Kinder 
und Jugendliche kümmern – viele mit gutem Erfolg. Im 
Bildungsrat sind die Erfahrung und die Intelligenz dieser 
Praxis gefragt. Es geht um Vorschläge für wirksame Maß-
nahmen und förderliche Rahmenbedingungen.

Bund, Länder und Gemeinden müssen endlich Wege finden, 
um Nachteile beim Start ins Leben besser auszugleichen 
– von der Förderung eines sozial gemischten Wohnungs-
baus über die Entlastung junger Familien und eine stärker 
pädagogische Ausgestaltung und Ausstattung der Ganz-
tagsschulen bis hin zu attraktiven und anregenden Frei-
zeit- und Ferienprogrammen für Kinder und Jugendliche.

1Teile dieses Beitrags habe ich bereits veröffentlicht unter 
dem Titel „Schichtabhängige Benachteiligungen beim 
Bildungserfolg – die kumulativen Folgen des Matthäus-
Effekts“. In: Grundschule aktuell, H. 107 (September 2009), 
7–9.

Der Autor

Dr. Hans Brügelmann 
(Prof. i. R.) 

Annemarie von der Groeben

hat das Schaubild auf Seite 
62/63 erstellt.
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Themenblock 4_Bildungspolitische Herausforderungen

Vorbemerkung: Der nachstehende Beitrag ist ein Auszug aus 
der Publikation „Wertschätzen statt Beschämen“, die der 
Verein „jedesK!ND – das Bildungsnetzwerk“ im Herbst 2017 
herausgegeben hat. Die komplette Publikation steht auf 
www.jedeskind.org unter „Projekte“ als PDF zum kostenlosen 
Download zur Verfügung.

Das Dilemma beginnt schon auf der Ebene der Definition: 
Was ist die „beste Bildung“? Ist am besten gebildet, wer 
Goethe, Schiller und Rilke im Schlaf rezitieren kann? Oder 
wer in Mathe stets eine Eins hat? Oder wer sich eine Privat-
schule leisten kann? Oder ist die beste Bildung jene, die 
Kinder dazu befähigt – und zwar unabhängig von kultu-
reller Herkunft, sozialer Schichtung und Familienbiografie 
– ein selbstbestimmtes Leben zu führen und sich in ihrer 
eigenen Selbstwirksamkeit zu erfahren? 

Selbstbestimmung und Selbstwirksamkeit setzen Selbst-
bewusstsein voraus – genauer gesagt: sich seiner selbst 
und seiner Stärken bewusst zu sein und diese in Abgren-
zung zu den Stärken anderer wahrzunehmen und wert-
schätzen zu können. Im derzeitigen Schulsystem sind wir 
darauf gedrillt, unsere Wahrnehmung auf Fehler, Defizite 
und Schwächen zu richten. Wir blicken zuerst durch die De-
fizitbrille und vergessen, dass es auch noch eine potenzial-
fokussierte Brille gibt. Diese lässt uns die positiven Anteile 
am Ganzen entdecken.

„Du bist einfach für alles zu deppert1!“
Als Eltern und als Pädagog/-innen tragen wir allzu oft die 
Defizitbrille. Wir konzentrieren uns auf das Nicht-Gelingen 
und kanzeln unsere Kinder und Schüler/-innen mit Vorwür-
fen ab: „Warum ist das nicht längst fertig? Das ist doch so 
einfach!“ oder „Auf diese Weise wirst du es nie zu etwas 
bringen!“ oder „Du bist einfach für alles zu deppert!“

Diese Defizitbrille wirkt wie eine Maschine, die Potenziale 
und Stärken vernichtet, die Negatives in den Mittelpunkt 
stellt, Kinder beschämt und in ihrer Person abwertet. 

(Nebenbei bemerkt: Dieses Phänomen ist nicht nur in der 
Schule und in Ausbildungsinstitutionen, sondern auch in 
der Berufswelt, in den Medien und eigentlich allen gesell-
schaftlichen Bereichen vorzufinden.) 

Im Gegensatz dazu wählt die Potenzialfokussierung einen 
anderen Ansatz: Zu Potenzialen kommt man wesentlich 
leichter über den Blick auf das Funktionierende. Dazu ist 
eine unterschiedsorientierte Weltsicht erforderlich, in der 
beide Seiten – das Gelingen und das Nicht-Gelingen – für 
eine vollständige Wahrnehmung von Leistung und Stärken 
gesehen werden. (Ein Beispiel dazu findet sich im Kasten 
„Ein Plädoyer für den Blick auf das Gelingende“.)

Potenzial- und stärkenorientierte Kommunikation
Für die schulische Praxis im Klassenzimmer, bei Kol- 
leg/-innengesprächen und in Meetings ist neben der Art 
und Weise der Wahrnehmung auch die darauf aufbauende 
Kommunikation relevant. Die Wahrnehmung mit der jeweils 
eingesetzten Brille wirkt im ersten Schritt im „Inneren“ 
der Personen und bei der Informationsverarbeitung. Die-
se hat unmittelbare Folgen für die Art der Kooperation, 
die Qualität und den Grundcharakter der Kommunikation. 
Eine Diskussion über einen Fehler, der gerade passiert ist, 
oder eine Schwäche, die sich bei einem Schulkind zeigt, 
zwingt den beteiligten Lehrer/die beteiligte Lehrerin oder 
auch die Eltern darüber zu reden, was NICHT passieren darf. 
Wichtig für Lernen und Entwicklung ist aber, was stattdes-
sen konkret anders sein muss, damit es zu einem Gelingen 
kommt. 

Emotionale Auswirkungen der Defizitfokussierung auf 
das Lernen
Immer wieder zu hören, was nicht gelungen ist, wo noch 
Schwächen „auszumerzen“ sind, muss zwangsläufig frus-
trieren und beeinträchtigt das Lernen. Lernen bedeutet, 
dass sich neue neuronale Verknüpfungen in der Großhirn-
rinde herausbilden. Diese neuronalen Verknüpfungen wer-

von Peter Hofmann

Jedes Kind braucht die beste 
Bildung. Jedes!
Und was braucht die Bildung, um für jedes Kind die beste sein zu können? 
Potenzial- und Stärkenfokussierung sowie Wertschätzung statt Beschämung im 
Schulunterricht, meint der österreichische Verein „jedesK!ND“. 

1österr. für „doof“
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den stark von Botenstoffen aus dem Emotionszentrum im 
limbischen System beeinflusst. Negative Gefühle wirken 
wie eine Bremse für die Herausbildung von neuen neuro-
nalen Verknüpfungen. Wenn der Frust oder die Angst groß 
ist, „fährt“ das Nachdenken mit angezogenen Bremsen. 
Umgekehrt unterstützen positive Emotionen das Lernen. 
Dabei muss es nicht gleich zu Begeisterungsstürmen kom-
men. Es genügt schon der Fokus auf und das Reden über das 
Gelingende, über das „Starke“. Das bewirkt Wertschätzung 
und Anerkennung – und zwar nicht als undifferenziertes 
Lob, sondern als ganz konkrete Aussage über etwas, das 
gelingt.

Selbst bei massiven Leistungsproblemen von Schüler/-in-
nen sind immer auch kleine positive Entwicklungen vor-
handen. Sogar wenn eine Schularbeit einmal so richtig 
„danebengeht“, gibt es Teile dieser Arbeit, wo die Leistung 
vergleichsweise besser war. Diese zu thematisieren und 
den Schüler/die Schülerin zu fragen, was beim Erbringen 
des besseren Leistungsteils anders war, kann positive 
Energie freisetzen.

Um möglichen Missverständnissen vorzubeugen: Es geht 
hier nicht darum, dass Pädagog/-innen und Eltern ihre Kin-
der zu wenig loben oder die Dinge nicht positiv betrach-
ten. Schon gar nicht ist hier „Schönreden“ gemeint oder 
ein „verordnetes Positivdenken“ im Sinne von „das Glas ist 
halbvoll“. Es geht um die konsequente Unterschiedsfokus-
sierung, um kleinere und größere positive Entwicklungen 
zu erkennen und zu nutzen, damit sich das Gelingen aus-
weiten kann, damit Stärken gestärkt und geschätzt wer-
den. 

Wertschätzen statt Beschämen
In der eigenen Stärke zu sein, ist die beste Voraussetzung 
für gelingende Bildung. Und diese steht jedem Kind zu. 
Dass ein bloßes Vermitteln und Verteilen von faktenkon-
zentrierten Bildungsinhalten und Wissen nach dem Gieß-
kannenprinzip dabei nicht förderlich ist, versteht sich von 
selbst. „Stärken-Schatzsuche“ und „Wertschätzen statt 
Beschämen“ statt tunnelblickmäßigem Erfüllen eines 
(überholten) Fächerkanons sollten die Basis für eine gute 
– nämlich Selbstwirksamkeit fördernde – Bildung(spolitik) 
sein. 

Apropos Beschämung: Erinnern Sie sich noch, als Sie selbst 
zur Schule gegangen sind? Gab es da vielleicht einmal Situ-
ationen, in denen Sie am liebsten im Erdboden versunken 
wären, weil ein Lehrer oder eine Lehrerin etwas zu Ihnen 
gesagt hat, das Ihnen die buchstäbliche „Schamesröte“ 
ins Gesicht getrieben hat? Oder wurden Sie vor der ganzen 
Klasse lächerlich gemacht und wollten deshalb gar nicht 
mehr in die Schule gehen? Oder bekamen Sie unerklärli-
che Bauchschmerzen, wenn Stunden mit einem bestimm-
ten Lehrer oder einer bestimmten Lehrerin auf dem Plan 
standen? 

Wenn Schule „zum Kotzen“ ist
Beschämung in der Schule war nicht nur zu „Ihrer“ Zeit ein 
Thema und vielerorts akzeptierte Disziplinierungsmaßnah-
me. Bis heute hat sich daran nichts Prinzipielles geändert. 
Nach wie vor werden Kinder und Jugendliche von Leh- 
rer/-innen beschämt (und umgekehrt!). Physiologisch ge-
sehen ist die akute Schamreaktion ähnlich einer Panikatta-
cke: Das Gesicht läuft rot an, Puls und Blutdruck steigen, 
ein Abwehr- oder Fluchtimpuls macht sich bemerkbar. In 
diesem Zustand ist man geistig alles andere als aufnahme- 
und lernfähig. Wenn so etwas regelmäßig passiert, wird die 
Angst vor der Beschämung zum Dauerzustand – womöglich 
begleitet von körperlichen Symptomen wie Kopfschmer-
zen, Übelkeit, Erbrechen oder Durchfall. Das sind denkbar 
ungünstige Voraussetzungen für erfolgreiches Lernen und 
den Erwerb von Bildung. 

Der beste Schutz vor Beschämung ist ein gesundes Selbst-
bewusstsein. Dessen Entwicklung beginnt bereits sehr 
früh im Elternhaus. Kinder, die ihre Eltern als wertschät-
zend und wohlwollend erfahren und von ihnen vermittelt 
bekommen, dass sie so wie sie sind „okay“ sind, können 
ein gutes Selbstwertgefühl entwickeln. Kindern, die dies 
im Elternhaus nicht erleben, fehlt dieser Schutz. Sie in-
ternalisieren schon in ihren ersten Lebensjahren eine Art 
„internen Richter“ und sind für Beschämungen viel anfäl-
liger. Lehrer/-innen können die Entwicklung eines gesun-
den Selbstwertgefühls bei Kindern unterstützen, indem sie 
sich wertschätzend verhalten und achtsam kommunizieren 
– sowohl im Lob als auch in der Kritik. 

Ein weiterer Schutz vor Beschämung liegt in der Sen-
sibilisierung und verstärkten Bewusstseinsbildung bei 
Pädagog/-innen. Es ist davon auszugehen, dass die große 
Mehrheit der Lehrer/-innen nicht intentional beschämen, 
also keine „Beschämer/-innen“ sind. Es fehlt ihnen einfach 
an Bewusstsein und Achtsamkeit, vor allem im Hinblick auf 
die verwendete Sprache. Durch den unbedachten Gebrauch 
von bestimmten Wörtern und Äußerungen kommt es zu Zu-
schreibungen und Bloßstellungen, die ganz und gar nicht 
(oder selten) mit Absicht geschehen. Fazit: Es braucht 
nicht eine neue Didaktik, sondern einen neuen Blickwinkel 
– und eine verbesserte Beziehung zwischen Schüler/-innen 
und Pädagog/-innen.
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Ein Plädoyer für den Blick auf das Ge-
lingende

Eine Lehrerin aus einer Wiener Brennpunktschule 
mit altersstufenübergreifendem Lernkonzept hat 
einen Schüler über mehrere Jahre begleitet und 
berichtet über seine Entwicklung.

„Erste Klasse, erster Schultag. Kinder und Eltern, voll 
Vorfreude aufs Lernen, bevölkern das Klassenzimmer. 
Ein Junge – nennen wir ihn Nino – mit sorgenvoll ge-
runzelter Stirn fällt mir sofort auf. ‚Was ist da los?‘, 
frage ich mich. Warum fühlt sich Nino sichtlich un-
wohl? ‚Da muss ich genauer hinschauen!‘, beschließe 
ich – und tue es in den nächsten Wochen. Nino ver-
weigert konsequent das Lernen, das Sich-Anstrengen, 
das Durchhalten. 

Dass Nino Probleme mit Raumorientierung und Seri-
alität hat (was auf Legasthenie hinweist), merke ich 
schnell, aber auch, dass er sich für Pflanzen und Tiere 
interessiert und sehr viel darüber weiß. Ich stehe vor 
einem Rätsel. Gelöst wird es durch einen Lehraus-
gang zum Biotop im ehemaligen Kindergarten von 
Nino. Seine einstige Kindergartenpädagogin erkennt 
ihn sofort und informiert mich – ohne die Stimme 
zu senken – vor den Kindern: ‚Na, der Nino, so ein 
ungeschicktes Kind habe ich noch nie erlebt. Er stol-
pert immer über die gleichen Baumstämme und lernt 
einfach nicht, besser aufzupassen.‘ 

Nun wird mir klar, was los ist: Für Ninos Selbstwertge-
fühl ist es wohl leichter zu verkraften, als faul ange-
sehen zu werden als als ‚tollpatschiger Dummkopf‘. 
Ihn an seiner Begeisterung für und seinem Wissen 
über Biologie zu messen, statt mich auf seine Tollpat-
schigkeit zu fokussieren, tut unserer Schüler-Lehre-
rin-Beziehung sehr gut. Nino entwickelt im Laufe der 
Zeit ein gesundes Selbstwertgefühl, große Empathie 
und überdurchschnittlich hohe Sozialkompetenz.

Heute studiert Nino Biologie, hat viele Freunde. Mit 
drei von ihnen teilt er sich eine Wohngemeinschaft, 
mit einem gewinnt er zum zweiten Mal den öster-
reichischen Bandwettbewerb für junge Musiker. Sei-
ne ehemalige Lehrerin sagt: ‚Ich bin dankbar, dass 
ich Ninos selbstwertmindernde Fixierung auf seine 
Schwächen umlenken durfte, indem ich ihm half, sei-
ne Stärken zu erkennen, sich daran zu erfreuen und 
stolz darauf zu sein.‘ 

Was ist Beschämung? Wie kommt es 
dazu?

Hier spielen drei Aspekte zusammen: Zunächst ein-
mal stehen Leistung und Verhalten von Schüler/-in-
nen in einer dynamischen Entwicklung. Diese verläuft 
nicht linear. Es gibt immer ein Auf und Ab. Damit ist 
es auch unmöglich, dass Schüler/-innen immer gleich 
gut oder gleich schlecht sind. Dieser Mechanismus ist 
jenen, die beschämen, in der Regel nicht bewusst.  

Zweitens sehen wir nie das Ganze auf einmal, sondern 
nehmen immer nur einen Teil der jeweiligen Realität 
wahr. Dabei folgen wir unserer „inneren Landkarte“, 
über die wir unsere Sicht der Welt konstruieren und 
mit deren Hilfe wir unbewusst entscheiden, was wir 
wahrnehmen und worauf wir fokussieren. 

Bei der Beschämung wird jener Teil fokussiert, der 
gerade nicht gut funktioniert. Dieser Teil wird dann 
im Beisein von anderen als eine Inkompetenz und 
als dauerhaft zur Person gehörig dargestellt. Damit 
sind wir beim dritten Aspekt: Im Zusammenhang mit 
Beschämung braucht es die soziale Wirkung vor an-
deren. 

In diesem Prinzip steckt auch gleichzeitig die Lö-
sung. Die soziale Wirkung vor anderen kann genutzt 
werden, um den Fokus auf das Positive zu legen – auf 
das, was bereits gelingt – und darüber anerkennend 
vor den anderen zu reden. Das Nicht-Gelungene wird 
dabei nicht abgeschnitten, sondern als Vorausset-
zung für das Gelingen integriert.

Konstituierende Elemente der Beschämung: unbewusstes Verhalten, 
selektive Wahrnehmung, soziale Wirkung
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Über „jedesK!ND“

„jedesK!ND – das Bildungsnetzwerk“ ist eine partei-
politisch unabhängige Plattform mit Sitz in Wien/
Österreich. Sie hat sich zum Ziel gesetzt, eine Schule, 
die jedes Kind in seiner Einzigartigkeit und Freude 
am Entfalten unterstützt, zu fördern. Die gemein-
same Vision ist eine Schulgemeinschaft, in der Kin-
der, Eltern, Pädagog/-innen und Direktor/-innen 
einander wertschätzen und kooperieren. Mitglieder 
von „jedesK!ND“ sind neben Pädagog/-innen und 
Bildungswissenschafter/-innen engagierte Eltern 
und an Bildung interessierte Menschen. Eine Über-
sicht über aktuelle Initiativen und Praxisarbeiten 
von „jedesK!ND“, wie zum Beispiel die „Stärken-
Schatzsuche“, findet sich auf www.jedeskind.org 
unter „Projekte“. Darüber hinaus bietet der Verein 
spezielle Workshops für Pädagog/-innen zum Thema 
„Wertschätzen statt Beschämen“ an. Anfragen und 
Kontakt: office@jedeskind.org.

„Die tägliche engagierte Arbeit mit Kindern, die manchmal 
recht schwierige Kommunikation mit Eltern und das Einge-
bunden-Sein in eine Institution verlangt Pädagog/-innen 
sehr viel ab. Wenn Pädagog/-innen gut für Kinder sorgen 
wollen, müssen sie zuerst gut für sich selbst sorgen können.“ 

Peter Hofmann
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Themenblock 4_Bildungspolitische Herausforderungen

Von der CDU/CSU-Fraktion 
antwortete uns 
Dr. Dietlind Tiemann MdB, 
Berichterstatterin für den Na-
tionalen Bildungsrat, Mitglied 
im Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgen-
abschätzung des Deutschen 
Bundestages.

Von der Fraktion DIE LINKE 
antwortete uns 
Birke Bull-Bischoff MdB, 
bildungspolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE im 
Deutschen Bundestag, Mitglied 
im Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgen-
abschätzung des Deutschen 
Bundestages.

Von der FDP-Fraktion ant-
wortete uns Nicola Beer MdB, 
bildungspolitische Sprecherin 
der FDP-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Mitglied im Aus-
schuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung 
des Deutschen Bundestages.

Von der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN antwortete uns 
Margit Stumpp MdB, Spreche-
rin für Medien- und Bildungs-
politik der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN im Deutschen 
Bundestag, Mitglied im Aus-
schuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung 
des Deutschen Bundestages.

Deutschland hat gewählt: 
Bildungspolitik in der 19. Legisla-
turperiode
Im Hinblick auf den neu gewählten Deutschen Bundestag und die bestehenden bil-
dungspolitischen Probleme, wandte sich die Deutsche Kinderhilfe mit ein paar Fragen an 
die Abgeordneten der verschiedenen Fraktionen im Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages. 
Lesen Sie hier, was die Fraktionen für die Bildung von Kindern in Deutschland erreichen 
bzw. verbessern wollen.

Frage 1)
In Deutschland verlassen jährlich immer noch zahlrei-
che Jugendliche die Schule ohne Schulabschluss oder als 
Analphabeten. Das Armutsrisiko von Kindern mit keinem 
oder niedrigem Bildungsabschluss ist damit deutlich er-
höht. Insbesondere sozial schwache Familien fühlen sich 
oft alleingelassen, weil sie außerschulische Therapien z. B. 
bei einer bestehenden Legasthenie oder Dyskalkulie nicht 
finanzieren können. Der boomende Nachhilfemarkt ist da-
rüber hinaus ein Zeichen für das Versagen unseres Schul-
systems. 

Welche Maßnahmen werden Sie zur Lösung des Problems 
umsetzen?

Antwort von Dr. Dietlind Tiemann:
Alle Kinder in Deutschland sollen unabhängig von Herkunft, 
Einkommen oder Bildungsstand der Eltern die beste verfüg-
bare Bildung erhalten. Daher unterstützen wir gleicherma-
ßen leistungsschwache sowie leistungsstarke Schülerinnen 
und Schüler. Begleitend auf diesem Weg ist die Einführung 
eines Rechtsanspruchs auf außerschulische Betreuung/Ganz-
tagsbetreuung. Eine qualitative Ausgestaltung dieses Ange-
bots der Betreuung erhöht die Bildungschancen gerade für 
all jene Kinder, denen die Eltern nicht bei den Hausaufgaben 
helfen können. Als zuständige Berichterstatterin liegt mir 
dieses Thema ganz besonders am Herzen. Wir als CDU/CSU-
Bundestagsfraktion halten darüber hinaus am Ziel fest, die 
Zahl der Schulabbrecher spürbar und dauerhaft zu reduzieren, 
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etwa durch eine bessere Vernetzung zwischen Bildung und 
Wirtschaft. Darüber hinaus brauchen wir in der Gesellschaft 
eine Atmosphäre der Motivation und Bestärkung der Kinder. 
Wer fleißig lernt kann in Deutschland weit kommen – dieser 
Aufstiegsgedanke durch Bildung wird nicht mehr ausreichend 
vermittelt.

Antwort von Nicola Beer:
Bildung ist die Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben. 
Denn nur ein Mensch, der gelernt hat seine Welt zu verstehen, 
wird darin auch seinen eigenen Weg finden. Obwohl Bildung 
wesentlich über die Zukunftschancen der Menschen bestimmt, 
wird sie von staatlicher Politik vernachlässigt: Marode Schul-
gebäude, veraltete Ausstattung, häufige Unterrichtsausfälle, 
Abhängigkeit des Bildungserfolgs vom sozialen Status der 
Eltern und mittelmäßiges Abschneiden deutscher Schüler in 
internationalen Vergleichsstudien – all das ist Realität. Wir 
Freie Demokraten wollen das ändern. Damit jeder sein volles 
Potenzial ausschöpfen kann, wollen wir jedem Einzelnen ein 
Leben lang die weltbeste Bildung ermöglichen. Wir wissen: 
Das ist ein großes Ziel. Aber wir meinen: Es lohnt sich! Daher 
setzen wir uns dafür ein, dass modernste Bildung in Deutsch-
land zum Standard statt zum Privileg wird. Wir wollen, dass 
Deutschland bis 2030 wieder in allen Bildungsrankings zur 
Spitze gehört und Maßstäbe setzt. Deshalb fordern wir eine 
umfassende Modernisierung des Bildungssystems sowie eine 
Reform des Bildungsföderalismus.

Dabei muss es eine stärkere individuelle Förderung geben. 
Jedes Kind hat Talente und Potenziale, diese gilt es zu beför-
dern und gleichzeitig an vorhandenen Schwächen zu arbei-
ten. Je frühzeitiger hiermit angefangen wird, desto besser, 
denn schon in den ersten Lebensjahren wird die Basis für die 
weitere Bildungsbiografie gelegt. 

Daher setzen sich die Freien Demokraten für mehr Investi-
tionen in die frühkindliche Bildung ein. Krippen und Kin-
dergärten sind für uns Bildungseinrichtungen, nicht nur 
Betreuungsort. Hier können Erzieherinnen und Erzieher in 
Zusammenarbeit mit den Eltern eine passende Förderung si-
cherstellen und wo notwendig auch ergänzend tätig werden. 
Gerade Kinder ohne ausreichende Anregungen im Elternhaus 
– wie etwa für das Entdecken, Ausprobieren, Begreifen, Spie-
len, Wiederholen, Selbstvertrauen fassen – haben hier die 
Chance sich mit allen ihren Stärken zu entwickeln. Das ist eine 
wichtige Grundlage für den schulischen Bildungsweg sowohl 
im Hinblick auf Fähigkeiten und Kenntnisse, Sozialverhalten 
und Motorik als auch in Punkto Selbstbewusstsein und Moti-
vation. So gelingt für alle Kinder der Übergang in die Schule 
besser und wird Frustrationserlebnissen vorgebeugt, die häu-
fig mit zu den Gründen für spätere schlechte Lernleistungen 
oder gar Schulabbrüche zählen. 

Deshalb müssen Krippen und Kindergärten besser unterstützt 
werden bei Personal, Ausstattung und pädagogischer Arbeit. 
Multiprofessionelle Teams, etwa unter Einbeziehung von Lo-
gopäden oder Bewegungstherapeuten, gehören für uns dazu. 
Ferner ist im letzten Kindergartenjahr die Zusammenarbeit 
mit den übernehmenden Grundschulen entscheidend. 

Darüber hinaus müssen die Grundschulen mehr in den Fokus 
unseres Bildungssystems. Sie legen die weitere Grundlage 
für die Bildungskarriere unserer Kinder. Gerade hier müssen 
wir den aktuellen Lehrkräftemangel entschieden beenden, 
ausreichende Ganztagsangebote machen und den richtigen 
Rahmen für eine qualitätsvolle Bildungsarbeit gewährleisten.

Wir setzen uns für eine neue Schul- und Lernkultur ein. Unsere 
Kinder haben das Recht darauf, Wissen vermittelt zu bekom-
men und zu lernen, dass Leistung und Lernen sich lohnen. 
Lernen und gute Noten können sogar Spaß machen, wenn 
individuell gefördert wird und klar ist, dass Prüfungen keine 
Verurteilung, sondern eine Überprüfung des Wissensstandes 
sind.

Dabei können die neuen pädagogischen Instrumente der digi-
talen Bildung helfen, angefangen bei der Diagnose von Lern-
ständen und Lernschwierigkeiten bis hin zu pädagogischem 
Material und Möglichkeiten individueller Förderung durch 
speziell zugeschnittene Lernprogramme. Gerade für die von 
Ihnen angesprochenen Fälle von Legasthenie und Dyskalkulie 
hat die erziehungswissenschaftliche Forschung in Zusammen-
arbeit mit der Medizin hervorragende Instrumente entwi-
ckelt, die allen Schulen zur Verfügung stehen sollten. Recht-
zeitig eingesetzt könnte so Leserechtschreibschwächen und 
Dyskalkulie erfolgreich begegnet werden, so dass sie nicht 
den gesamten weiteren Bildungsweg belasten. Dazu gehört 
auch, außerschulische Unterstützung und Behandlung bei 
sich abzeichnenden Beeinträchtigungen und Behinderungen 
frühzeitiger auf Kosten der Krankenkassen zu ermöglichen. 
Ein derartiger präventiver Ansatz ist nicht nur wichtig für 
die Bildungserlebnisse des Kindes, sondern auch gesamtge-
sellschaftlich sinnvoller als erst dann aktiv zu werden, wenn 
Störungen sich voll ausgeprägt haben und eine Behandlung 
schwieriger und kostenintensiver ist. 

Ferner brauchen Kinder mit schlechten Lernleistungen und 
Motivationsproblemen kleinere Schulen und beständige Lern-
gruppen mit festen Bezugspersonen bei den Lehrkräften. Wir 
halten daher die Entwicklung, spezialisierte Hauptschulen 
und mancherorts sogar Realschulen abzuschaffen und durch 
immer größere Gesamtschulen zu ersetzen, für sehr proble-
matisch. In Schulen mit zum Teil über tausend Schülerinnen 
und Schülern sind solche Kinder meist im wahrsten Sinne des 
Wortes „verloren“. Ihre Probleme werden schlechter gesehen 
und angegangen, auch weil der Einzelne schnell in der Masse 
„abtauchen“ kann. Hier können kleine Gruppen an speziali-
sierten Schulen in der Regel besser, weil individueller helfen, 
auch weitergehende Schulabschlüsse zu erreichen. 
Darüber hinaus ist es wichtig, dass die weiterführenden Schu-
len mit Ausbildungsbetrieben in ihrer Umgebung zusammen-
arbeiten. Sinnvolle Berufspraktika, eine rechtzeitige Berufs- 
und Studienorientierung auf der Basis einer Neigungs- und 
Kompetenzfeststellung in Klasse 7/8 schaffen die Vorausset-
zung für einen guten Übergang in Ausbildung oder Studium. 
Wo im weiteren Ausbildungsverlauf in Berufsschule oder Be-
trieb Probleme auftauchen, die zu einem Ausbildungsabbruch 
führen können, sollte die punktuelle Begleitung und Bera-
tung durch pädagogische Spezialisten erfolgen. 
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Zudem ist noch zu wenig bekannt, dass ein fehlender Schul-
abschluss auch parallel zu einer Berufsausbildung nachgeholt 
werden kann. Handwerk und Gewerbe bieten so in Zusammen-
arbeit mit den Berufsschulen eine wichtige Möglichkeit, auch 
noch zu einem späteren Zeitpunkt erfolgreich in den Beruf 
einzusteigen. Wir sollten alles daransetzen, mit einer Kultur 
der „zweiten oder auch dritten Chance“ jedem in unserer Ge-
sellschaft Teilhabe und Selbstbestimmung zu ermöglichen. 

Antwort von Birke Bull-Bischoff:
Jedes Kind und jeder Jugendliche verdient die Chance, seine 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu entfalten. Durch Armut wird 
ihnen dieses Recht genommen. Da Armut viele Gesichter hat – 
nicht alle Betroffenen sind im Hartz IV-Bereich – gibt es viele 
Stellschrauben, die anzupacken sind, die wir als Opposition 
fordern: Gebührenfreiheit in der Bildung, Stärkung der Schu-
len durch Verbesserung der Rahmenbedingungen, damit sie 
ihrer Aufgabe der Vermittlung von Grundbildung wieder ge-
recht werden können, die Verankerung eines Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung, Stärkung der Jugendberufshilfe und 
der Jugendsozialarbeit. 

Kindergeld und Unterhaltsvorschuss sollten nicht mehr auf 
Hartz-IV-Leistungen angerechnet werden. Das würde vielen 
Familien und Kindern helfen, die von Armut betroffen sind. 
Das BAföG muss armutsfest werden. Daneben fordern wir 
Linke eine Mindestausbildungsvergütung von 80 Prozent der 
durchschnittlichen Ausbildungsvergütungen und den Ausbau 
assistierter Ausbildung. Löhne, von denen man leben kann, 
und Sozialleistungen, die vor Armut schützen. Der Mindest-
lohn muss rauf auf 12 Euro die Stunde und wir brauchen eine 
Kindergrundsicherung. Systematische Niedriglohnbeschäfti-
gung in Form der Leiharbeit muss abgeschafft werden und die 
Möglichkeit der sachgrundlosen Befristung ist zu streichen.

Antwort von Margit Stumpp:
Gemeinsame Antwort zu 1) und 2)
Wir wollen endlich das unsägliche Kooperationsverbot ab-
schaffen, weil es dringend benötigte Investitionen in die 
Bildung verhindert. Diese brauchen wir jedoch dringend, um 
endlich den Bildungserfolg und die Zukunftschancen der jun-
gen Menschen vom sozialen Status der Eltern zu entkoppeln. 
Es ist beschämend für ein so reiches Land wie das unsere, 
dass die Zukunftschancen der Kinder und Jugendlichen so eng 
mit der sozialen Herkunft verbunden sind und es so wenig 
Durchlässigkeit gibt. Hier könnten mehr und bessere Ganz-
tagsschulen helfen, die mit mehr Zeit und Personal sowie 
mithilfe von interdisziplinären Teams individuelle Förderung 
realisieren.

Die Bundesregierung versucht gerade, das Kooperationsver-
bot ein wenig zu lockern. Ob das klappt, steht noch in den 
Sternen. Weder im Bundesrat noch im Bundestag ist die er-
forderliche 2/3-Mehrheit für diese Verfassungsänderung ge-
sichert.
Wir hingegen wollen einen Kooperationsparagrafen im Grund-
gesetz schaffen. Dieser eröffnet Bund und Ländern die Mög-
lichkeit einer dauerhaften und nachhaltig finanzierten Zu-

sammenarbeit in der Bildungspolitik und könnte die Schulen 
endlich aus der Kreidezeit herausführen.

Außerdem kämpfe ich für eine Ausbildungsgarantie: Mit dem 
Schulabschluss steht Jugendlichen die Welt offen – sollte sie 
zumindest. Wir wollen allen jungen Menschen einen Weg in 
ihre Zukunft ebnen, ohne dass sie in Sackgassen landen. Zehn-
tausende junge Menschen, die eigentlich eine Ausbildung an-
fangen wollten, landen jährlich im „Übergangssystem“. Das 
ist volkswirtschaftlicher Un- und bildungspolitischer Irrsinn. 
Das darf so nicht weitergehen. 

Die Idee der grünen Ausbildungsgarantie: Jede und jeder 
Jugendliche soll direkt nach der Schule eine anerkannte Be-
rufsausbildung beginnen können. Das heißt, jedeR erhält bis 
spätestens zum 30. September verbindliche Angebote für ei-
nen Ausbildungsplatz. Die staatliche Ergänzung des dualen 
Systems verschiebt sich von parallelen Angeboten hin zur ge-
zielten Förderung im Betrieb. Durch den Ausbau der Assistier-
ten Ausbildung und ausbildungsbegleitender Hilfen schaffen 
mehr Jugendliche den direkten Übergang in die betriebliche 
Ausbildung.

Frage 2)
Um ein Ende des Bildungsflickenteppichs in Deutschland 
einzuleiten und die aktuellen bildungspolitischen Heraus-
forderungen meistern zu können, wird zunehmend der sog. 
kooperative Bildungsföderalismus gefordert, der mit einer 
Lockerung bzw. Aufhebung des im Grundgesetz veranker-
ten Kooperationsverbots einhergehen soll. 

Wie ist Ihre Position hierzu?

Antwort von Dr. Dietlind Tiemann:
Die teilweise bestehende Unvereinbarkeit der Bildungsstan-
dards, Schulformen und Abschlüsse ist ein unhaltbarer Zu-
stand. Schulbildung ist nach der Ordnung des Grundgesetzes 
allerdings Ländersache und sollte es bleiben. Dies gilt umso 
mehr für die inhaltliche Verantwortung der schulischen Bil-
dung. Die Kultusministerkonferenz hat bis heute keine über-
zeugenden Lösungen zur besseren Vereinbarung von Qualität, 
Vergleichbarkeit und Transparenz der Bildungssysteme gefun-
den. Daher setze ich mich für die zügige Einrichtung eines 
„Nationalen Bildungsrates“ ein. Dieses Gremium wird konkre-
te Vorschläge für diesen Dreiklang – Qualität, Transparenz, 
Vergleichbarkeit – unterbreiten. Entscheidend ist aus meiner 
Sicht, dass wir „Bildungspraktiker“, die mitten im Berufs-
alltag stehen, einbeziehen und ihren Erfahrungen ein Gewicht 
und eine Stimme verleihen.

Antwort von Nicola Beer:
Wir Freien Demokraten halten eine grundlegende Reform un-
seres Bildungsföderalismus für notwendig. Dazu wollen wir 
Investitionen in Bildung zu einer prioritären gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe machen. Die umfassende Modernisie-
rung unseres Bildungssystems, wie wir sie anstreben, würde 
Länder und Kommunen allein überfordern. Bei der anstehen-
den Grundgesetzänderung legen wir jedoch Wert darauf, dass 
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nicht nur in Bauten und Ausstattung, sondern auch in Qua-
lität bei Lehrkräften, Lehrinhalten und Ganztagsangeboten 
investiert wird. 

Dazu gehört für uns, dass bundesweite Bildungsstandards 
überall in Deutschland umgesetzt werden. Das erleichtert die 
Mobilität zwischen den Bundesländern und gibt Verlässlich-
keit für den weiteren Weg in Ausbildung und Studium. Gerade 
Schulabschlüsse müssen daher über einheitlich auf der Basis 
dieser bundesweiten Bildungsstandards gestellten Abschluss-
prüfungen vergleichbarer werden, ohne dass es eine Anglei-
chung nach unten gibt. 

Zudem gehört für uns mehr Eigenständigkeit der Schulen zur 
notwendigen Qualitätsoffensive Schule. Wie die PISA-Studie 
zeigt, erzielen Kinder an Schulen mit größerer Gestaltungs- 
und Entscheidungsfreiheit deutlich bessere Leistungen. Denn 
wer eigene Entscheidungshoheit bei Organisation, Budget, 
Profilbildung und Personal besitzt, übernimmt auch enga-
giert Verantwortung und kann für beste Ergebnisse sorgen. 
Daher sollen Schulen selbst über ihren Haushalt, ihr Profil und 
ihr Personal entscheiden können. Die bundesweit einheitli-
chen Bildungsstandards geben das Ziel vor, sich am Niveau 
der besten Bildungseinrichtungen der Welt zu orientieren. Ob 
die einzelne Schule sie erreicht, wird geprüft und transpa-
rent gemacht. Um die Standards erreichen zu können, müssen 
Schulen durch exzellente Fortbildungen bei der Schul- und Un-
terrichtsentwicklung unterstützt werden. Schulen mit beson-
deren Problemen, Schulen in Brennpunkten und Schulen, die 
noch hinter den Ergebnissen vergleichbarer Schulen zurück-
bleiben, müssen besonders unterstützt werden, beispielswei-
se hinsichtlich der Lehrer-Schüler-Relation. Um es Eltern und 
Schülern leichter zu machen, die für sie passende Schule zu 
finden, wollen wir eine transparente Evaluation der einzelnen 
Schulen und Lehrer ermöglichen und dabei eng mit Eltern und 
Schülern zusammenarbeiten. Die Ergebnisse der Qualitäts-
analyse und der Lernstandserhebungen sollen anschließend 
durch die Schulen im Internet veröffentlicht werden.

Antwort von Birke Bull-Bischoff:
Wir fordern das Grundgesetz dahingehend zu ändern, dass 
das bestehende Kooperationsverbot zwischen Bund und Län-
dern vollständig aufgehoben und eine Gemeinschaftsaufgabe 
Bildung verankert wird. DIE LINKE kämpft seit langem für die 
Herstellung von Vergleichbarkeit und Durchlässigkeit im Bil-
dungssystem sowie für die Abkopplung des Bildungserfolgs 
von der sozialen Herkunft. Gute Bildung für alle ist ein ge-
samtgesellschaftliches Anliegen und muss auch so finanziert 
werden – von Bund, Ländern und Kommunen kooperativ. 

Wir brauchen u. a. gemeinsame gleiche Bildungsstandards 
und Bildungsziele, gleiche soziale Rahmenbedingungen, 
bundesweit geltende Regelungen für die Anerkennung von 
Abschlüssen und für Zugangsvoraussetzungen. Wir wollen vor 
allem in die Herstellung gleicher Rahmenbedingungen an den 
Schulen und den Ausbau von Ganztagsschulen investieren. 
Inklusive Bildung, Digitalisierung und die Ausstattung von 
Bildungseinrichtungen mit modernen Lehr- und Lernmitteln 
erfordern eine dauerhafte Mitfinanzierung durch den Bund. 

In ländlichen Gebieten oder in sozialen Brennpunkten wird 
deutlich mehr Geld benötigt. Deshalb sollen die finanziellen 
Mittel nicht pauschal, sondern bedarfsorientiert vergeben 
werden.

Eine Möglichkeit wäre, ein Bundesbildungsrahmengesetz zu 
entwickeln, in dem u. a. die Regelung der Zuständigkeiten 
und des Zusammenwirkens von Bund, Ländern und Kommu-
nen, Grundsätze der Bildungsfinanzierung und zur Siche-
rung materieller, personeller Rahmenbedingungen sowie zu 
Bildungszielen, gemeinsame gleiche Bildungsstandards und 
Rechtsansprüche festgelegt werden. 

Antwort von Margit Stumpp:
Siehe gemeinsame Antwort zu 1) und 2) 

Frage 3)
Im heutigen digitalen Zeitalter ist die Vermittlung und 
Förderung von Medienkompetenz in der Schule für Kin-
der und Jugendliche unverzichtbar. Eine aktuelle Studie 
des Monitors Lehrerbildung hat jedoch gezeigt, dass die 
angehenden Lehrkräfte jeglicher Schulformen und Fächer 
heutzutage vielerorts ihr Studium abschließen können, 
ohne den pädagogisch sinnvollen Einsatz digitaler Medien 
im Unterricht erlernen zu müssen – das Thema ist meist 
optionaler Studieninhalt. 

Welche Möglichkeiten sehen Sie, diesen Missstand zu be-
heben? 

Wie bewerten Sie diesbezüglich den Erfolg der „Quali-
tätssoffensive Lehrerbildung“?

Geht der „DigitalPakt Schule“ in die richtige Richtung 
und wie können dadurch konkret Schritte zur Verbesse-
rung der geschilderten Problematik erzielt werden?

Antwort von Dr. Dietlind Tiemann:
Die Bundesländer (Bildungs- und Wissenschaftsminister) und 
Hochschulen sehe ich in der Pflicht, die Lehrerausbildung an 
die nun auch nicht mehr ganz neuen Herausforderungen und 
Möglichkeiten der Digitalisierung anzupassen. Dort gibt es 
in der Tat Nachholbedarf. Aber auch für die bereits aktiven 
Lehrerinnen und Lehrer müssen geeignete Weiterbildungsan-
gebote geschaffen werden. Sorgen bereitet mir die unkontrol-
liert wachsende Anzahl von Quereinsteigern in den Schulen.

Die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ ist ein wichtiger Bau-
stein, bei dem der Bund gemeinsam mit den Ländern an ei-
nem Strang zieht. Dieses Programm werden wir bis zum Jahr 
2023 fortführen, müssen aber gleichzeitig weiterhin eine 
enge inhaltliche Begleitung gewährleisten, die sich an den 
konkreten Bedürfnissen orientiert. Die stärkere Gewichtung 
bei der Vermittlung digitaler Kompetenzen halte ich für zwin-
gend erforderlich.
Beim DigitalPakt Schule wird es darauf ankommen, dass die 
Länder ihren darin vereinbarten Pflichten nachkommen und 
ihre jeweilige Lehrerausbildung zukunftsfest machen. Kin-
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der und Jugendliche wollen und sollen einen kompetenten 
Umgang mit digitaler Technologie erlernen, ohne dass die 
Kerninhalte in der Folge vernachlässigt werden. Ohne die 
Grundlagen etwa in Deutsch und Mathematik geht es nicht. 
Die digitalen Möglichkeiten sind das Instrument und nicht der 
Inhalt des schulischen Lernens.

Antwort von Nicola Beer:
Bereits heute bestehen vielfältige Möglichkeiten, digitale 
Medien im Unterricht zu nutzen und die Digitalisierung des 
Bildungsbereiches als Chance zu begreifen. Vor diesem Hinter-
grund ist der Einsatz digitaler Systeme nahezu in allen Alters-
stufen verantwortbar und soll dabei nicht Primärerfahrungen 
ersetzen. Ein solcher Einsatz wird überwiegend punktuell 
sein, analog der Verwendung von Büchern und Arbeitsblät-
tern im Unterricht. Kinder sollen entsprechend ihrer Entwick-
lung und unter Berücksichtigung der fachwissenschaftlichen 
Erkenntnisse an den Gebrauch von digitalen Geräten heran-
geführt werden, um den verantwortungsvollen Umgang zu 
lernen und die notwendigen Kompetenzen im Bereich der 
Medienbildung und -nutzung zu erwerben. Dabei sollen un-
sere Lehrkräfte den Kindern Lust an Fortschritt und Technik 
ebenso vermitteln können, wie dazu beitragen, sich mündig 
den Problemlagen zu stellen. Dies ist gerade mit Blick auf die 
Berufsschulen, die sich zudem der Veränderung der Berufsbil-
der und der Arbeit 4.0 widmen müssen, unabdingbar.

Digitale Bildungsangebote und anwendungsorientierte E-
Learning-Programme müssen daher fester Bestandteil der 
Lehrerbildung sein, sodass die Lehrkräfte im Umgang mit und 
zum Einsatz von neuen digitalen Medien befähigt und dar-
in unterstützt werden. Unabdingbare Voraussetzung ist die 
sachgerechte psychologisch-didaktische und fachdidaktische 
Aus- bzw. Weiterbildung der Lehrkräfte für den Einsatz digi-
taler Medien.

Deshalb setzen wir uns für eine diesbezügliche Lehrerfortbil-
dungsoffensive und eine Reform der Lehrerausbildung ein. 
Alle Lehrkräfte müssen so schnell wie möglich darin ausgebil-
det sein, die Zusammenhänge in der digitalen Welt zu kennen 
und erläutern zu können, digitale Lehr- und Lernmaterialien 
im Unterricht zielgerichtet einsetzen und den Jugendlichen 
Medienkompetenz vermitteln zu können.

Dass die Qualitätsoffensive Lehrerbildung in diesem Zusam-
menhang nun auch mit dem Schwerpunkt Digitalisierung wei-
tergeführt werden soll, ist ein gutes Zeichen, doch noch lange 
nicht ausreichend. Der Fokus muss schon im Studium gelegt 
werden, denn ob und wie Medienbildung eine Rolle spielt, 
hängt vom einzelnen Dozenten und der jeweiligen Studien-
ordnung ab. Gerade hier braucht es eine sehr viel stärkere 
Verpflichtung.
Es ist außerdem zweifelhaft, ob die investierten Mittel in 
der zweiten Förderrunde der Qualitätsoffensive Lehrerbil-
dung ausreichen. Die geplanten 64 Millionen sind Ansätze 
zur Unterstützung der Länder im Rahmen des Bund-Länder-
Staatsvertrages, die Länder müssen jedoch dafür sorgen, 
dass die KMK-Strategie „Bildung in der digitalen Welt“ auch 
umgesetzt wird.

Hier sehen wir die Länder in der Pflicht, eigene Projekte anzu-
stoßen und nicht nur auf Initiativen vom Bund zu warten. Die 
Schulträger haben Schulen zum Teil schon gut ausgestattet, 
jedoch haben die Länder Schwierigkeiten, die Infrastruktur 
aufrechtzuerhalten. Auch Fort- und Weiterbildung von Leh-
rern müssen von den Ländern viel stärker vorangetrieben 
werden. Sie sollten sich in einem Staatsvertrag verpflichten, 
ihr Lehrpersonal in den nächsten Jahren mittels einer Fortbil-
dungsoffensive dahingehend weiterzubilden, dass die Infra-
struktur auch tatsächlich eingesetzt und genutzt wird.

Der „DigitalPakt Schule“ geht in die richtige Richtung, aber er 
ist uns zu wenig ambitioniert und kommt zu spät. Trotz jah-
relanger Diskussionen ist die Finanzierung bei Bund, Ländern 
und den Schulträgern auf kommunaler Ebene immer noch 
nicht gesichert. Die Bundesregierung und die Landesregie-
rungen verschlafen hier die Zukunft einer ganzen Schülerge-
neration. Zudem droht ein erneuter Flickenteppich, da nicht 
über alle drei Ebenen gemeinsam zielgerichtet und zügig 
genug vorgegangen wird. Um unser Bildungssystem digital 
auf internationales Niveau zu heben und damit die Bildungs-
chancen für alle Kinder und Jugendlichen in einer digitalen 
und globalisierten Welt zu sichern, muss jetzt sofort umfas-
send modernisiert werden: bei der Ausstattung aller Schulen 
inklusive Breitbandanschluss und WLAN, bei den Lehrplänen, 
Lehr- und Lernmaterialien sowie in der Lehreraus- und -wei-
terbildung. Alle diese Bereiche müssen Hand in Hand gehen, 
denn sie bedingen sich gegenseitig. 

Ferner brauchen die Schulen eine bessere Unterstützung bei 
der Umsetzung von Digitalisierungskonzepten vor Ort und 
technisches Fachpersonal zur Pflege und Sicherung der digi-
talen Infrastruktur (Anschlüsse, Geräte, Netzwerke und Soft-
ware). 

Zudem sollten die Schulen eigenständig entscheiden können, 
ob sie mit mobilen Endgeräten im Schuleigentum oder unter 
Einbindung von im Eigentum der Schülerinnen und Schüler 
stehenden mobilen Endgeräten arbeiten („Bring your own 
device“). Damit letzteres für alle Kinder möglich ist, gilt es, 
die Anschaffung solcher Geräte über das Bildungsweg- und 
Teilhabe-Paket sicherzustellen. 

Antwort von Birke Bull-Bischoff:
Bildung in einer durch Digitalisierung und Mediatisierung be-
einflussten Welt benötigt eine umfassende Medienbildung und 
entsprechende Rahmenbedingungen der jeweiligen Bildungs-
bereiche und Lernumgebungen. Medienkompetenz ist für ei-
nen selbstbestimmten, kritischen und partizipativen Umgang 
mit Medien eine Grundvoraussetzung. Sie ist die Basis jedes 
Einzelnen für eine soziale, gesellschaftliche und berufliche 
Teilhabe in einer digitalisierten Welt. DIE LINKE tritt dafür 
ein, Medienbildung in den Lehr- und Bildungsprogrammen der 
Bundesländer verpflichtend zu verankern. Umso wichtiger ist 
auch eine verbindliche Vermittlung und Förderung von Medi-
enpädagogik in der Lehreraus- und -weiterbildung. Denn an 
einigen Hochschulen reicht das Angebot derzeit nicht für alle 
Lehramtsstudierenden aus, um medienpädagogische Kompe-
tenzen zu erwerben. Der „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ 
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fehlt es da leider an Breitenwirkung und sie bleibt ein Leucht-
turmprojekt. Doch gerade dafür bedarf es einer flächen-	
deckenden nachhaltigen Verankerung solcher Studieninhalte 
mit verbindlichen Standards. Inwiefern der DigitalPakt Schule 
im Zusammenspiel mit der Strategie der Länder „Bildung in 
der digitalen Welt“ nachhaltig an allen Schulen seine Wirkung 
entfalten kann, bleibt abzuwarten. 

Antwort von Margit Stumpp:
Eines vorweg: Digitale Medien können den Unterricht berei-
chern und ergänzen, sind aber kein Allheilmittel. Der geeigne-
te Einsatz und das fachkundige Anleiten durch Lehrer*innen 
sind dabei fundamental. Technik muss der Pädagogik folgen. 

Schule hat die Aufgabe, junge Menschen zu einem selbstbe-
stimmten, kompetenten und sozial verantwortlichen Umgang 
mit ihrer Umgebung zu befähigen, auch und gerade in der 
digitalen Welt. Neben der passenden Infrastruktur an Schulen 
sind auch fachdidaktische Konzepte notwendig. Die zentralen 
Fragen lauten: Welche Kompetenzen müssen junge Menschen 
erlernen, um sich in einer rasant veränderten Wirklichkeit zu-
rechtzufinden und den digitalen Wandel nachvollziehen und 
selbst gestalten zu können? Und: Welche Voraussetzungen 
müssen eigentlich erfüllt sein, damit Lehrkräfte diese Fertig-
keiten kompetent vermitteln können?

Beide Antworten bleibt Bildungsministerin Karliczek schuldig 
und scheitert darüber hinaus gerade am DigitalPakt Schule. 
Denn während unsere Nachbarn in Skandinavien und dem Bal-
tikum seit Jahren die Schule der Zukunft gestalten, verliert 
sich die Bundesrepublik im föderalen Hickhack und verpasst 
den Anschluss. 

Trotz der „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ droht laut MINT-
Nachwuchsbarometer weiterhin ein großer Lehrkräftemangel. 
Die Mittel dafür werden leider nicht vollständig abgerufen, 
was sehr bedauerlich ist.

Digitale Bildung muss immer auch Medienbildung sein. Sie 
muss dabei Strategien vermitteln, um Informationen erfas-
sen, den Wahrheitsgehalt prüfen und letztendlich einordnen 
zu können. Das ist ein dringender Handlungsauftrag an die 
Politik und schließt auch die entsprechende Aus- und Weiter-
bildung der Lehrkräfte mit ein.

Hier ist Zusammenarbeit erforderlich: Bund, Länder und Kom-
munen müssen sich auf eine umfassende politische Strategie 
verständigen, die föderales Zuständigkeitsgerangel hinter 
sich lässt. 

Frage 4)
Der Anteil der Schulkinder, die Förderschulen besuchen, geht 
nur sehr langsam zurück; viele Lehrkräfte fühlen sich mit der 
Inklusion überfordert – von „Schein-Inklusion“ ist die Rede. 

Sehen Sie ggf. auf bundespolitischer Ebene Regelungsbe-
darf, um die Länder bei der Herausforderung einer gelin-
genden Inklusion zu unterstützen?

Antwort von Dr. Dietlind Tiemann:
Im Mittelpunkt jeder schulischen Arbeit steht das Wohl des 
einzelnen Kindes, das während seiner Schullaufbahn indivi-
duelle Beschulung, Förderung, Begleitung und Unterstützung 
auf dem Weg zu einer möglichst selbstständigen Teilhabe an 
der Gesellschaft erfahren sollte. Dazu halten CDU und CSU 
am Prinzip der Wahlfreiheit fest: Die Eltern sollen aus den 
vielfältigen Angeboten wählen und über den bestmöglichen 
Bildungsweg für ihr Kind entscheiden können. Dies kann die 
Beschulung in der Regelschule sein, aber auch eine Förder-
schule, eine Förderklasse oder eine andere besondere Förder-
maßnahme. Tatsächlich wird hier in einigen Bundesländern 
ein fataler Weg beschritten: In Brandenburg wurden bei-
spielsweise gut funktionierende Förderschulen geschlossen 
und der nachgewiesene Bedarf nicht anderweitig gedeckt. 
Die Zahlen zeigen sogar einen Anstieg der förderbedürftigen 
Kinder und Jugendlichen. Durch den fast bundesweiten Leh-
rer- und Erziehermangel verschärft sich die Situation vieler-
orts dramatisch. Gleichzeitig kann es keine Rosinenpickerei 
der Länder geben, die gern nach finanzieller Unterstützung 
des Bundes rufen, sich aber inhaltlich und strukturell nichts 
vorschreiben lassen wollen. Als geeigneten Impulsgeber sehe 
ich an dieser Stelle wiederum den „Nationalen Bildungsrat“, 
der fachlich fundiert und vor allem bundesweit vergleichbar 
Empfehlungen für gelingende Inklusion erarbeiten soll. 

Antwort von Nicola Beer:
Für uns Freie Demokraten müssen auch Schülerinnen und 
Schüler mit Förderbedarf oder Einschränkungen die bestmög-
liche Bildung und Förderung erhalten. Denn der Anspruch auf 
die weltbeste Bildung gilt für alle Kinder. In diesem Sinne ist 
aus unserer Sicht auch die UNO-Konvention über die Rechte 
der Menschen mit Behinderung zu verstehen: Das Wohl des 
Kindes muss im Mittelpunkt stehen und nicht allgemeine ge-
sellschaftliche Vorgaben. Auf das einzelne Kind kommt es an. 
Das Ziel, Kinder mit Förderbedarf weitgehend in Regelschu-
len zu integrieren, ist richtig und wird seit Jahrzehnten in 
Deutschland verfolgt. Das radikale Verständnis einer kompro-
misslosen Inklusion, wie es vielfach gefordert und betrieben 
wird, nimmt aber weder auf den Förderbedarf des Einzelnen 
noch auf die Integrationsfähigkeit von Regelklassen Rück-
sicht. 

Wir setzen uns daher für das sogenannte Zweisäulen-Modell 
ein, bei dem inklusive Beschulung in Regelschulen neben den 
Möglichkeiten der Förderschulen besteht. Die völlige Schlie-
ßung von spezialisierten Förderschulen, in denen Kinder 
passend zu ihrem Bedarf – ob dauerhaft oder phasenweise 
– gefördert werden können, ist ein Fehler, da dies oft nicht 
dem Kindeswohl dient und immer wieder auch gegen den El-
ternwillen vorgenommen wird. 

Gemeinsamer Unterricht soll bestmögliche Förderung aller 
Schülerinnen und Schüler ermöglichen. Das kann nur dann 
und dort gelingen, wo die Ausstattung der Schulen und die 
Ausbildung der Lehrkräfte darauf eingerichtet sind. Wir set-
zen uns daher für eine qualitativ gestaltete Inklusion ein. 
Wir fordern verbindliche Qualitätsstandards für den inklusi-
ven Unterricht. Dazu gehört insbesondere, dass genügend 
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speziell für den jeweiligen Förderschwerpunkt ausgebildete 
Pädagogen eingebunden sind. Kann ein solcher Standard zum 
Beispiel wegen fehlendem Fachpersonal, wie Gebärdendol-
metscher, oder mangelnder Ausstattung nicht entsprochen 
werden, können an diesen Schulstandorten keine inklusiven 
Lerngruppen gebildet werden bis die notwendigen Rahmen-
bedingungen hergestellt sind. Im Übergang kann die Ein-
richtung sogenannter Schwerpunktschulen helfen, die Mög-
lichkeiten inklusiver Beschulung qualitätsvoll zu erhöhen. 
Hierbei werden an verschiedenen Regelschulen unterschied-
liche Schwerpunkte bezüglich der verschiedenen Formen von 
Beeinträchtigungen und Behinderungen eingerichtet, so dass 
allen Kindern und Eltern, die eine inklusive Beschulung wün-
schen, eine passende Möglichkeit in Wohnortnähe geboten 
wird, wenn auch nicht an jeder Schule. 

Ferner müssen Regelschulkräfte in Aus- und Weiterbildung auf 
den Einsatz im inklusiven Unterricht vorbereitet werden und 
wäre auch in der Ausbildung für Förderschullehrkräfte eine 
Verbreiterung der Kenntnisse in allen Beeinträchtigungs- und 
Behinderungsformen jenseits der Spezialisierung auf jeweils 
zwei Förderschwerpunkte sinnvoll. 

Diese Bedingungen herzustellen, ist Aufgabe der Bundeslän-
der und der Schulträger auf kommunaler Ebene. Der Bund 
sollte jedoch seine Mitsprachemöglichkeiten in der Kultusmi-
nisterkonferenz nutzen, auf baldige gemeinsame Qualitäts-
standards hinzuwirken.

Antwort von Birke Bull-Bischoff:
Nach der neuesten Studie des Bildungsforschers Klemm ma-
chen manche Bundesländer Fortschritte, doch in einzelnen 
Bundesländern gehen die Exklusionsquoten (Kinder, die auf 
eine Förderschule gehen) sogar wieder nach oben, etwa in 
Bayern. Die Studie verdeutlicht auch, wie regional unter-
schiedlich der Stand der Umsetzung von Inklusion ist. Die 
politische Halbherzigkeit in den letzten Jahren zeigt sich 
auch daran, dass der Rückgang seit 2008 lediglich 0,6 Pro-
zent beträgt. Das ist beschämend wenig, wie ich finde. 2008 
gingen 4,9 Prozent aller Kinder auf eine Förderschule, 2017 
noch 4,3 Prozent. Umso wichtiger ist es, die Umsetzung in-
klusiver Bildung endlich als eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe zu begreifen. Auch im Bereich der Umsetzung von 
inklusiver Bildung muss die Kooperation zwischen Bund und 
Ländern darum ausgebaut und das Kooperationsverbot in der 
Bildung komplett aufgehoben werden, damit sich der Bund 
nicht weiter heraushalten kann. Inklusion muss endlich über-
all umgesetzt werden. Hier zeigt sich einmal mehr, wie wich-
tig ein kooperativer Bildungsföderalismus wäre. In den letz-
ten Wahlperioden haben wir Linke immer wieder umfassende 
Forderungen zur Umsetzung von Inklusion für die einzelnen 
Bildungsbereiche im Bundestag vorgelegt.

Antwort von Margit Stumpp:
Behinderte Menschen stoßen in vielen Lebensbereichen auf 
Barrieren und Ausgrenzung. Im Bildungsbereich landen sie 
dann oft in Förderschulen, in denen Menschen mit Behin-
derungen unter sich bleiben. Beides widerspricht der UN-
Behindertenrechtskonvention. Wir Grüne im Bundestag treten 

für eine inklusive Gesellschaft ein, was auch ein inklusives 
Schulsystem erfordert. Ich trete daher ein für „Eine Schule für 
alle“, in der behinderte und nicht behinderte Kinder zusam-
men lernen und jedeR gemäß seinen/ihren Bedürfnissen und 
Talenten gefördert wird. 

Der Blick in andere Länder wie etwa Finnland zeigt, dass 
inklusive Bildung allen Kindern und Jugendlichen nützt. 
Deutschland leistet sich derzeit faktisch voneinander ge-
trennte Schulsysteme mit Regel- und Förderschulen. Das 
hat vor allem für diejenigen negative Folgen, die eine För-
derschule besuchen. Seit Jahren verlassen rund drei Viertel 
aller Förderschüler*innen die Schule ohne Abschluss. Dar-
über hinaus schämen sich Kinder und Jugendliche häufig 
dafür, eine Förderschule zu besuchen. Spätestens mit der 
Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen wurde 
international deutlich, dass das Recht auf Bildung als allge-
meines Recht auf inklusive Bildung zu verstehen ist. Auf die 
Umsetzung dieses Rechts hin geprüft, wurde die Situation in 
Deutschland bereits 2015 klar kritisiert. Der Ausschuss der 
Vereinten Nationen für die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen empfahl eine Strategie und einen Aktionsplan inklu-
sive Zeitplan mit spezifischen Zielvorgaben zum Aufbau eines 
inklusiven Bildungssystems zu entwickeln: Auf allen Ebenen 
sind notwendige Finanzmittel und erforderliches Personal zur 
Verfügung zu stellen. Trennende Strukturen wie Förderschulen 
müssen endlich zurückgebaut werden. 

An Regierungsparteien ergänzend Frage 5)
Gemäß dem aktuellen Koalitionsvertrag soll im Rahmen 
des bestehenden Teilhabepakets allgemeine Lernförderung 
auch dann möglich sein, wenn die Versetzung nicht unmit-
telbar gefährdet ist.

Wann ist mit einer entsprechenden Neuregelung im Bil-
dungs- und Teilhabepaket zu rechnen bzw. wann wird 
diese voraussichtlich in Kraft treten?

Antwort von Dr. Dietlind Tiemann:
Insbesondere Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die 
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld oder Sozialhilfe erhalten oder 
deren Eltern den Kinderzuschlag oder Wohngeld beziehen, 
haben grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf Bildungs- und 
Teilhabeleistungen. Das ist nicht nur richtig und notwendig, 
sondern mitunter eine Grundvoraussetzung für die Gestaltung 
einer erfolgreichen Bildungskarriere. Unterstützung bei den 
Kosten etwa für Mittagessen, Schulbedarf, Sport oder Ausflü-
ge sorgen zudem für ein gleichberechtigtes Aufwachsen. Die 
Umsetzung des Bildungspakets wird vor Ort in den Kreisen 
und kreisfreien Städten organisiert. Als ehemalige Oberbür-
germeisterin kann ich versichern, dass die Beantragung der 
Förderung so unbürokratisch wie möglich zu halten ist. Auch 
an dieser Stelle gilt es, das Ineinandergreifen von Kommunen, 
Ländern und Bund zum Wohl der Kinder weiter zu verbessern.
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